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haben Ansuchen für 2294 Wohnungen mit beantrag­
ten Darlehen von 134,500.000 S, Baukostenzuschüs­
sen von 1,240.000 S und jährlichen Annuitäten von 
6,330.000 S vorliegen. Von den Gemeinden liegen 
Ansuchen für 1207 Wohnungen vor; beantragt sind 
hiefür an Darlehen 127,222.000 S, an Baukostenzu­
schüssen 680.000 S und an jährlichen Annuitäten 
195.000 S. Von natürlichen Personen wurden nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1954 700 Einzelan­
träge, die einen Betrag von 35 Millionen Schilling an 
Darlehen erfordern würden, eingereicht. Dann sind 
noch die sogenannten Großanträge, vor allem von 
Graz, für 507 Wohnungen mit einem Darlehens­
aufwand von 28 Millionen Schilling und Bau­
kostenzuschüssen von 2,748.000 S und Annuitäten 
1,575.000 S. 

Für die Landeswohnbauförderung liegen 1000 An­
träge hier, die einen Betrag von 50,000.000 S aus­
machen. 

Insgesamt befinden sich beim Landeswohnungs-
und Siedlungsamt unerledigte Anträge für 4715 
Wohnungen. Der angemeldete Bedarf hiefür würde 
an Darlehen und Baukostenzuschüssen 427,195.000 S 
und an Annui tä ten 8,760.000 S betragen. 

Ich muß sagen, Hohes Haus, gegenüber diesen 
Anforderungen kommen mir die Anforderungen 
beim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds in der 
Höhe von 1'7 Milliarden S verhältnismäßig beschei­
den vor. Es ist ein erfreuliches Zeichen, daß Bau­
wille und Baulust vorhanden sind, das stellt aber 
nicht nur das Amt der Landesregierung, sondern 
auch den Hohen Landtag vor sehr große Fragen und 
vielseitige, schwierige Probleme. 

Hoher Landtag! Es ist mir heute bei den verschie­
denen Kapiteln so richtig zum Bewußtsein gekom­
men, daß letzten Endes sowohl die zivilisatorische 
und kulturelle Entwicklung als auch die Heimatge­
sinnung wesentlich davon beeinflußt werden wird, 
ob es uns gelingt, in den nächsten Jahren diese 
großen Wünsche einer Erfüllung zuzuführen. Wir 
alle werden gerne alles, was in unseren Kräften 
steht, dazu beitragen, daß diese Hoffnungen erfüllt 
werden. (Allgemein starker Beifall.) 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 
Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das Schluß­
wort. 

Berichterstatter Abg. Ing. Koch: Es haben in vier 
Minuten weniger als 4 Stunden Sprechzeit 14 Red­
ner zur Gruppe 6 eingehend Stellung genommen 
und ich stelle namens des Finanzausschusses den 
Antrag, das Hohe Haus möge die zuständigen An­
sätze genehmigen. 

Präsident: Ich ersuche die Mitglieder des Hohen 
Hauses, die dem Kapitel 6 in der vom Berichter­
statter vorgeschlagenen Form ihre Zustimmung ge­
ben, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Gruppe 6 des Landesvoranschlages ist a n g e ­
n o m m e n . 

Wir kommen zur 

Gruppe 7: „öffentliche Einrichtungen und Wirt­
schaftsförderung." 

Berichterstatter ist Abg. E b n e r . 

Berichterstatter Abg. Ebner: Hohes Haus! Die 
Gruppe 7 beinhaltet in der Hauptsache jenen Teil 
der Volkswirtschaft, der sich mit der Produktion 
der Lebensmittel befaßt und deren Förderung. Wei­
ters beinhaltet die Gruppe 7 die Förderung der ge­
werblichen Wirtschaft und des Fremdenverkehrs . 
Die Bedeutung des Fremdenverkehrs kommt erst 
richtig zum Bewußtsein, wenn man weiß, daß er im 
Jahre 1957, gesamtösterreichisch gesehen, einen Er­
trag von 4'3 Milliarden brachte, wovon 3'2 Milli­
arden in Valuten, also in ausländischem Geld, 
hereinkam, was geeignet war, das Defizit der 
österreichischen Handelsbilanz zu beheben. 

Ein besonders zu erwähnender Teil der Gruppe 7 
ist das Feuerwehrwesen. Es wird dadurch so interes­
sant, weil wir im Verlauf der verschiedenen De­
batten zum heurigen Voranschlag schon mehrmals 
hören konnten, wie die Feuerwehren, besonders im 
Jahre 1959, durch Unwetter außerordentlich bean­
sprucht wurden und in die Lage versetzt waren, das, 
was sie sich auf die Fahnen geschrieben haben, näm­
lich: Mensch, Tier, Hab und Gut, zu schützen und zu 
erhalten, so richtig in die Tat umzusetzen. Gleich in 
den ersten Stunden zu Beginn der Katastrophe ha­
ben die umliegenden Feuerwehren bereits ihren 
Mann gestellt und ihre Rettungsarbeiten begonnen. 
Als dann in kürzester Zeit darauf unser t reu sor­
gender Landesvater Krainer im Katastrophengebiet 
erschien, konnte er sich davon überzeugen, daß ein 
kleines Heer von Feuerwehrmännern bereits emsig 
tätig war, um der schwer leidenden Bevölkerung 
zu helfen. Das ist wirklich eine außerordentlich er­
freuliche Tatsache. Ich glaube nicht zuviel zu sagen, 
wenn ich feststelle, daß diese steirischen Feuerweh­
ren, die in 1014 Einsätzen mit rund 10.000 Feuer­
wehrmännern 102.000 Arbeitsstunden ohne Bezah­
lung und mit eigener Verpflegung geleistet haben, 
wirklich eine wahrhaft soziale und ruhmvolle Tat 
gesetzt haben, die es verdient, mit goldenen Lettern 
in das Geschichtsbuch des steirischen Feuerwehr­
wesens eingeschrieben zu werden. 

Jedenfalls glaube ich, sind wir, als die Volksver­
treter und im besonderen als die Abgeordneten 
dieses Katastrophengebietes, dazu berufen, den 
Feuerwehrmännern und allen anderen, die hier mit­
geholfen haben, der notleidenden Bevölkerung zu 
helfen, den herzlichen Dank der Bevölkerung dieses 
Katastrophengebietes zum Ausdruck zu bringen 
und auf echt steirische Weise ein inniges Vergelts-
gott zu sagen. Niemand anderer kann all diese Lei­
stungen vergel ten als der Herrgott selbst. Darum ist 
es auch sehr befriedigend, daß die Feuerschutz­
steuer in ihren Einnahmen einen höheren Ertrag 
aufweist als in -den vergangenen Jahren und daß 
sie restlos dem Feuerwehrwesen zur Verfügung ge­
stellt wird. Das wirkt sehr beruhigend auf die 
Feuerwehren, weil sie nun im Jahre 1959 nicht nur 
rund 6 Millionen wie im heurigen Jahr, sondern fast 
7 Millionen für ihre Zwecke erhalten werden. 

Zum Kapitel 7 wäre natürlich noch manches als 
Einleitung zu sagen, aber ich bin der Meinung, daß 
sich, ähnlich wie in den Vorjahren, gerade zur 
Gruppe 7 wieder eine erkleckliche Anzahl von De­
bat tenrednern melden wird und daß ich daher die 
Zeit nicht kürzen darf, 
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Zu den übrigen Ansätzen ist zu sagen, daß lie im 
großen und ganzen gleich geblieben sind. Es ist 
lediglich eine neue Post hinzugekommen zur Be­
kämpfung des Bazillus Bang auf Grund des Bang­
gesetzes, das nunmehr in Kraft ist. Dafür ist neu 
ein Betrag von 400.000 S eingesetzt. Die einzige 
Post, die eine spürbare Erhöhung erfahren hat, was 
ich mit besonderer Freude feststelle, ist die Dota­
tion für den Güterwegebau. Das ist ein Erfolg je­
denfalls in Erkennung der Tatsache, daß tausende 
steirische Bauern bis heute noch nicht über anstän­
dige Wegverhäl tnisse verfügen und daher bei der 
Produktion ihrer Lebensmittel und der Führung 
ihrer Wirtschaft sehr behindert sind. Es wird sich 
daher die Erhöhung von 3 auf 5 Millionen sehr gün­
stig auswirken. Fredlich ist dies trotzdem noch immer 
nur ein Tropfen auf einem heißen Stein und des­
halb möchte ich anregen und ersuchen, daß bei der 
nächsten Budgeterstellung gerade für diese Post 
ein noch ansehnlicherer Betrag aufgenommen 
werde, um die wegmäßige Aufschließung bis zum 
letzten Bergbauern möglich zu machen. 

Ich darf nun namens des Finanzausschusses emp­
fehlen, die Gruppe 7 des Voranschlages mit den 
Ansätzen, wie sie Ihnen vorliegen, sowohl im Vor­
anschlag als auch in der Beilage Nr. 66, anzuneh­
men. 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis mor­
gen 8 Uhr früh. (Ende 22.40 Uhr.) 

(Wiederaufnahme der Sitzung am 20. Dezember 
1958 um 8.10 Uhr.) 

2. Präsident Operschall: Ich nehme die unterbro­
chene Sitzung wieder auf und erteile dem ersten 
Redner, Herrn Präsidenten W a 11 n e r, das Wort . 

1. Präsident Wallner: Hoher Landtag! Das Kapi­
tel 7 des Landesvoranschlages beschäftigt sich unter 
anderem auch mit den Aufwendungen des Landes 
zur Förderung der Landwirtschaft. War die Förde­
rung der Landwirtschaft in den ersten Nachkriegs­
jahren vor allem darauf abgestellt, aus dem Mangel 
an Nahrungsmitteln herauszukommen, so ist heute 
der Sinn der Landwirtschaft neben der Versorgung 
unserer Bevölkerung mit den notwendigsten Nah­
rungsmitteln wohl auch die Sicherung der Existenz 
unserer Bauernschaft. Nun ist es eine Tatsache, daß 
mit der Zunahme der Produktion bei uns und in der 
Welt überhaupt, mit der Zunahme des Angebotes 
und oft auch mit dem Absinken der Preise auf dem 
Weltmarkt die Schwierigkeiten in der Landwirt­
schaft, vor allem in jenen Betrieben und Gebieten 
zunehmen, wo es dem Bauern nicht möglich war, 
mit der landwirtschaftlichen und technischen Ent­
wicklung der Zeit Schritt zu halten. 

Wir wissen auch aus der Wirtschaftskrise des 
Jahres 1930, daß das Bauernsterben von dort aus 
begonnen hat, wo die Verhältnisse am ungünstigsten 
sind, das sind vor allem unsere Bergbauerngebiete. 
Aus diesen Gründen hat die Landwirtschaftskam­
mer, die auch mit wesentlichen Aufgabengebieten 
in der Landwirtschaftsförderung betraut ist, vor 
einigen Jahren begonnen, systematisch jene Ge­
biete und vor allem jene Betriebe in diesen Gebie­
ten zu fördern, die als Notstandsgebiete, als in der 

wirtschaftlichen Entwicklung zurückgebliebene Ge­
biete verzeichnet werden müssen. Das sind vor 
allem eine große Anzahl von Bergbauerngebieten 
und dann auch das Gebiet der Kleinbesitzer im 
Grenzland und im mittelste]rischen Hügelland. Die 
Landwirtschaftskammer hat zu diesem Zweck ein 
System von Aufbaugebieten errichtet, zum ersten­
mal in Österreich, und zwar sind seitdem nicht nur 
die Vertreter der Landwirtschaftsförderung anderer 
Bundesländer, es sind sogar vom Ausland Experten 
gekommen, um diese Art der Förderung kennen 
zu lernen. 

Worin besteht nun diese Förderung? Vor allem 
darin, daß man die Bauern in diesen Gebieten selbst 
in Gemeinschaften zusammenfaßt, um mit den be­
scheidenen Mitteln, die • uns von der Öffentlichkeit 
zur Förderung zur Verfügung stehen, vor allem die 
Gemeinschaftshilfe zu organisieren. Eine der wich­
tigsten Aufgaben in diesen Gebieten ist und bleibt 
nach wie vor der Ausbau der Verkehrswege. Wer 
Gelegenheit hat, auch heute noch in die Alpenge­
biete der Steiermark zu kommen, muß zunächst im­
mer sehen, daß das Verkehrsnetz, die Zufahrts­
wege, noch äußerst mangelhaft sind und keines­
wegs Schritt hal ten mit der Entwicklung der Zeit 
und Technik. 

So haben wir hier mit dem Wegbau begonnen 
und wir haben in 2 Jahren in diesen Aufbaugebie­
ten über 200 km Zufahrtswege zu einzelnen Berg-
bauernbetrieben ausgebaut. Diese 14 Aufbauge­
biete, die wir in der Steiermark haben, erstrecken 
sich vom Gebiet Wenigzell—Friedberg bis Obdach 
und zum Koralpengebiet. In diesen 14 Aufbauge­
bieten sind 95 Gemeinden und 2930 Einzelbetriebe 
erfaßt, die in dieser Förderung einbezogen sind. 

Neben dem Bau der Zufahrtswege ist eine große 
Aufgabe auch die Förderung des Futterbaues. In 
Bergbauerngebieten hat eine sehr extensive Weide­
wirtschaft bestanden, die heute den Anforderungen 
der Tierzucht und der Tierhaltung nicht mehr ge­
nügt. Es wurde durch die Trennung von Wäldern 
und Weiden zu erreichen gesucht, daß vor allem 
ordentliche Wälder entstehen, die das Fundament 
eines gesunden Bergbauernhofes sein müssen und 
daß jene Flächen, die für Futterbau geeignet sind, 
als Futterbauflächen neu angelegt und verwendet 
werden. Wir haben bis heute bereits 2345 ha neue 
Futterflächen in unseren Aufbaugebieten angelegt 
und 2300 ha sind zwischen Wald und Weide ge­
trennt worden. Wir haben auch ein System von 
Waldhelfern errichtet, das sind Waldfachleute, die 
von den Gemeinschaften bezahlt werden, die aber 
die einzelnen Bauern zu beraten haben, wie sie 
ihren Wald durchforsten und wie sie Schlägern sol­
len, um eine Höchstleistung zu erreichen. 

Neben dieser Tätigkeit in diesen Aufbaugebieten 
haben wir uns besonders bemüht, Intensivkulturen 
in den einzelnen bäuerlichen Betrieben zum Tragen 
zu bringen. Wir haben hier im Grenzland und in 
den Obstbaugebieten der Steiermark bereits 90 ha 
neuzeitliche Obstanlägen errichtet. Diese Förderung 
ging vor allem durch Bereitstellung nieder verzins­
licher Kredite durch das Landwirtschaftsministerium 
vor sich. Wir haben auch Intensivkulturen für 
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schwarze Ribisel eingeführt, sie sind besonders ge­
eignet, . gerade Kleinbauernbetrieben auf k le inen. 
Flächen besondere Erträgnisse zu bringen und wir 
konnten bei diesem Betriebszweig feststellen, daß 
es überhaupt keine Absatzschwierigkeiten gibt, weil 
die schwarze Ribisel von der ganzen Industrie, die 
sich mit der Herstellung alkoholfreier Getränke be­
faßt, gesucht wird. So haben wir bereits auf 63 Be­
trieben 94 ha schwarze Ribisel angebaut. 

Auch der Hopfenbau ist geeignet, kleinbäuerlichen 
Betrieben Hilfe zu bringen und wir haben bisher im 
Grenzgebiet 50 ha Hopfen angebaut. Der Tabakbau 
als Hochleistungskultur e rs t reckts ich in der Steier­
mark bereits auf 559 Betriebe mit einer Gesamt­
fläche von 71'9 ha. Im unmittelbaren Grenzgebiet 
von Radkersburg, Mureck usw. haben wir den An­
bau von Heilkräutern forciert. Dieser bezieht sich 
auf 55 Betriebe mit einer Gesamtfläche von 10 ha. 
Der Hei lkräuteranbau erbringt die Möglichkeit be­
sonderer Einnahmen für den Kleinbauern. 

Der Weinbau, der sich bei uns auf eine Fläche von 
rund 2900 ha beläuft, ist augenblicklich in einer 
radikalen Umstellung begriffen. Die einzelnen Pfahl­
kulturen, wie sie bisher üblich waren, werden nach 
und nach beseitigt und in Hochrahmenkulturen um­
gewandelt, die wesentlich bessere Erträgnisse er­
geben und sehr große Arbeitseinsparungen ermög­
lichen. Natürlich ist diese Umstellung mit viel Ko­
sten und einem großen Arbeitsaufwand verbunden. 

Der Zuckerrübenbau in der Steiermark erstreckt 
sich auf 1073 Betriebe, die heuer Verträge mit den 
Zuckerfabriken abgeschlossen haben. Mit den 
810 ha noch ausbaufähigen Flächen würden es 
2500 ha sein, die uns insgesamt zugestanden wur­
den. 

Ich kann ferner berichten, daß wir auf dem Ge­
biet der Tierzucht mit der künstlichen Besamung 
weiterhin große Fortschritte erzielt haben. Die 
höchste Quote der künstlichen Besamung stellt die 
Steiermark mit 30'4 Prozent. Von den 236.000 weib­
lichen Rindern in der Steiermark sind mit 36 Be­
samungstieren auf 3 Stationen 71.800 künstlich be­
samt worden. 

Ich möchte dem Landtag weiter berichten, daß wir 
uns in der Steiermark auch bemühen, Gemein­
schaftskühlanlagen zu errichten, die es ermöglichen, 
daß auch der Kleinbauer zu einer besseren Kon­
servierung der Lebensmittel kommt. Und zwar sind 
das durchwegs Tief kühl anlagen. Vor 3 Jahren erst, 
im Jahre 1955, haben wir mit 16 Versuchsanlagen 
begonnen, und mit Ende dieses Jahres weisen wii 
bereits 404 Tiefkühlanlagen mit 16.300 Einzelfä­
chern auf. Wenn man bedenkt, daß jedes dieser 
Fächer 200 Liter Inhalt hat, das oft von zwei Besit­
zern zusammen gekauft wird, so kostet eines 3K 
bis 4000 Schilling. Diese Anlagen sind besonders 
geeignet, auch dem kleinen Besitzer die Möglichkeit 
der Teilnahme an den Errungenschaften der Tech­
nik zu bieten. 

Gemeinschaftswaschanlagen sind bisher 173 ge­
schaffen worden. Kleinwasseranlagen sind seit dem 
Jahre 1954 887 errichtet worden. Natürlich könnten 
wir noch mehr machen. Die Nachfrage und das Ver­

ständnis sind vorhanden. Aber es fehlt gerade je­
nen, die heute diese Einrichtungen noch nicht ha­
ben, die wirtschaftliche Möglichkeit. Die Mittel sind 
beschränkt. Es wäre natürlich sehr vertretbar, wenn 
es möglich wäre, hiefür wesentlich mehr Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 

Ich darf abschließend berichten, daß wir uns in 
der vergangenen Zeit vor allem mit jenen Gebieten 
wieder beschäftigt haben, die bisher in der Land­
wirtschaftsförderung durch ihre abseitige Lage oder 
durch andere wirtschaftliche Schwierigkeiten weni­
ger zum Zuge gekommen sind. 

Die Unwetterkatastrophe des vorigen Jahres hat 
vor allem auch der Landwirtschaft größte Schäden 
gebracht. Ich möchte mich dem umfassenden Bericht 
des Herrn Landeshauptmannes anschließen und vor 
allen Dingen einem Mann danken, den er aufzuzäh­
len vergessen hat und das ist er selbst. (Allgemein 
lebhafter Beifall.) 

Ich habe mich überzeugen können, daß er wieder­
holt selbst in den betroffenen Gebieten bis im letz­
ten Graben hinten war, wie er beeindruckt war von 
den Schäden, von den vernichteten Existenzen und 
wie er oft selbst den Einsatz geleitet hat. Ich möchte 
ihm und der Landesregierung und auch dem Herrn 
Landesrat Prirsch, der sich besonders bemüht hat, 
daß die Spenden gerecht verteilt werden, meinen 
besonderen Dank aussprechen. 

Diese Frage zwingt mich aber noch zu einer Sache 
Stellung zu nehmen, die in diesem Zusammenhang 
auftaucht. Immer wenn ein Unglück eintritt und 
Schäden auftreten, sucht man bekanntlich dafür 
Schuldige. Es ist öfters versucht worden, die Ur­
sache dieser Unwetterkatastrophe in einer zu star­
ken Schlägerung oder schlechten Aufforstung in 
diesen Gebieten zu suchen. Wer aber Gelegenheit 
hatte, diese besten forstlichen Gebiete der Steier­
mark in diesem Gebiet zu sehen, ist sofort zur 
Überzeugung gekommen, daß diese Angriffe zu Un­
recht geschehen. Wer die Gelegenheit hatte, sich 
das alles anzusehen, mußte feststellen, daß alle 
möglichen Kulturen, Mischbestände, Staudenbe­
stände usw., aber überhaupt kein Wald abgerutscht 
ist. Man kann sich vorstellen, daß da gar nichts 
nützt, wenn solche Wassermengen innerhalb weni­
ger Stunden auf ein Gebiet niederstürzen. Nichts 
ist geeignet, die hohen Hänge zu halten. Es sind 
also durchaus nicht waldbäuerliche Versäumnisse 
daran schuld. Ich will zugeben, daß die in Jahrhun­
derten entstandenen Fichtenmonokulturen nicht das 
Idealbild des Waldes darstellen und wir bemühen 
uns ja auch wieder, den natürlichen Mischbestand 
aufzuforsten, aber im Zusammenhang mit der Un­
wetterkatastrophe muß man es ablehnen, der Forst­
wirtschaft die Schuld in die Schuhe zu schieben. 

Ich möchte auch nicht verabsäumen, zu berichten, 
daß uns die heurige große Obsternte viele Sorgen 
bereitet hat, und zwar deshalb, weil die Bauern­
schaft schon seit J ahren auf die notwendigen Ein­
nahmen aus dem Obstbau wartet. Im vorigen Jahr 
wa r eine Mißernte und ha t so den Bauern die Ein­
nahmen vorenthalten, und das heurige Jahr hat 
e twas gebracht, was wir in Jahrzehnten nicht mehr 
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erleben werden, nicht nur in den Bundesländern 
Österreichs, sondern auch in den angrenzenden Län­
dern, ja, in allen Obstbaugebieten Europas, die 
gleiche, wenn nicht noch größere Obsternten hat ten 
wie wir. 

Wenn wir feststellen müssen, daß neben der Ernte 
des Jahres 1956, zu der wir noch 1500 Waggons 
importiert haben, insgesamt neben 35.000 Wag­
gons eigener Ernte 36.500 Waggons Obst in Öster­
reich verbraucht worden sind und wenn nach vor­
sichtiger Schätzung die heurige Ernte in Österreich 
50.000 Waggons ausmacht, begreift man, daß nicht 
Einrichtungen aus dem Boden gestampft werden 
können, die es ermöglichen, die gesamte Ernte ohne 
Schwierigkeiten unterzubringen. Ich möchte dan­
kend hervorheben, daß die Maßnahmen, die das 
Land Steiermark ergriffen hat, unterstützt vom Be­
schluß des Landtages, sich weitgehend so ausge­
wirkt haben, daß die Schwierigkeiten verkleinert 
worden sind. Es waren 1500 bis 2000 Waggons, die 
durch die Maßnahmen des Landes in Bewegung ge­
raten sind. Ein abschließender Bericht wird noch er­
stattet werden. W i r haben von der Landwirtschaft 
aus unsere Möglichkeiten eingesetzt, wir haben 
einen Betrieb in Gleisdorf errichtet und zusammen 
mit der gewerblichen Wirtschaft und auch mit einer 
Landesunterstützung 300 bis 400 Waggons Obst in 
Gleisdorf verarbeitet ; wir haben eine große Kon­
zentrationsanlage und verarbeiten täglich 4 bis 5 
Waggons. In der Zentralkellerei wurde die Konzen­
trat ionsanlage umgestellt, 150 Waggons wurden 
verarbeitet bis zum gestrigen Tag und die Verar­
beitung geht noch weiter. 

Wir haben uns im Finanzministerium bemüht und 
man hat uns weltgehendes Verständnis entgegen­
gebracht in der Stundung der Zuschläge bei den 
gewerblichen Betrieben, Durch diese Stundung ist 
es gelungen, wesentlich größere Mengen zu verar­
beiten, die Branntweinmengen für den Bauern 
selbst zu e rhöhen und die staatliche Monopolverwal­
tung hat sich unter vielen Bemühungen bereit er­
klärt, den Branntwein aus 200 Waggons Industrie­
obst in die staatliche Monopolverwaltung zu über­
nehmen, obwohl das sonst nicht üblich ist. Alle, die 
hier zuständig sind, haben das Menschenmöglichste 
getan, um die Obsternte unterzubringen, um mög­
lichst wenig Obst verderben zu lassen. Wenn heute 
die Nachricht kommt, daß am Lande noch 100 Wag­
gons l iegen und die Leute auf die Abnahme warten, 
ist das den erwähnten Umständen zuzuschreiben, 
daß es nicht möglich war, alles aufzunehmen. Ich 
hoffe, daß durch die letzten Maßnahmen, die in die­
ser Woche ergriffen worden sind, das Verderben 
des Obstes auf ein Minimum beschränkt wird. 

Neben diesen Schwierigkeiten, die uns das heu­
rige Jahr gebracht hat, gibt es in der Landwirt­
schaft auch Schwierigkeiten und Sorgen, die nicht 
sein müßten, wenn man bereit wäre, weitab von 
politischen Aspekten die Landwirtschaft und ihre 
Sorgen so zu betrachten und zu beeinflussen, wie 
es sein müßte, um die Dinge beheben oder über­
haupt nicht entstehen zu lassen. In der letzten Zeit 
hat die Milchabsatzlage und die Milchwirtschaft 
wei tgehende Erörterungen in der Öffentlichkeit aus­

gelöst. Die Regierungsmitglieder in Wien haben 
sich mit der Frage der Milchwirtschaft beschäftigt 
und ein Flugblatt gibt mir den Anlaß, auf die An­
würfe und unrichtigen Darstellungen zurückzukom­
men, die geeignet sind, ein vollkommen falsches 
Bild unserer Bauernwirtschaften zu vermitteln und 
die verantwortlichen Funktionäre anzugreifen, was 
ich absolut ablehnen muß. Dieses Flugblatt, das sich 
„Das Steirische Landvolk" nennt, wird in seiner 
Organisation von verantwortlichen Funktionären 
der Sozialistischen Partei, wie mir bekannt ist, ge­
tragen. Ich will das Titelbild dem Geschmack des 
Einzelnen überlassen, wo Schweine abgebildet sind, 
die sich an die Milch heranmachen und so darge­
stellt sind, als ob sie den Bauern etwas wegnehmen 
wollten. 

Drei Dinge sind es, die uns vorgeworfen werden. 
Daß erstens 90 Millionen Schilling der österreichi­
schen Bauernschaft zu Unrecht entzogen sind and 
ihr vorenthalten werden; zweitens, daß Maßnah­
men, die wir ergriffen haben in der Notlage mit 
dem Krisenfonds, ungesetzlich wären, und drittens 
die Forderung auf Auflassung des Krisenfonds. Wie 
ist es zu diesem Krisenfonds gekommen? Ich bin 
selbst als verantwortlicher Vertreter der steirischen 
Bauernschaft mit dabei gewesen und will diese Ver­
antwortung auch nicht abstreiten. Wie wir den Kri­
senfonds eingeführt haben? Nun, die gute Futter­
lage der letzten Jahre und der Umstand, daß durch 
den Milchabsatz die einzige fließende, monatlich 
wiederkehrende Einnahme in das Bauernhaus 
kommt zum Unterschied von den periodischen Ein­
nahmen, die die Jahresernte in Getreide, Viehwirt­
schaft und Obst mit sich bringt, dieser Umstand hat 
dazu beigetragen, den Mangel an Geld im Bauern­
hause zu beheben, so daß sich die Bauernschaft in 
der Milchwirtschaft s tark angestrengt hat und wir 
über Rekordleistungen in der Milchwirtschaft ver­
fügen. Der Verbrauch der Milch ist keineswegs der 
Erzeugung gefolgt und so ist es zu Überschüssen 
in der Milchproduktion gekommen, die Lager an 
Butter in unseren Molkereien haben sich gestaut. 
Wir haben im Vorjahre die Situation gehabt, daß 
1400 bis 1500 Tonnen Butter gelagert waren und 
daß die Molkereien das Geld nicht mehr hatten, den 
Bauern die Milch zu bezahlen. Jetzt sind ernstliche 
Beratungen in diesem Zusammenhang erfolgt. Wir 
haben versucht, die Butter verbilligt im Inland ab­
zusetzen, wir haben mehrmals Aktionen gestartet, 
für die Rentner, Arbeitslosen wurde die Butter ver­
billigt abgegeben und wir mußten jedesmal nach 
Abschluß dieser Aktion feststellen, daß wohl die 
Menge, die wir für die Aktion vorgesehen hatten, 
verbilligt von den Konsumenten aufgenommen wor­
den ist, daß aber zusätzlich die Konsumenten zu 
normalem Preis nichts mehr bezogen haben. 

Das hat uns gezwungen, i rgendwohin zu gehen 
mit unserem Überschuß oder sonst zuzusehen, wie 
der Milchpreis zusammenbricht und die Molkereien 
das Milchgeld nicht auszahlen können. Es ist nahe­
liegend, daß die Industrie auf allen Erzeugungs­
gebieten mit dem Überschuß ins Ausland geht. Auch 
wir haben den Absatz im Auslande gesucht. In das 
Ausland exportieren heißt, sich den Preisen des 
Auslandes anzupassen und die Zollgrenzen zu über-
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winden. Wir haben da große Schwierigkeiten ge­
habt im heurigen Jahr, weil Holland, weitgehend 
aus staatlichen und öffentlichen Mitteln unterstützt, 
den Butterüberschuß derart billig auf dem europä­
ischen Markt feilgeboten hat, daß wir zunehmend 
unsere Butterexporte stützen mußten. Wir haben 
den Krisenfonds, der bis zum 1. März 1958 mit 
10 Groschen festgelegt war, auf 15 Groschen erhö­
hen müssen, um die Mittel aufzubringen und den 
notwendigen Export zu fördern. Ich habe mir ge­
naue Aufstellungen geben lassen über die Verwen­
dung der Mittel. Die Darstellung ist in diesem Flug­
blatt völlig falsch, wenn sie nicht dazu dargetan 
ist, die Bauern in Mißtrauen gegen uns zu ver­
setzen. 

Die Einnahmen aus dem Krisenfonds sind vom 
1. Jänner bis 30. September, für welche Zeit uns eine 
Abrechnung zur Verfügung steht, 153 Millionen. 
Die Einnahmen aus der landwirtschaftlichen Nah­
rungsmittelindustrie, aus Zinsenvergütungen von 
der genossenschaftlichen Zentralbank und der Aus­
fuhrhandelsvergütung betragen 5,596.000 Schilling, 
so daß ein Betrag von 159 Millionen an Krisen­
fondsgeldern vereinnahmt worden ist. An Stützun­
gen und Hilfsmaßnahmen wurden ausgegeben: Für 
Stützung des Butterexportes 98,039.000 S, für die 
Verarbei tung von Milch in Milchpulver und Ab­
gabe dieses Pulvers ein Betrag von 20,103.000 S 
und an Vorfracht für die Erstellung von Mager­
milchpulver wurden gebraucht 4,319.000 S und für 
den Käseexport, den wir tätigen mußten im heuri­
gen Jahr mit 494.000 kg waren 1,485.000 S erfor­
derlich,, zusammen 124,946.000 S. Für die Butter­
werbeakt ion ist ein Betrag von 8,428.000 S veraus­
gabt worden, für die Endabrechnung der Milchpreis­
stützung 1957 2,200.000 S, für Vorlagezinsen 
1,400.000 S, so daß sich zusammen ein Betrag von 
159 Millionen rund ergibt. 159 Millionen beträgt die 
Gesamtausgabe, die in diesem Zusammenhang ge­
tätigt worden ist. 2,135.000 S waren mit 30. Sep­
tember Überschuß aus dem Krisenfonds. 

Nun hat sich aber die Absatzlage seit dem 
30. September wesentlich dadurch gebessert, daß 
die Preise im Ausland wesentlich angestiegen sind 
und wir die noch ausstehenden Exporte nicht mehr 
so zu stützen brauchen. Nun hat auch der Inlands­
verbrauch etwas zugenommen, so daß es möglich 
sein wird, in der nächsten Zeit mit dem Krisenfonds 
wieder zurückzugehen und ihn abzubauen. Ich muß 
in diesem Zusammenhang sagen, es hät te nicht 
einer Aufforderung an die Regierungsmitglieder 
oder eines Flugblattes bedurft, denn so wie wir ver­
antwortlich seinerzeit den Krisenfonds eingeführt 
haben, so werden wir selbstverständlich an dem 
Tag den Beschluß fassen, ihn wieder abzubauen, an 
dem wir es vor der Bauernschaft verantworten kön­
nen. An der Spitze steht immer die Bestrebung, die 
Einnahmen aus der Milchwirtschaft aufrecht zu er­
hal ten und den Preis dafür aufrecht zu erhalten. 
Ich möchte betonen, daß die gesamte Gebarung des 
Krisenfonds unter der Kontrolle des Landwirt­
schaftsministeriums steht, so daß es absolut sicher 
ist, daß keine Mittel für Maßnahmen verwendet 
werden, die nicht vertretbar sind. Was den Vor­
wurf betrifft, daß hiezu keine gesetzliche Grund­

lage vorhanden wäre und daß Beschlüsse gefaßt 
werden, die durch nichts gedeckt sind, möchte ich 
darauf aufmerksam machen, daß das Milchwirt­
schaftsgesetz, das im Jahre 1957 für das Jahr 1958 
beschlossen worden ist und das Milchwirtschafts­
gesetz, das jetzt beschlossen worden ist im Parla­
ment, in den Erläuterungen hiezu folgendes vor­
sieht: Zur Sicherung eines kostendeckenden Erzeu­
gerpreises für Milch, wozu auch Maßnahmen zur 
Verhinderung eines Preiszusammenbruches gehö­
ren, ist eine Stützung mit 50 Groschen vorgesehen. 
Nun haben sowohl der Oberste Rechnungshof als 
auch der Bundesverfassungsdienst durch den Einbau 
dieser Bestimmung in das Milchwirtschaftsgesetz 
keinen Anlaß gehabt, den Krisenfonds zu bean­
standen. (Abg. S e b a s t i a n : „Sie sagen immer: 
Durch den Einbau ins Gesetz. Im Gesetz steht gar 
nichts, nur in den Erläuterungen!") Jawohl, ich 
habe gesagt, in den Erläuterungen und auf Grund 
dieser Erläuterungen ist sowohl vom Verfassungs­
dienst als auch vom Rechnungshof kein Einwand 
mehr erhoben worden. Niemand kann behaupten, 
daß das zu Unrecht geschehen ist. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch anfüh­
ren die sogenannten Lizenzgebühren, die auch kri­
tisiert worden sind. Die Situation im Butterabsatz 
war im Sommer so prekär, daß ernstlich erwogen 
worden ist, den Krisenfonds noch einmal um 5 Gro­
schen zu erhöhen. Wir als Vertreter der Landwirt­
schaft haben hier erklärt, man müßte zuerst alle 
anderen Möglichkeiten ausschöpfen und haben in 
der Sitzung auch solchen Möglichkeiten zugestimmt 
und wir waren eher bereit, die Grundstoffe für die 
Milcherzeugung, also die Eiweißfuttermittel, die aus 
dem Ausland importiert werden, mit einer Lizenz­
gebühr von 1 S pro 100 kg zu belegen, um hier das 
Geld hereinzubringen, um eine nochmalige Erhö­
hung des Krisenfonds abwehren zu können. Ich 
habe mich dabei von dem Standpunkt leiten lassen, 
daß diese hochwertigen Eiweißfuttermittel in erster 
Linie nur Betriebe mit hoher Milchleistung verwen­
den. Diese sind leichter bereit, diese Auflage zu 
tragen als die Kleinbauern in der Lage wären, noch 
einen weiteren Abzug von 5 Groschen auf sich zu 
nehmen. Dabei ist natürlich durch die Ver teuerung 
der Eiweißfuttermittel eine Hemmung in der Aus­
weitung der . Produktion gegeben. Da sich in den 
letzten Monaten die Lage wesentlich zu unseren 
Gunsten gebessert hat, konnte auch diese Lizenz­
gebühr im Parlament so behandelt werden, daß s ie 
vorläufig gar nicht zur Einführung kommt. Es kam 
nur zu einer Ermächtigung des Landwirtschaftsmini­
steriums im Verein mit dem Finanzministerium, daß 
diese Lizenzgebühr dann einzuführen ist, wenn es 
die Absatzlage notwendig macht. 

Damit glaube ich eingehend ausgeführt zu haben, 
daß es hier doch so ist, daß nichts zu Unrecht ge­
schehen ist. Ich habe Ihnen nachgewiesen, daß die 
Krisenfondsmittel nur zur Aufrechterhaltung des 
Milchabsatzes und des Milchpreises verwendet wor­
den sind. Ich erkläre noch einmal, daß wir an dem 
Tag, an dem wir es verantworten können, den Kri­
senfonds abbauen werden und es bedarf wirklich 
keiner Aufforderung, das zu tun. Mir kommt das 
so vor, als wenn jemand im Mai hergehen und 
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die Forderung erheben würde, die Winterarbei ts­
losigkeit sofort abzubauen. Wir haben die Schwie­
rigkeiten im Sommer gehabt, da hat sich niemand 
gefunden, uns zu beraten, aber jetzt, wo sich die 
Situation gebessert hat, ist das leicht. 

Ich muß sagen, die Milchpreisgestaltung ist mit 
daran schuld, daß wir in der Steiermark um 5 Pro­
zent in der Produktion tiefer l iegen als zur gleichen 
Zeit des Vorjahres. Es stimmt auch, daß die größe­
ren Betriebe nicht mehr in der Lage sind, das not­
wendige Personal für die Haltung eines großen 
Milchviehstalles aufzubringen und zu erhalten und 
daher wenden sich die größeren Betriebe der Steier­
mark vor allem der Fleischmast zu. Wir haben im 
heurigen J ahr gegenüber früheren Jahren, wo wir 
15.000 bis 16.000 Einsteller zur Mast hatten, bereits 
29.000 Stück Vieh für diesen Zweck gebraucht. Das 
ist mit ein Grund, warum die Milchleistung zurück­
geht. Hier möchte ich sagen, nach den Feststellun­
gen der österreichischen Buchführungsgesellschaft 
haben wir e inen durchschnittlichen Kostenindex, 
d. h. Verkaufsindex bei agrarischen Produkten von 
760 Punkten zu 1937. Die Gesamtwerte unserer 
Ausgaben belaufen sich auf 970 Punkte, das ist die 
Preisschere mit 210 Punkten. Auf die Milch entfal­
len 690 bis 700 Punkte. Es ist nicht so, daß ein zu 
hoher Milchpreis diese Produktion nach sich gezo­
gen hat, sondern die Gründe, die ich eingangs an­
geführt habe. 

Nach Behandlung dieser Frage möchte ich auch 
noch auf etwas kommen, was Abg. Sebastian in 
seinen Ausführungen angezogen hat, und das ist 
die Frage der Altersversorgung. Hier ist mitgeteilt 
worden, daß es den Sozialisten zu danken wäre, 
daß diese Einführung erfolgt ist. Es war der öster­
reichische Nationalrat Pius Fink aus Vorarlberg, 
der schon in den ersten Nachkriegsjahren die Kin­
derbeihilfe und die Altersversorgung gefordert hat, 
auch für die Landwirtschaft. Der österreichische 
Bauernbund hat auf seiner Tagung im Jahre 1953 
in Innsbruck diese Forderungen aufgestellt. Daß na­
türlich auch in der Bauernschaft die Meinungen 
nicht einhellig waren, ist dem gesunden Instinkt in 
der Bauernschaft zuzuschreiben, die sich nicht gerne 
dazu bereit fanden, eine Altersversorgung einzu­
führen. Die Entwicklung der Zeit, die Lage der 
Landwirtschaft vor allem in den kleinen Bauern-
betrieben hat uns gezwungen, diese Einrichtung 
doch einzuführen. Ich möchte darauf verweisen, daß 
in diesem Zusammenhang der Sozialminister unter 
ZI. 11-215 aus 1956 einen ersten Entwurf vorgelegt 
hat. In diesem ersten Entwurf ist die Beitragslei­
stung der Landwirtschaft in der Höhe von 400 Pro­
zent der Grundsteuerumlage vorgesehen gewesen 
und dabei heißt es, daß erst im Jahre 1966 die Lei­
stungen zum Tragen gekommen wären und mit 
Zuschlägen von mindestens 500 Prozent zu rech­
nen wäre . Eine solche Belastung der Landwirtschaft 
konnten wir nicht auf uns nehmen. Wir haben mit 
dem Finanzministerium und dem Bundeskanzler 
verhandelt und unseren führenden Männern ist es 
gelungen, e ine Form zu finden, die man noch als 
t ragbar bezeichnen kann. Heute müssen wir 
150 Prozent Grundsteuerumlage und Kopfquoteh-
ausgleich beisteuern. Es ist nicht so, daß wir war­

ten mußten, bis Sie die Forderung aufgestellt haben. 
Natürlich ist das Gesetz von beiden Parteien be­
schlossen worden, es war aber eine Forderung des 
österreichischen Bauernbundes. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch allge­
mein über die Lage der Landwirtschaft sprechen, 
da in diesen Tagen bei Behandlung des Budgets 
sehr Viele Fragen besprochen worden sind in die­
sem Hohen Hause, über die wir als Vertreter der 
Bauernschaft uns sehr oft Gedanken zu den ein­
zelnen Ausführungen gemacht haben. Abgeordneter 
Ing. Koch hat eingehend die Lage der Kleingewer­
betreibenden geschildert. Ich kenne die Entwick­
lung, die hier festgestellt wurde und die Not und 
die Schwierigkeiten vieler kleiner 'Betriebe, die 
nicht mehr die notwendigen Einnahmen finden. Wir 
sind bereit, alle Maßnahmen zu unterstützen, die 
einer Besserung dienen, aber die Grundlage für die 
Beschäftigung nicht nur der Handwerker, sondern 
auch der Arbeiterschaft in diesen Betrieben ist und 
bleibt doch eine kaufkräftige Bauernschaft. Wir ha­
ben noch so viele Investitionen vor uns, es fehlen 
uns noch die Einrichtungen zur Verschönerung des 
Lebens auf unseren Bauernhöfen am Lande drau­
ßen. Die Aufklärungen und Schulungen unserer 
Leute haben es mit sich gebracht, daß sie diese 
Dinge kennen, die (Bereitschaft ist vorhanden, das 
Verlangen ist vorhanden, aber die Möglichkeit ist 
nicht gegeben, sich diese Einrichtungen zu verschaf­
fen. 

Hier muß ich sagen, liegt die Schuld, nicht wie 
es oft behauptet wird, an der Agrarpolitik und daß 
die Bauern schlechte Vertreter haben. Das kommt 
mir wie eine Frotzelei vor. Was ist die Ursache, 
daß sich die Lebensverhältnisse zu Ungunsten der 
Landwirtschaft verschieben? Wei l Sie es viel leich­
ter haben mit der Arbeiterkammer und der Ge­
werkschaft, alle Ihre Forderungen, die immer wie­
der im Laufe der Zeit gestellt werden, sei es auf 
Lohnerhöhungen, Arbeitszeitverkürzungen oder Ur­
laubsverlängerungen, sei es das 13. oder das 14. Mo­
natsgehalt, durchzudrücken. Wir kriegen für 12 Li­
ter Milch nur 12 Liter und nicht 14, niemand be­
zahlt uns 14 Liter. Alle diese Fragen entwickeln 
sich so, weil hinter Ihren Forderungen die Macht 
steht. Tagtäglich wird mit passiver Resistenz und 
mit Streik gedroht. Das alles können wir nicht 
machen, wir müssen auf das Verständnis der Be­
völkerung und auf die Vertreter im öffentlichen 
Leben pochen. Ich stelle fest, daß auch im Landes­
budget namhafte Beträge zur Stützung unechter 
Preise verwendet werden, die in einem Höchstaus­
maß nur der städtischen Industriebevölkerung zu­
kommen und am wenigsten dem Landvolk. Im üb­
rigen ergibt sich das Bild, daß neben den Aufwen­
dungen, die wir brauchen, um wirtschaftliche Maß­
nahmen zu ergreifen, für Ausgaben, um auch der 
Landbevölkerung Einrichtungen zu verschaffen, die 
für viele Menschen selbstverständlich sind, nichts 
übrig bleibt. Ich denke da nur an den Abgang der 
Spitäler. Wenn der »Bauer ins Spital kommt, glaubt 
niemand, daß er nicht bei einer Krankenkasse ist. 
Die Krankenkasse ha t überall die schönsten und 
auch größten und modernsten Häuser errichtet, der 



30. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 18., 19. und 20. Dezember 1958. 525 

Volksmund nennt sie Prämiensilo, nicht ganz unzu­
treffend. 

Das Schweinefett wird bei uns mit 15'60 S abge­
geben. Das Innenministerium, das heute noch die 
Fettvertei lung führt, importiert das Schweinefett 
aus dem Auslande um 8 bis 9 Schilling pro Kilo­
gramm. Es ist unmöglich, im Inland zu diesem 
Preise das Fett zu erzeugen. Wir haben die Land­
jugend, die so tätig ist und viele kulturelle Auf­
gaben vollführt, sie wird nicht unterstützt. Wenn 
sich aber hier irgend ein kleiner Zirkel bildet, ein 
Schachbrettklub, kommt er zur Öffentlichkeit um 
Unterstützung. All diese Dinge wirken sich so aus, 
daß an Aufwendungen im Budget für Aufgaben des 
Landes immer weniger werden und, wie heute hier 
bekannt wurde, wir nicht in der Lage sind, Erhö­
hungen für solche Zwecke vorzunehmen, weil keine 
Mittel vorhanden sind. Wenn wir uns bemühen 
würden, die Milchauffettung durchzuführen, würden 
wir es uns ersparen, 2500 bis 3000 Tonnen Butter 
ins Ausland zu exportieren. Das würde nur 25 Gro­
schen ausmachen für den Verbraucher und wir hät­
ten s tatt der abgerahmten Milch eine vollwertige 
Milch. Das war nicht durchzubringen. Ich habe mit 
Arbeitern und Angestellten gesprochen, sie sagen, 
auf das kommt es uns nicht an, wenn Euch damit 
geholfen ist und wir eine verbesserte Milch krie­
gen. Je weiter wir zum Bauern hinkommen, desto 
größ'er wird die Freundschaft, werden aber Ent­
scheidungen verlangt, je weniger spürt man von 
dieser Freundschaft zu den Bauern. Bis heute war 
es nicht möglich, auch nur diese Frage, die keine 
besondere Belastung wäre, durchzubringen. Als wir 
die Abfettung gemeinsam beschlossen haben, war 
die Situation so, daß die notwendigen Spanne, die 
hier vorhanden ist in der molkereimäßigen Ver­
arbeitung der Milch, nicht in dem Ausmaße über­
nommen wurde, so daß 800 t Butter importiert wer­
den mußten. Damals war es naheliegend, eine Ab­
fettung vorzunehmen, um nicht Butter aus dem Aus­
land zu beziehen, im Jahre 1958 aber, wo wir einen 
Butterüberschuß haben, noch immer abgefettete 
Milch abzugeben und die Auffettung nicht durchzu­
führen, da soll jemand sagen, daß wir schlechte 
Agrarvertreter sind, wenn Sie nicht bereit sind, 
so einfache wirtschaftliche Selbstverständlichkeiten 
uns zuzugestehen. Die Schweizer Bauern kriegen 
für die Milch S 2'50 pro Liter. 

Der Schweinepreis in den einzelnen Staaten Euro­
pas: wir haben 1952 einen Schweinepreis ab Hof des 
Bauern von 12 S zugestanden erhalten, vor 6 Jah­
ren, im Jahre 1952! In der Schweiz gelten Schweine-
lebendpreise von 18 bis 21 S, bei uns von 10 bis 
14 S. Daß natürlich unsere Hilfskräfte zu Tausenden 
in die Schweiz wollen, weil die Leute dort viel mehr 
bezahlen, können Sie sich denken, die kommen 
dann mit ihrem Geld nach Österreich und wechseln 
es in Schilling um und es ist dann begreiflich, daß 
wir zusehen müssen, wie unsere besten Leute weg­
gehen. 

Schauen Sie, das sind die betrüblichen Tatsachen, 
die uns Sorgen machen und unsere Schwierigkeiten 
häufen und dann soll jemand behaupten, wir hätten 
schlechte Vertreter, die nichts verstehen. Die öster­

reichische Bauernschaft subventioniert heute den 
Konsum weit mehr dadurch, weil man ihr die Preise 
vorenthält , die sie brauchen würde, um mit dem Le­
bensstandard mitzukommen. Sie subventioniert auch 
den Fremdenverkehr, der uns so viele Devisen ein­
bringt. Nicht nur wegen der landschaftlichen Schön­
heit oder all dem, was es sonst bei uns zu sehen 
gibt, kommen die Leute, sondern vor allem, weil 
man bei uns billiger lebt. Das leistet auch die Land­
wirtschaft. Ob es wirklich notwendig ist, allen be­
güterten Menschen und auch den Ausländern die 
Milch um 50 Groschen zu verbilligen, ist eine an­
dere Frage. Aber darüber zu verhandeln, ist un­
möglich, weil man unsere Vorschläge, die einiger­
maßen eine Verbesserung der Landwirtschaft brin­
gen können, ablehnt. 

Das Landwirtschaftsgesetz, das wir uns so er­
kämpft haben und zu dem die Regierung noch zum 
Zeitpunkt der Wahl gestanden ist, ist uns letzten 
Endes abgelehnt worden. Ich will gerne zugeben, 
daß es auch in unseren Kreisen verschiedene Auf­
fassungen gab und daß sich vor allem die Händler 
gefürchtet haben, daß die Möglichkeiten der Speku­
lation verringert werden. Aber schließlich haben 
doch alle Bünde ihre Unterschrift unter dieses Land­
wirtschaftsgesetz gegeben. Es war dem Herrn Vize­
kanzler Dr. Pittermann vorbehalten, es endgültig ab­
zulehnen. Aber wir werden andere Möglichkeiten 
erwägen, um zu unserem Recht zu kommen. Ich will 
das nur aufzeigen, weil immer behauptet wird, wir 
wären schlechte Vertreter der Bauernschaft, ich 
glaube, das liegt vielleicht auch im System, viel­
leicht auch in dem der Koalition. Ich bin auch kein 
Freund mehr davon, weil sie sich zu unseren Un­
gunsten auswirkt. Ich bin nicht für ein System, wo 
es einem Dr. Pit termann allein anheimgestellt ist, 
„nein" zu sagen. (Abg. R ö s c h : „Das hat ja nichts 
mit der Koalition zu tun!") (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Mit den Machtverhältnissen und dem Terror!") 

Ich möchte nun zum Schluß kommen. Diese Um­
stände sind es, die das österreichische statistische 
Zentralamt veranlaßt haben, die Feststellung zu 
machen, daß die österreichische Landwirtschaft 
heute 30 bis 32% der Arbeitsstunden leistet, unge­
fähr 20% der Berufstätigen stellt, aber nur 13% An­
teil am Volkseinkommen hat. Wir möchten nur wün­
schen, daß man in Berücksichtigung dessen, daß 
doch mit einem gesunden, lebensfähigen Bauern­
stand alle Fragen der Kultur und der Freiheit un­
seres Landes eng verbunden sind, doch etwas mehr 
Verständnis für die Landwirtschaft aufbringt und 
meine Forderung geht vor allen Dingen darüber hin­
aus an die Vertreter im Parlament und in der Re­
gierung. Wir könnten manche Schwierigkeiten mei­
stern und zu aller Vorteil regeln, wenn nur etwas 
mehr Verständnis für die Landwirtschaft vorhanden 
wäre. (Anhaltender, lebhafter Beifall.) 

Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag, sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Herr Abg. Sebastian 
hat in der Generaldebatte verschiedenes über die 
Landwirtschaft erzählt, worüber ich sehr überrascht 
war. Ich wußte ehrlich nicht, daß wir so viele Erfolge 
in der letzten Zeit den Sozialisten zu verdanken 
haben, wie z. B. die landwirtschaftlichen Zuschuß-
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renten oder, daß uns die Sozialisten vor einem 
volksdemokratisch anrüchigen Landwirtechaftsge-
setz bewahrt haben. Es hätte nur noch gefehlt, daß 
Sie gesagt hätten, die Sozialisten seien es, die uns 
immer unterstützen, wie z. B. bei den höheren Milch­
preisen, und nur der Bauernbund verhindert das 
immer. Ich bin der Meinung, daß das nur ein poli­
tisches Theater ist, an das Sie ja selbst nicht glau­
ben. Wenn das der Fall wäre, hät ten Ihre Bauern­
abgeordneten es sich bestimmt nicht nehmen lassen, 
uns diese Erfolgsmeldungen zu bringen. 

Ich bin der Meinung, man soll l ieber mehr pro­
duktive Arbeit leisten, als immer nur feststellen, 
wer was geleistet hat. Tatsache ist, daß wirklich 
Gewaltiges geleistet worden ist in der Landwirt­
schaft und daß das nicht zuletzt unseren Männern 
an der Spitze des iBauernbundes zu verdanken ist. 
Ich möchte nur eine Sparte herausgreifen, nämlich 
die der Klein-Landwirtehilfe, deren Initiator der 
Herr Landesrat Prirsch ist. Mit dieser Beihilfe wurde 
zumindest die größte Not überbrückt. Aber es ist 
trotzdem noch sehr viel zu leisten. 

Der Herr Präsident Wallner hat die Sorgen, die 
die Landwirtschaft bedrücken, schon deutlich dar­
gelegt. Es ist dem Bauernstand, und vor allem dem 
Bergbauern nicht möglich, mit dem gewaltigen Fort­
schritt der Technik Schritt zu halten. Einnahmen, die 
früher durch Monate hindurch die Existenz gesichert 
haben, sind für die Mehrheit weggefallen. Wie z. B. 
die Holzabfuhr im Winter. Die wird heute mit Trak­
toren durchgeführt. Der Pferdezug ist durch die Mo­
torisierung verdrängt worden. Auch die Pferdezucht 
ist aus diesen Gründen stark zurückgegangen, 
heute ist durch die Schneefreimachung der Straßen 
und Wege auch im Winter kein Pferdeschlitten mehr 
auf der Straße zu sehen. Allein sei t dem Jahre 1952 
ist der Pferdebestand in der Steiermark um 1000 
Stück geringer geworden. Es ist nun notwendig, um 
diese Lücken aufzufüllen, nach irgendwelchen neuen 
Einnahmsquellen zu suchen. 

Eine dieser Einnahmsquellen ist der Fremdenver­
kehr. Es wurde schon oft hier davon gesprochen. 
Die westlichen Bundesländer sind uns auf diesem 
Gebiet wesentlich voraus. Ich habe mich selbst über­
zeugt, daß z. B. das iBergbauernproblem in den west­
lichen Bundesländern, vor allem in den Tiroler 
Bergbauerngebieten nicht so extrem ist wie bei 
uns. Allerdings vermietet dort auch noch der letzte 
Bergbauer Fremdenzimmer. Unser Steirerland, vom 
Dachstein bis zum Rebenland, hat dem Erholung­
suchenden mindestens genau soviel zu bieten. Es 
ist nur noch nicht so richtig erkannt worden. Meine 
besondere Bitte geht daher dahin, daß dem Frem­
denverkehr ein besonderes Augenmerk zugewen­
det wird, denn er ist nicht nur eine wesentliche 
Einnahme für den einzelnen, sondern auch eine 
wichtige Einnahmsquelle für die gesamte Volks­
wirtschaft. Die Differenzen und Spannungen, die da 
und dort auftauchen zwischen den Privaten und 
Gastwirten, lassen sich sicher leicht überbrücken. 
Die Hausbesitzer und die Bauern vermieten ihre 
Zimmer, und das Getränk und das Essen besorgt 
der Wirt . Da läßt sich bestimmt eine Übereinstim­
mung herstellen, und man könnte damit auch er­

reichen, daß in dieses Gebiet mehr Leben hinein­
kommt. Die Ramsau ist ein besonderes Beispiel. 
Dort gibt es kaum einen Bauern, der nicht Fremden­
zimmer vermietet und es ist dadurch selbst Bauern 
in extremer Lage möglich, sich noch halbwegs zu 
halten. Eine besondere Förderung des Fremdenver­
kehrs könnte daher die prekäre Finanzlage des 
Bergbauern und der Wirtschaft in der Steiermark 
wesentlich heben. (Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Stöffler: Hoher Landtag, sehr verehr te Da­
men und Herren! Ich möchte vor allem gleich in 
loyaler Weise ankündigen, daß ich dem Herrn Ab­
geordneten Sebastian auf einige von ihm gestellte 
Fragen antworten will. Es wäre schade, wenn er 
es nicht hören würde. 

Vorerst einiges zum Fremdenverkehr. Es ist 
eine Binsenweisheit, daß der Fremdenverkehr Ar­
beitsplätze schafft, daß er den Umsatz steigert, daß 
er Erträge bringt und daß er vor allem Devisen 
bringt. Seine mittelbare Wirkung liegt vor allem 
darin, daß das Land mehr aufgeschlossen wird, daß 
es überall verschönert wird, daß er zusätzliche Ein­
nahmen für die Landbevölkerung bringt, daß das 
Land besser bevölkert bleibt und die Wirtschaft 
krisenfester wird. 

Lassen Sie mich einen internationalen Vergleich 
ziehen. Wir haben drei große klassische Länder des 
Fremdenverkehrs in Europa: Italien, Frankreich und 
die Schweiz. Die Schweiz hat eine phantastische 
Landschaft, die erstklassig aufgeschlossen ist und 
sie bietet vorzügliche Unterkünfte. Frankreich hat 
wieder andere Vorzüge. Neben den Schönheiten am 
Meer und in den Alpen besitzt es vor allem auch 
eine große Anzahl von Kulturgütern. In Italien 
spielen die guten Straßen, das beständige Wetter , 
die Seen, das Meer und die Kunstdenkmäler eine 
Rolle. Nun, warum fahren die internationalen Gäste 
ins Berner Oberland? Weil sie schon von der Schule 
her wissen, daß es dort schön ist und weil dies 
in der ganzen Welt auf Plakaten zu sehen ist. War­
um reist man nach Florenz? Weil man von der 
Schule her weiß, daß dort eine Fülle von Kultur­
gütern zu sehen ist. Warum besucht man Wien? 
Nicht wegen der Landschaft und der Umgebung, 
sondern um die Kulturgüter zu besichtigen, über 
die in der ganzen Welt jeder einzelne von der 
Schule her unterrichtet ist. Warum geht man 
nicht so sehr an die dalmatinische Küste, ob­
wohl es dort auch sehr schön ist? Wei l man sich 
nicht sicher und wohl fühlt und die Hotels nicht das 
zu bieten vermögen, was als europäischer Durch­
schnitt gelten kann. Warum fährt man nicht so viel 
in die Steiermark? Weil sie nicht genügend auf­
geschlossen ist, weil wir nicht genügend Betten 
haben und weil auch die Unterbringung aus son­
stigen Gründen nicht ganz dem europäischen Durch­
schnitt entspricht. Die Steiermark ist billig und 
schön, klimatisch sind Winter und Sommer sehr 
günstig und vor allem ist sie für die Wiener un­
erhört nahe. Wir müssen uns dem innerösterreichi­
schen Verkehr mehr zuwenden. Im Sommer ist der 
Süden mit seiner Wetterbeständigkeit eine große 
Konkurrenz für unser Land, dafür könnte aber die 
Steiermark für den kleinen Mann in "Österreich 
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günstige Erholungsplätze bieten. Wer ein Auto hat, 
und das gehört fast schon zum guten Ton, fährt im 
Sommer nach dem Süden. Im Winter liegen die 
Dinge anders, da fährt der Österreicher nicht aus 
Österreich heraus, im Winter bleibt er in Öster­
reich. Wir haben herrliche Berge als Voraussetzung 
für den Wintersport , aber die Wintersportgebiete 
sind zu wenig erschlossen. Eis gibt zu wenig Seil­
bahnen auch an den schon bekannten Wintersport­
orten. Es gibt eine ganze Menge von wunderschön ge­
legenen, außerordentlich geeigneten Orten, die nicht 
einmal noch durch Straßen genügend erschlossen 
sind. Es kommen nicht genügend Wintergäste in 
die Steiermark und, um dies zu erreichen, müssen 
für die Winterurlaube in der Steiermark die not­
wendigen Voraussetzungen geschaffen werden, 
Wenn man eine zweite Saison errichten will, müs­
sen, mehr als bisher, Seilbahnen gebaut werden. 
Gastein ist ein klassisches Beispiel dafür, was durch 
Sportveranstaltungen, durch die Errichtung von 
Seilbahnen aus einem Ort gemacht werden kann. 
Früher hat Gastein seine Tore im Winter geschlos­
sen, heute ist es im Winter ein Ort von Weltgel­
tung, und zwar nicht durch die Bäder, sondern durch 
die Einrichtungen, die den Wintersport gewährlei­
sten. 

Wir haben in Österreich zur Zeit 49 Seil- und 
Bergbahnen, 84 große Sessellifte und 250 große 
Schlepplifte. Man darf nicht glauben, daß man a n 
einer Bergbahn verdient, aber d u r c h eine Berg­
bahn kann verdient werden. Es steigen sprunghaft 
die Übernachtungsziffern, wenn eine entsprechende 
Beförderungsmöglichkeit eingerichtet wird. Einige 
Beispiele: In Mayrhofen beliefen sich im Winter 
1953/54 die Übernachtungen auf 5600. Nach Errich­
tung der Seilbahn stiegen sie im Winter 1956/57 
auf 27.400 an. Auf der Tauplitz stiegen die Über­
nachtungen von 27.600 im Winter 1953/54 auf 40.700 
im Winter 1956/57. In Heiligenblut stieg die Über­
nachtungsziffer von 689 auf 3700, in Spital a. P. von 
4700 auf 6200. Ich könnte Ihnen eine lange Reihe 
solcher Beispiele aufzählen. Von den in Österreich 
bestehenden 49 Seilbahnen befinden sich in Steier­
mark 3 und von 84 großen Sesselliften bestehen in 
Steiermark 8. Von den 180,000.000 S ERP-Geldern 
sind nach Steiermark nur 2% Millionen gekommen, 
die zum Ausbau der Seilbahnen verwendet wurden. 
Wir haben eine unerhörte Konkurrenz auf diesem 
Gebiete und wir müssen noch viel nachholen. Noch 
viel mehr Orte müssen Wintersportorte werden. 
Gemessen an den Möglichkeiten, die dieses Land 
für den Wintersport zu bieten hat, ist die Zahl der 
Wintersportorte zu gering. Daher Aufschließung, 
Ausbau der Hotelerie, Bau von Seilbahnen. 

Das Land wird mehr als bisher als Bürge für Kre­
dite berei tstehen müssen, wenn mit diesen Krediten 
Seilbahnen und Hotels ausgebaut werden sollen. 
Was geschieht in dieser Hinsicht doch in anderen 
Ländern, wie Frankreich, Italien und der Schweiz! 
Dort s tehen den Hotels Kredite mit 2—3% Zinsen 
auf 25 Jahre zur Verfügung. In Österreich ist der 
ERP-Kredit mit 5 % zu verzinsen bei 140°/odger Haf­
tung. Man wird im Jahre 1959 auf diesem Gebiet 
Vorberei tungen treffen müssen, es wird ein ent­
sprechender Erschließungsplan für den Winter er­

stellt werden müssen, es wird versucht werden müs­
sen, möglichst viele und möglichst namhafte Sport­
veranstal tungen in dieses Land zu verlegen. Sport­
veranstal tungen haben eine unerhörte Sogwirkung 
auf das Publikum. Man wird sich in den Gemeinden 
dazu vers tehen müssen, für solche Veranstaltun­
gen die Abgaben möglichst loyal zu bemessen, denn 
die unmittelbare Abgabe ist nicht entscheidend, son­
dern die allgemeine Wirtschaftsbelebung, die durch 
den Fremdenverkehr entsteht. 

In verkehrstechnischer Hinsicht ist vieles zu tun: 
Steiermark braucht bessere Bahnverbindungen und 
höhere Bahnermäßigungen. Im Jahre 1960 muß un­
bedingt mehr Geld für den Ausbau der Straßen 
verwendet werden, aber auch die Werbung für den 
Fremdenverkehr muß intensiviert werden. Wir 
müssen alles unternehmen, damit aus den Counter-
partmitteln mehr Gelder für Hotels und Seilbahnen 
nach Steiermark fließen. 

Zur Förderung der Wirtschaft im allgemeinen und 
zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft im be­
sonderen ist festzustellen, daß es sich nicht um Fra­
gen des einen oder anderen Standes handelt, son­
dern um Fragen, die alle Schichten der Bevölkerung 
betreffen. Denn vom Ertrag der Wirtschaft leben 
wohl alle mittelbar oder unmittelbar, u. zw. nicht nur 
die Arbeiter und Gewerbetreibenden, die in Pro­
duktion und Verkauf tätig sind, auch die Beamten 
und Rentner sind vom Erfolg der Wirtschaftspoli­
tik abhängig. 

Auch die Kulturförderung hängt letzten Endes 
davon ab, wieviel Geld dafür vorhanden ist. Ich 
glaube im übrigen, daß auch die Aufnahmefähigkeit 
der Menschen für geistige Dinge mit den Verhält­
nissen im Zusammenhang steht, in denen die Men­
schen leben. Wenn sie nur damit beschäftigt sind, 
das tägliche Brot zu erarbeiten — im wahrsten 
Sinne des Wortes gemeint —, werden sie wenig 
Zeit und Lust haben, sich mit geistigen Dingen aus­
einanderzusetzen und sie aufzunehmen. Sicherlich 
ist heute überall ein großer Materialismus festzu­
stellen, aber nicht die Wirtschaftspolitiker sind 
schuld, daß die Menschen das vorhandene Geld 
mehr für das Kino und weniger für das Theater 
ausgeben, wo nicht immer etwas zu sehen ist, was 
kulturell wertvoll ist. Auch wenn sehr viel darüber 
geklagt wird, daß die Bevölkerung zuviel nach dem 
Auto strebe und zu wenig sich den kulturellen Din­
gen zuneige, so hat auch dies zwei Seiten. Viele 
Menschen haben gerade dadurch, daß sie beweg­
licher geworden sind, viele Kulturgüter gesehen, 
die sie sonst nie zu Gesicht bekommen hätten. Mit 
einem Wort , eine gute Wirtschaft sichert nicht nur 
das tägliche IBrot, sondern sie bietet auch sehr viele 
Voraussetzungen dafür, daß das Leben wirklich 
schöner, inhaltsvoller und auf einer höheren Ebene 
gestaltet werden kann. 

Für eine Gebietskörperschaft wie das Land Steier­
mark bedeutet rein finanztechnisch gesehen: Erfolg­
reiche Wirtschaft = mehr Geld. Nun können wir 
aber seit J ahren folgendes feststellen. Wenn Rück­
gänge zu erwarten sind, weil man befürchten muß, 
daß die Lebendigkeit der Wirtschaft nachläßt, be­
ginnt man zu überlegen, wo man Kürzungen platz-



528 30. Sitzung des Steieim. Landtages, IV. Periode. — 18., 19. und 20. Dezember 1958. 

greifen lassen kann. Gewöhnlich führt diese Ent­
wicklung zu Kürzungen der Förderungsmaßnahmen. 
Schauen Sie, meine Damen und Herren, gerade 
dann, wenn zu befürchten ist, daß die Lebendigkeit 
der Wirtschaft nachläßt, dürfte man die Förderungs­
bestrebungen nicht einschränken, gerade dann sollte 
man durch eine besondere Förderung der Wirtschaft 
Rückschläge auffangen, aber nicht noch die Rück­
schläge durch eine Kürzung der Förderung beschleu­
nigen und vergrößern. 

Diese Entwicklung gilt rückgreifend besonders für 
den Fremdenverkehr. Durch eine Förderung des 
Fremdenverkehrs und eine Steigerung desselben 
könnte mancher Nachteil wettgemacht werden, der 
aus sonstigen Rückschlägen in der Wirtschaft ent­
steht. Das vorliegende Budget trägt solchen Über­
legungen leider nicht Rechnung. Ich hoffe aber, daß 
das künftig der Fall sein wird und ich glaube, wir 
sollten bald damit beginnen, in dieser Einstellung 
eine Umkehr zu vollziehen. Die Entwicklung der 
Weltwirtschaft wird uns doch da und dort auf dem 
Arbeitsmarkt und auf dem Ertragssektor Ausfälle 
bescheren, die wir mit dem Fremdenverkehr doch 
ein bißchen wettmachen können. Ich glaube, daß 
das Land sich nicht weiter von der Förderungstätig­
keit entfernen sollte, sondern ganz im Gegenteil 
ihr wieder nähertreten sollte. 

Die Steiermark ha t bei vielen guten wirtschaft­
lichen Voraussetzungen natürlich auch einige noch 
lange nicht gelöste Wirtschaftsprobleme. Wir müs­
sen vor allem unsere verkehrspolitische Benachtei­
ligung so rasch als möglich überwinden. Daher 
oberstes Gebot: Straßen bauen und nochmals Stra­
ßen bauen! Auf dem Energiesektor werden die Um­
schichtungen immer deutlicher. Die Kohle tritt als 
unmittelbarer Energiefaktor immer mehr in den Hin­
tergrund. Es muß rechtzeitig dafür gesorgt werden, 
daß die steirische Kohle Rohstoff für die Energie-
bereitung bleibt. Gas und Strom sind Dinge, die aus 
steirischer Kohle erzeugt werden können. Das Land 
wird dieser Entwicklung mit großer Aufmerksam­
keit folgen müssen. Man hört jetzt viel von Bohrun­
gen nach Erdgas und Erdöl. Erdöl und Erdgas wä­
ren ein wichtiger Faktor zur Verbesserung unserer 
Energiesituation. Immer wird davon geredet, man 
sollte im steirischen Grenzland mehr Betriebe er­
richten. Eine der wichtigsten Voraussetzungen da­
für ist, daß genügend Energie vorhanden ist. In 
Graz haben wir die Energie nicht, die wir brauchen 
würden, wenn sich wirklich eine Anzahl größerer 
Betriebe hier niederließe. Diese Probleme sind da­
her von einer Gebietskörperschaft wie vom Land 
Steiermark initiativ und gestaltend zu verfolgen. 
Wir können nicht warten, was uns als Segen von 
oben zukommt, sondern wir müssen selbst die Ini­
tiative ergreifen. 

Nun, meine Damen und Herren, wenn auch die 
Wirtschaftsförderung nach der Landesverfassung 
nur zum Teil Landesaufgabe ist, so glaube ich, 
müßten diese formellen Grenzen überschritten wer­
den. Wir überschreiten sie ja auch auf anderen Sek­
toren, auf dem Gebiete der Wohnbauförderung, auf 
dem Gebiete der Fürsorge usw. Wenn wir davon 
reden, daß menschliche, soziale und geistige Gründe 

dies rechtfertigen, dann gelten diese Gründe auch 
für die Förderung der Wirtschaft. Denn mehr Hilfe 
kann nur durch den Mehrertrag aus der Wirtschaft 
gewährleistet werden. Die Wirtschaftsförderung des 
Landes kann im übrigen nicht nur von dem Gesichts­
punkt aus betrachtet werden, daß Aufträge an die 
Wirtschaft erteilt werden. Der Straßenbau belebt 
die Wirtschaft sehr, er schafft Arbeitsplätze, aber 
die Straße selbst ist das angestrebte Ziel und sie 
dient der Wirtschaft noch viel mehr als ihre Ent­
stehung und Herstellung. Dieses Beispiel gilt für 
eine ganze Menge von Bauvorhaben, die die öffent­
liche Hand durchführt. Wenn wir an Wien den Ap­
pell richten, es möge mit dem 'Bau der Autobahn 
Wien—Graz—Villach bald begonnen werden, so 
ist das nicht ein Vorwurf gegen den Handelsmini­
ster, sondern eher gerichtet an die Adresse der 
westlichen Bundesländer in dem Sinne: Wir Steirer 
sind auch noch da. Wir haben ein Recht darauf, zu 
fordern, daß auf diesem Gebiet mehr getan wird. 
Ich glaube, daß diese Straße mehr Menschen ver­
bindet und ihre Verhältnisse bessert, als wenn noch 
so viel Geld auf anderen Sektoren angelegt werden 
sollte, (Beifall.) Der Herr Bundeskanzler hat bereits 
angekündigt, daß in Bälde mit dem Bau der Auto­
bahn begonnen werden wird und ich glaube, daß 
ihm dafür Dank zu sagen ist. 

Wir haben als weiteres, noch keineswegs gelöstes 
Wirtschaftsproblem die Grenzlandfrage vor uns, zu 
der noch besonders Stellung genommen werden 
wird. 

Ein Problem völlig anderer Art, das sich aber 
immer deutlicher abzeichnet, besteht darin, daß wir 
auch bei den gewerblichen 'Betrieben eine gewisse 
Landflucht fesstellen müssen bzw. andererseits viele 
Klein- und Mittelbetriebe vom flachen Land ver­
schwinden, weil sie häufig durch das Ausscheiden 
ihrer ' Inhaber infolge Alters nicht mehr ersetzt 
werden. Wi r haben im gesamten gesehen in der 
Steiermark keine Verringerung der Zahl der Be­
triebe festzustellen, aber wir finden eine deutliche 
Verlagerung der Produktionsstätten vom Land in 
die Stadt. Eine Fortsetzung dieser Entwicklung wird 
die Steuerkraft in den Landgemeinden herabsetzen 
und auch die Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem 
Lande schmälern. Glücklich ist diese Entwicklung 
nicht, man wird sie bannen und, wo es geht, auf­
fangen müssen. Die Alten hinterlassen einen Be­
trieb, der nicht mehr den modernen Erfordernissen 
entspricht und die Jungen haben oft nicht das Geld, 
einen modernen Betrieb dafür hinzustellen. Wir 
sollten daher alles tun, was nur möglich ist, um 
jenen, die einen Betrieb errichten wollen, zu helfen. 
Wir können gar nicht genug Menschen haben, die 
tät ig sind, die arbeiten können und die bereit sind, 
auch ein Risiko auf sich zu nehmen. Wir haben 
ohnehin genug Menschen, die sich vor einem Risiko 
fürchten und nur der Sicherheit zustreben. Das Land 
Steiermark muß mehr als bisher mithelfen, daß 
die Existenz der Mittel- und Kleinbetriebe gefestigt 
und gesichert wird. Der Resolutionsantrag auf Ein­
schaltung der iBürgschaftsgenossenschaften zur Ver­
bürgung von Investit ionskrediten dient diesem 
Zweck. Für die Förderung der Wirtschaft vom Bau 
der Landesstraßen bis zur Förderung eines kleinen 
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Betriebes bestehen so viele Notwendigkeiten, daß 
die Leistungen des Landes, auch wenn sie in die 
Millionen gehen, nicht als ausreichend bezeichnet 
werden können. 

Wir leben in einem Zeitabschnitt, in dem man 
glaubt, es muß alles an einem Tag geschehen. Alle 
wollen alles sofort. Viele wollen möglichst vieles 
natürlich vom Staat. Wenn alle diese Wünsche Er­
füllung finden sollen, dann muß der Staat mehr 
Geld bekommen und wenn er mehr Geld bekommen 
will, dann muß er entweder dem Staatsbürger hö­
here Steuern aus der Tasche ziehen — damit wä­
ren wir bei der Katze, die sich in den Schwanz 
beißt — oder es gelingt, die wirtschaftliche Entwick­
lung voranzutreiben, das Sozialprodukt zu vergrö­
ßern und die Anteile des Staates dadurch zu vergrö­
ßern. Wir sind für die zweite These und aus diesem 
Grund scheint uns eine Förderung der Wirtschaft 
zweckmäßig, sinnvoll und gerechtfertigt. Wir wol­
len ja nicht, daß die Wirtschaft vom Staat lebt, son­
dern wir wollen ja nur, daß der Staat besser von 
der Wirtschaft lebt. Weil wir gerade bei den For­
derungen an den Staat sind! Uns allen ist klar, daß 
sehr viel vom Staat gefordert wird. Es gibt welche, 
die meinen, daß man zuviel fordert. Wir haben ge­
hört, wer schuld daran ist, daß das nicht in Erfül­
lung geht. Der Herr Finanzminister ist schuld, daß 
wir in Graz zu wenig Mittelschulen haben, weil er 
kein Geld hergibt; der Herr Finanzminister ist 
schuld, daß wir für das Schauspielhaus nur 2 Mil­
lionen Schilling bekommen haben, er ist gei­
zig, er gibt nicht mehr her. Wenn man es so 
betrachtet, ist er der reinste Kulturfeind. (Abg. 
R ö s c h : „Habt Ihr ihn gelobt, weil er zuviel ge­
geben hat?!") Auch in diesem Hohen Haus ist ge­
sagt worden, der Herr Finanzminister sei schuld, 
daß Land und Gemeinden im Wege des Finanzaus­
gleiches zu wenig erhalten. Der Herr Finanzminister 
ist schuld, daß die Kriegsschadensvergütung so ge­
ring ausgefallen ist, der Herr Finanzminister ist 
schuld, daß die Krankenkassen noch nicht saniert 
sind. (Zwischenruf bei SPD1: „Das ist richtig!") 

Haben Sie das nicht auch gesagt, Herr Abg. Se­
bastian, der Herr Finanzminister sei schuld, daß der 
14. Monatsgehalt noch nicht bezahlt wurde? Eine 
kleine Parallele! Schauen Sie, im Land Steiermark 
besteht die Notwendigkeit , die Wohnbauförderung 
noch mehr zu betreiben. Haben wir jemals behaup­
tet, daß der Finanzreferent schuld ist, daß für die­
sen Zweck zu wenig Geld da ist? Das haben 
wir nie gesagt. (Abg. R ö s c h : „Sechsmal allein 

j ist das hier behauptet worden!") Aber nicht, daß 
er schuld ist. (1. LH.-St. H o r v a t e k : „Was 
denn?") Wir haben nie behauptet, daß der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Horvatek schuld sei, 
daß der Operat ionstrakt noch nicht besteht, weil er 
dafür kein Geld hergibt, daß er schuld ist, daß der 
Fremdenverkehr zu wenig gefördert wird, weil er 
kein Geld hergibt. Haben wir gesagt, daß er schuld 
ist? (Abg. R ö s c h : „Daß die Feuerwehr zu wenig 
bekommt, hat Landesrat Prirsch gesagt." (1. LH.-St. 
H o r v a t e k : „Gestern hat Abg. Koch fünfmal be­
hauptet, ich sei schuld.") Der Vorwurf der 500.000 S 
liegt auf einer anderen Ebene. Der Ansatz auf die 
500.000 S erfolgte vom Herrn Finanzreferenten, das 

ist richtig. (Abg. R ö s c h : „Also doch der Finanz­
referent ist schuld!") Der Finanzreferent war der 
Meinung, man könne mit 500.000 S genügend Kre­
ditvolumen schaffen, weil die Rückflüsse so reich­
lich sind, daß ohnehin genügend Gelder da sind. 
Diese Auffassung hat er selbst vertreten. (1. LH.-St. 
H o r v a t e k : „Nachdem Landesrat Brunner sie ge­
deckt und den Abänderungsantrag gestellt hat.") 
Wir sind der Meinung, daß man hier eine andere 
Auffassung haben kann. Wir haben nicht gesagt, 
daß Sie deshalb weniger Geld eingesetzt haben, 
sondern weil Sie gemeint haben, hier sei genügend 
Geld vorhanden. (1. LH.-St. H o r v a t e k : „Für 
jede Kürzung muß man eine Begründung haben, 
bei jeder Kürzung muß man überlegen, ob sie mög­
lich sein kann, sonst kann man nicht kürzen!") Ste­
hen Sie zur Begründung, die Sie ausgesprochen 
haben! Das ist eine Verdrehung der Dinge, merken 
Sie das nicht? Der Landeshauptmannstellvertreter 
hat dort 500.000 S gekürzt, weil er gemeint hat, es 
sei genügend Geld vorhanden. Haben Sie vielleicht 
gehört, daß der Finanzminister gesagt hat, er gibt 
den Krankenkassen deshalb kein Geld, weil sie 
selbst genügend haben? Weil sie selbst Ordnung 
machen sollten und weil nicht genügend Geld da 
ist! Diese Begründung bei den 500.000 S habe ich 
nicht gehört. (Zwischenruf bei SPÖ: „Wie man es 
braucht, Herr Stöffler!") Ihr Herr Vizekanzler Dr. 
Pittermann bemüht sich immer, offen und versteckt, 
dem Finanzminister die Schuld an allem, was nicht 
erfüllt wird, zuzuschieben. (Abg. R ö s c h : „Wenn 
man immer vom Raab-Kamitz-Kurs spricht!") Ich 
kann dem Herrn Vizekanzler, der dauernd auf den 
Finanzminister losgeht, nur eine Äußerung des 
Herrn Landeshauptmannstellvertreters Horvatek 
entgegenhalten. Er hat gesagt: „Es geht mir genau 
so wie dem Finanzminister, er ist nicht zu beglück­
wünschen zu seiner Tätigkeit. Er kann kein Geld 
herbeischaffen und nur das ausgeben, was vorhan­
den ist." Man kann sich nicht hinter jeden stellen, 
der vom Staat e twas fordert, wie „Plaudermann", 
man kann nicht jede Forderung unterstützen und 
sich mit Versprechungen hinter j eden stellen, wie 
Herr Dr. Pittermann, sonst gilt das Wort , das von 
Ihnen stammt: „Ich bin berechtigt in Sorge." Ich 
habe auf einem Bogen Papier zusammengeschrie­
ben, wem und was Dr. Pittermann alles schon ver­
sprochen ha t und bin darauf gekommen, daß er als 
Finanzminister niemals das erfüllen könnte, was 
er heute vom Finanzminister verlangt. Daher 
stimmt: Dr. Plaudermann. (Abg. S e b a s t i a n : „Ihr 
malt ja immer die Inflation an die Wand.") 

In der Generaldebatte hat Herr Abg. Sebastian 
gesagt, ich darf mir erlauben, wenn es sich um 
Wirtschaftsförderung handelt, zu diesem Begriff der 
Wirtschaft auch diese Dinge zu erwähnen. Wie sagte 
es der Herr Kollege Sebastian? „Wir, die wir die 
Verantwortung zu t ragen haben, dürfen nicht die 
Augen vor den Tatsachen verschließen" und er sag­
te, „daß durch unser Handeln, ausschließlich durch 
unser Verhalten, den Rückschlägen begegnet wer­
den könne." Er bedauert, daß die ÖVP in Wien sich 
nicht dazu verstehen konnte, dem 14. Gehalt zuzu­
stimmen. Das arbeitende Volk könne nicht ver­
stehen, daß diese läppischen 400 Millionen eine 
Gefährdung der Währung darstellen. Und Ihre Zei-
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tungen schreiben darüber, daß es lächerlich sei, zu 
behaupten, die Währung würde gefährdet, wenn 
ein paar hundert Millionen für die Krankenkassen 
dazukommen würden. Wenn das Wort des Herrn 
Landesfinanzreferenten gilt, als er sagte: „Ich bin 
berechtigt in Sorge", dann gilt dies auch für Ihre 
Taktik, die Sie da üben. Schauen Sie, es kann nicht 
alles an einem Tag geschehen, Sie wiss.en das auch 
selbst sehr genau, aber Sie tun immer so, als ob 
das alles von heute auf morgen erreichbar wäre. 
Es wird damit nur Unsicherheit und Unzufrieden­
heit erreicht. Man kann damit zwar keine gute Poli­
tik machen, aber man kann damit gut Politik ma­
chen! Sie sind ja auf dem Gebiet der Erzielung der 
Unzufriedenheit viel gerissener Und geschulter als 
die FPG'. Der Sprecher der FPÖ hat geradezu mit 
sadistischem Defaitismus und in mystischer Weise 
versucht, ein Schreckensbild für die Zukunft zu 
malen. 

Im letzten Bericht des Wirtschaftsforschungsinsti­
tutes . . . (Abg. DDr. H u e b e r : „Fangen Sie schon 
wieder damit an?! Sie letzter Ritter hier in diesem 
Hohen Haus, denken Sie an die Ritterlichkeit!") 
(2. Präsident O p e r s c h a l l : „Wir sind bei der 
Wirtschaftsförderung!") Ich darf doch die Berichte 
des Wirtschaftsförderungsinstitutes bringen. Wollen 
Sie mir verbieten, daß ich darüber spreche? (2. Prä­
sident O p e r s c h a l l : „Ich mache Sie aufmerk­
sam, daß es sich nicht darauf bezieht, was Sie sagen 
wollen, sondern was Sie gesagt haben. Der 14. Mo­
natsgehalt steht nicht auf der Tagesordnung.") Aber 
er steht mit der Wirtschaft im Zusammenhang. Ich 
darf also das „Schreckensbild" der Zukunft noch­
mals zeichnen. In der Zeitung stand zu lesen, es sei 
eine langfristige Konjunkturbelebung in Sicht. Das 
ist keine Sensationsmeldung eines Politikers, son­
dern das schrieb das Institut für Wirtschaftsfor­
schung. Es ist auch keine sensationelle Meldung, 
denn jeder, der die Wirtschaftsentwicklung ver­
folgt, weiß, daß dieser Bericht kommen mußte. In 
den ersten Monaten des Jahres hieß es, ein Nach­
lassen der Konjunktur führe zu einem verlangsam­
ten Wachstum, aber immerhin zu einem Wachstum 
des Nationalproduktes. Im Juni lautete der Bericht, 
daß die allgemeine Wirtschaftslage zur Zeit durch 
eine kräftige Belebung des Arbeitsmarktes gekenn­
zeichnet sei. Im August lasen wir: „Die österreichi­
sche Wirtschaft ist gekennzeichnet durch einen be­
sonders hohen Beschäftigungsstand und durch ein 
hohes Niveau der industriellen Gütererzeugung ge­
genüber dem Vorjahr mit plus 5 % und durch eine 
besonders kräftige Bautätigkeit." Im September 
wird berichtet, "die österreichische Wirtschaft habe 
in den Sommermonaten eine günstige Entwicklung 
genommen, wobei das Lohn- und Preisniveau bei 
höherer Beschäftigung unverändert blieb. Der Reise­
verkehr brachte Rekordgewinne. Der Außenhandel 
zeigte infolge der Rückwirkungen der in den USA 
festzustellenden Rezession eine leicht rückläufige 
Tendenz. Dann hieß es weiter: „Die konjunktur­
dämpfenden ausländischen Einflüsse konnten un­
sere Wirtschaft nicht entscheidend tangieren." Im 
Oktober heißt es, der Außenhandelsindex sei mit 
242 Punkten gleich geblieben wie im Vorjahr. Und 
schließlich finden wir, daß wir im Außenhandel nur 
mehr um 2°/o hinter der Ziffer Oktober 1957 zu­

rückliegen. Meine Damen und Herren, dann heißt es 
in diesem Bericht des Institutes für Wirtschaftsfor­
schung, daß eine günstige Prognose gestellt wer­
den kann. Es sei eine Exportbelebung festzustellen, 
die Nachfrage nach Konsugütern steige, die Inve­
stitionen nehmen zu und die Liquidität der Wirt­
schaft sed geeignet, günstige Konjunktureinflüsse zu 
fördern. Noch etwas steht da: Vor ener Überforde­
rung des Staates wird gewarnt! 

Meine Damen und Herren, ist das ein Schrek-
kensbild? Oder gibt uns das die Berechtigung 
zu sagen, daß die Äußerungen des Redners der 
FPÖ vollkommen unrecht waren! Ich muß schon 
sagen, Gott sei Dank finden diese Parolen und 
der Geist, der daraus spricht, keine Unter­
stützung aus dem Ausland mehr. Das war ein­
mal, das kommt Gott sei Dank nicht wieder. (Abg. 
DDr. H u e b e r : „Den Zweckoptimismus des Insti­
tutes für Wirtschaftsforschung, den kennen Sie ge­
nau so wie wir, wir wissen doch, daß diese Berichte 
bestellt sind!") (Verschiedene Zwischenrufe.) (Abg. 
DDr. H u e b e r : „Wir führen alles nur so an, wie 
es den Tatsachen entspricht als verantwortungsbe­
wußte Opposition!") Ich möchte diesem Zweckopti­
mismus nur Ihren Zweckpessimismus gegenüber­
stellen. Sie haben es ja notwendig, ihn zu erzeugen, 
denn mit den Leistungen Ihrer Partei können Sie 
nicht auf Wählerfang ausgehen. Sie können immer 
nur hoffen, daß die Menschen mit den bestehenden 
anderen Parteien unzufrieden sind. (Abg. W e ­
g a r t : „So sind Sie aufgetaucht und so werden Sie 
auch verschwinden!") 

Die SPÖ1 macht dies — wie schon gesagt — viel 
geschickter. Sie t rägt nicht so dick auf, s ie macht das 
auf längere Sicht, aber aus all ihren Handlungen ist 
der rote Faden zu erkennen, „Unzufriedenheit" zu 
erzeugen. Sie geht so weit, daß sie z. B. bei der 
Mitteilung über die Ziffern, die das Arbeitspotential 
betreffen, immer das Negative in den Schlagzeilen 
berichtet. Nicht, daß sie berichtet, das Arbeitspoten­
tial sei größer, sondern sie sagt, es seien mehr Ar­
beitslose und mehr Arbeitslosigkeit, obgleich zu 
gleicher Zeit mehr Arbeitende da sind als je zuvor. 
(Zur SPÖ) Das spricht für den Geist, mit dem Sie 
die Dinge betrachten. Daß Sie diesen Bericht des 
Wirtschaftsforschungsinstitutes nicht bringen, ist 
klar, weil er Ihrer Tendenz nicht entspricht, alles 
grau zu färben. 

Wir sind weit davon entfernt, einem unberechtig­
ten Optimismus Auftrieb zu verleihen, wir verfol­
gen mit viel Aufmerksamkeit alle sich anbahnenden 
Schwierigkeiten, ob ihre Ursachen im In- oder im 
Ausland liegen, aber wir beschränken uns nicht dar­
auf und vor allem, wir glauben, daß in der Publi­
zistik über diese Dinge ein gewisses Maß zu halten 
ist. Auf der anderen Seite sind wir gerade in Zei­
ten, in denen sich Schwierigkeiten befürchten lassen, 
bemüht, Auswege zu finden und alle Gelegenhei­
ten zu beobachten, die eine Belebung der Wirtschaft 
nach sich ziehen könnten. Wir sind nicht daran in­
teressiert, daß Unzufriedenheit entsteht, weil bei 
dieser Einstellung der Bevölkerung jedes Maß der 
Beurteilung verloren geht und es besser wäre, wenn 
dieses Maß gefunden werden würde. Wir, die wir 
die Verantwortung zu tragen haben, Herr Kollege 
Sebastian, wir müssen auch den Mut finden, die 
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Dinge so zu sehen, wie sie sind und das aber auch 
zu sagen. Wir dürfen nicht um eines billigen Augen­
blickserfolges für die politische Partei mehr ver­
sprechen als wir halten können, weil sonst nicht 
Rückschläge aufgefangen, sondern Rückschläge er­
zeugt werden. 

Wir werden Ihnen auf diesem Weg der Plaude­
reien und Versprechungen nicht folgen: Der ist 
schuld, weil er an der Kasse sitzt und kein Geld 
hergibt. Wir werden jede Gelegenheit wahrnehmen, 
um darnach zu streben, daß mehr Geld in die Kasse 
kommt, damit in Zukunft herangetragene Wünsche 
erfüllt werden können. Ich habe einmal schon fest­
gestellt: Fragen Sie den Mann auf der Straße. Er­
innern Sie sich, was mir von Ihrer Seite entgegnet 
wurde? Es sei nicht wahr, daß es uns besser geht, 
heute müssen Sie es zugeben, daß es uns besser 
geht. Sie knüpfen aber daran die Frage, wie lange 
noch? Es wird solange gut gehen, solange durch 
Ihre Versprechungen und Plaudereien nicht ernst­
licher Schaden angerichtet werden kann und wir 
statt übertr iebener Versprechungen das richtige und 
gerechte Maß finden. (Abg. S e b a s t i a n : „Es hat 
Zeiten gegeben, wo die Sozialisten nicht hier spre­
chen konnten, weil sie eingesperrt waren!") So­
lange wird es uns gut gehen, solange wir bemüht 
sind, unsere Chancen wahrzunehmen. Die Chancen 
liegen nicht in der Planwirtschaft, die Chancen lie­
gen in einem richtigen Verstehen der Wirtschaft, in 
einer Befreiung der Wirtschaft von Lasten und in 
einer s innvollen Förderung der Wirtschaft. Das ist 
die Voraussetzung dafür, daß wir besser und schö­
ner leben können und daß wir uns Wohlstand zu 
erarbeiten vermögen. Das ist aber auch die Voraus­
setzung dafür, daß wir den Gebrechlichen und Alten 
und den Hilfsbedürftigen, denen die Chance nicht 
gegeben ist, durch ihre Arbeit zu Wohlstand zu 
kommen, im Wege der Wohlfahrt helfen. (Starker 
Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Dr. Stephan: Die e twas in fortissimo gehalte­
nen Präludien zum Wahlkampf 1959 sind verebbt. 
Ich glaube, daß das alles, was in den letzten beiden 
Tagen hier gesagt wurde, vielfach aus dem Blick­
winkel auf die im Herbst, vielleicht auch im Früh­
jahr des kommenden Jahres stattfindenden Na­
tionalratswahlen zu betrachten ist. (Zwischenruf bei 
ÖVP: „Was hat das mit dem zu tun?") Es ist Auf-
fassungssache. Es ist ganz selbstverständlich und 
ich verstehe es, daß aus einem solchen Anlaß jede 
politische Partei ihre Stellung bezieht und eine 
möglichst günstige Ausgangsposition für die Wahl­
kämpfe haben will. Ich habe daraus niemand einen 
Vorwurf gemacht, sondern lediglich eine Feststel­
lung getroffen. (Abg. W e g a r t : „Sie tun das 
nicht!") (Abg. DDr. H u e b e r : „Sie sind schon sehr 
in Wahlfieber.") 

Wenn das ursprünglich geplante Konzept, die 
Budgetverhandlungen bereits gestern abend abzu­
schließen, durchgeführt worden wäre, bin ich über­
zeugt, daß nicht so viel falsche Mitteilungen vor-
handen wären, um sich das gegenseitig schwer zu 
machen. Ich will von vornherein nicht von der 
Voraussetzung ausgehen, auf jeden Fall jemanden 
anschießen zu wollen, im Gegenteil, ich treffe mei­

stens, und wie ich mir einbilde, sachliche Feststel­
lungen, sie mögen nicht mit denen übereinstim­
men, die andere machen, das ist das Wesen einer 
Demokratie. Es ist Pflicht jedes einzelnen Abge­
ordneten einer Partei, einer anderen Meinung in 
Ruhe entgegenzutreten, dabei aber nicht in eine 
Art zu verfallen, die, sagen wir, ohne ausfällig 
zu werden, verschieden beurteilt werden kann. Wir 
wahren vor allem die Würde dieses Hohen Hauses, 
was bei anderen nicht immer zutrifft. Wenn heute 
wenige Zuhörer auf der Galerie sitzen, mag Ihre 
Art hingegen, aber Sie werden mich kaum so in 
Rage bringen, daß ich Ihnen mit den gleichen Waf­
fen entgegentrete. Ich bitte Sie nur um eines, be­
vor Sie irgend jemandem unbedingt e twas an den 
Kopf werfen wollen, erst darüber nachzudenken. 

Zu dieser ganzen Frage, die heute Herr Präsi­
dent Wallner und Abg. Stöffler im Zusammenhang 
mit der Gruppe 7 des Landesvoranschlages aufge­
worfen haben, die aber auch schon in den vergan­
genen Stunden und Tagen berührt worden ist, 
möchte ich eine Bemerkung, die ich in den letzten 
Wochen und Monaten und auch schon im vergan­
genen Jahre gemacht habe, zum besten geben. Ich 
habe festgestellt, und viele meiner Freunde mit mir, 
daß der Gegensatz zwischen den Bewohnern der 
Stadt und am Lande zu unserem großen Bedauern 
wieder erheblich größer geworden ist. An und für 
sich wissen wir alle, daß wir einer vom anderen 
abhängen, der Bauer, der Arbeiter, der Intelligenz­
ler genau die gleichen Aufgaben in Bezug auf die 
Erhaltung dieses Staates haben, daß alle miteinan­
der Verpflichtungen gegenüber diesem Staat haben 
und daß es nicht zum Besten der Allgemeinheit 
ist, wenn einer auf dem Rücken des anderen einen 
Vorteil zu erringen versucht. Es ist leider so, daß 
nicht einmal der so oft zitierte Klassengegensatz 
„Arbeiter gegen Bauern" sich allzu oft bemerkbar 
macht, der ist eher im Schwinden. Ich habe haupt­
sächlich in den Intelligenzkreisen der Stadt ein 
schwindendes Verständnis für den Bauernstand 
festgestellt. Wir müssen den Leuten zutrauen kön-
nen, daß sie über die Lage jedes ihrer Mitbürger 
nachdenken. 

Wenn man heute die Diskussionen über das nicht 
erledigte Landwirtschaftsgesetz gehört hat, könnte 
man sich an den Kopf greifen, wieviel Dummheit 
verzapft wird, daß die eine oder die andere Partei 
oder der eine oder der andere Mann schuld sei 
und überhaupt das Gesetz nicht notwendig sei. Im 
wesentlichen ist es nicht von Bedeutung, w e r 
schuld daran ist, daß das Landwirtschaftsgesetz 
nicht gekommen ist. Wir halten es für unrichtig, 
wenn heute in der Öffentlichkeit diskutiert wird, 
daß ein Junktim, eine Verbindung zwischen zwei 
vollständig verschiedenen Dingen, Landwirtschaft 
auf der einen und Sanierung der Krankenkasse 
auf der anderen Seite, von den Sozialisten herbei­
geführt wird. Ein Landwirtschaftsgesetz ist nicht 
dazu da, um irgend einen Vorteil auf einem ganz 
anderen Gebiet mit einzuhandeln, sondern es 
müßte dazu da sein •— und es war auch so in 
seinem ursprünglichen Entwurf — um der Land­
wirtschaft zu helfen und sonst gar nichts. Wenn 
nun ein Bund, nämlich der Wirtschaftsbund nach 
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dem 5. oder 6. Entwurf behauptet: „Wir können 
ohne Sorge dem Landwirtschaftsgesetz entgegen­
sehen, denn wir haben ihm die Giftzähne genom­
men", und wenn dann später auf der anderen Seite 
eine andere Partei die Gesetzwerdung verhindert , 
dann sind beide daran schuld, daß die ursprüng­
liche gute Meinung nicht zum Durchbruch gekom­
men ist. Sie alle wissen, daß der letzte Entwurf 
dieses Gesetzes ja schon so schlecht und dürftig 
war, daß vielleicht der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft froh war, daß er abgelehnt 
worden ist. Denn dieses schwächliche Gerüst eines 
Landwirtschaftsgesetzes hätte die Zustimmung der 
Betroffenen ja nicht einmal mehr gefunden. Es ist, 
wie ich mir habe sagen lassen, ja nur mehr die 
Zusammenfassung der drei Wirtschaftsgesetze ge­
wesen, die wir sowieso wieder bekommen haben, 
und im übrigen war von den Grundideen, von de­
nen das Gesetz vor einigen Jahren ausgegangen 
ist, wenig oder gar nichts mehr enthalten. 

Es ist also, um wieder auf die Ausgangsposition 
zurückzukommen, notwendig, daß alle Bevölke­
rungsschichten unseres Landes sich gegenseitig ver­
stehen, daß auch der Städter wieder das Gefühl 
dafür bekommt, was dem Bauern wichtig und rich­
tig ist. Wenn man heute Städter oft sprechen hört, 
so heißt es, es hat jeder zweite Bauer ein Auto. 
Ja, das mit Auto verhält sich vielfach so, daß ir­
gendeinem gutgläubigen Bauern, der unter Umstän­
den 1 bis 2 ha Wald hat, den er erst wieder in 
100 Jahren schlagen kann, ein alter Wagen ange­
dreht wird, mit dem er 3 bis 4 Jahre fähren kann, 
dann muß er ihn wegschmeißen. Der Wald ist aber 
in der Zwischenzeit nicht nachgewachsen. Es ist 
auch hier die Lage der Landwirtschaft ganz ver­
schieden. Sie können auch einen Bauern in Ober­
steiermark mit einigen 100 Joch nicht mit einem 
Landwirt in der Oststeiermark mit 5 Joch verglei­
chen. Man muß die Gegebenheiten des einzelnen 
in Betracht ziehen. Es ist die Fürsorge und die Be­
treuung der Landwirtschaft ein wesentlich schwe­
reres Unterfangen als die Betreuung irgend eines 
anderen Standes in unserem Lande. Und zwar des­
halb, weil die Voraussetzungen so verschieden 
sind. Wenn Sie sich unser Land vorstellen, von 
Mürzzuschlag bis Radkersburg und von Leutschach 
bis Hartberg, so sind da schon ganz verschiedene 
Voraussetzungen für die Landwirtschaft gegeben 
und der Herr Präsident Wallner hat heute teilweise 
die Bemühungen angeführt, die von allen Seiten ge­
macht werden, um diesen Verschiedenheiten ge­
recht zu werden. Man fragt sich nur, warum im 
Parlament unter diesen Umständen nicht mehr Ver­
ständnis für diese Dinge aufgebracht wird und war­
um man z. B. nicht den mehrfach geforderten grü­
nen Bericht, der allen vielleicht die Situation der 
Landwirtschaft im Verhältnis zu anderen Wirt­
schaftszweigen erläutern könnte, herausbringen 
will. Man fragt sich, warum man nicht berücksich­
tigt, daß in Österreich 22 Prozent der Bevölkerung 
bei einem Arbeitsaufwand von 32 Prozent der Ar­
beitszeit nur 13 Prozent des Volkseinkommens ver­
dienen. Ich glaube, daß das allein Beweis genug* 
sein müßte, daß hier e twas geschehen muß. Es 
wurde schon darauf hingewiesen, und ich kann es 

mir ersparen, es noch einmal zu tun, welche Bele­
bung der Wirtschaft sich ergeben würde, wenn der 
Bauer selbst die Möglichkeit hät te , Investitionen 
vorzunehmen. Es hat einmal ein Sprichwort gege­
ben, das heute bestimmt auch noch Geltung hat, 
und dieses heißt: „Hat der Bauer Geld, hat 's die 
ganze Welt!" 

Ich darf ganz kurz in diesem Zusammenhang noch 
einmal darauf zurückkommen, was mein Klubkame­
rad Dr. Hueber in der Generaldebatte in bezug auf 
die europäische Wirtschaftsgemeinschaft gesagt hat. 
Ich will nicht bestreiten, daß bestimmte Vorausset­
zungen vielleicht gefehlt haben, um a priori in 
diese Gemeinschaft hineinzugehen. Ich weiß es 
zwar nicht, welche, denn sie sind uns nicht mitge­
teilt worden. Sollten sie sich als nicht existent 
herausstellen oder zu beseitigen sein, dann wäre 
es wohl notwendig, so bald als möglich dieser euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft beizutreten. Ich 
darf darauf hinweisen, daß die europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft die Gründung einer Bank vor­
sieht, einer Investitionsbank mit 1 Milliarde Dollar 
Kapitel und mit einem Aktionsradius von 2% Mil­
liarden Dollar. Und dieser Bank soll die Fürsorge 
bzw. der Aufbau für unterentwickelte Gebiete ihres 
Bereiches obliegen. Stellen Sie sich einmal vor, wie 
da einzelnen Gebieten unserer Landwirtschaft ge­
holfen werden könnte! Wenn diese europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft über diese Investitions­
bank — und es handelt sich dabei um ca. 70 Mil­
liarden Schilling — diese 70 Milliarden in die unter­
entwickelten Wirtschaftsgebiete Ihres Bereiches 
hinausgeben könnte, dann würde sicher auch für 
die Oststeiermark oder die Untersteiermark und 
die Grenzgebiete e twas übrig bleiben. Es würde 
darüber hinaus noch unseren Gewerbetreibenden, 
auf die ich noch später zu sprechen komme, oder 
auch der einen oder anderen notleidenden Indu­
strie ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
auf die Dauer erhalten bleiben. Wir haben in der 
Landwirtschaft in den letzten Monaten, vielleicht 
auch in den letzten 1% J ahren einige Dinge fest­
zustellen, die uns das Leben nicht leichter machen. 
Sie wissen, daß der Holzpreis rückläufig ist. Ich 
weiß, daß der Papierexport auf Schwierigkeiten 
stößt und darunter auch natürlich die Abnahme von 
Holz durch die Papierindustrie leidet. Sie wissen 
auch, daß durch die rückläufigen Holzexporte un­
sere Sägeindustrie in Schwierigkeiten gekommen 
ist. 

Sie wissen auch, daß auf einem anderen Sektor, 
nämlich auf dem Sektor der Mastviehzucht- und 
Milchwirtschaft und überhaupt der Viehwirtschaft 
große Schwierigkeiten aufgetreten sind. Die Milch 
wurde in einer Menge erzeugt, die vom österrei­
chischen Konsum nicht aufgenommen wurde, we­
der als Frischmilch, noch als Butter oder Käse. Da­
her sind viele Betriebe von der Milchproduktion 
in letzter Zeit abgegangen und haben sich der 
Mast von Vieh zugewendet. Aber auch das Mast­
vieh, das in der österreichischen Landwirtschaft er­
zeugt wird, kann vom Inland nicht mehr aufgenom­
men werden und ich habe mich in den letzten drei 
Monaten dafür interessiert, wohin unser Mastvieh 
exportierbar war. Es hat sich herausgestellt , daß 
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es im großen und ganzen nur allein Italien war, das 
ohne bindende Zusagen auf dauernde Abnahme sich 
bereit erklärt hat, Mastvieh abzunehmen. Das kann 
aber täglich, aber zumindest innerhalb von kurzer 
Zeit abreißen, weil die I taliener aus irgend einem 
anderen Land, z. B. Dänemark oder Holland oder 
mit Flugzeugen auch aus Argentinien Frischfleisch 
importieren können und wir dann glatt abgeschnit­
ten werden. Sagen Sie nun einem Landwirt, was 
er da tun soll! Man kann die Rindermast oder Rin­
derzucht nicht in 14 Tagen, nicht in einem halben 
Jahr einrichten, dazu gehört eine Entwicklung von 
3, 4, 5 Jahren. Man kann auch die Milchproduktion 
nicht aufziehen innerhalb von 3 Wochen oder von 
2 Monaten, sondern man braucht mindestens vier 
J ah re vom Kalb bis zur Milchkuh gerechnet. Neue 
Milchkühe oder Mastvieh herzustellen ist wesent­
lich schwerer. Nehmen Sie dazu die Schwierigkei­
ten der statistischen Erfassung der landwirtschaft­
lichen Produktion bei dieser Unmenge von 10.000 
landwirtschaftlichen Betrieben in Österreich! Die 
Produktion statistisch zu erfassen ist wesentlich 
leichter bei einer Anzahl von größeren Industrien, 
wo ich die Möglichkeit habe, in die Buchhaltung 
zu gehen und dort die Einnahmen und Ausgaben, 
die Bestellungen und die Konten zu studieren und 
festzustellen, was im nächsten Jahr geschehen 
wird, falls dort für den großen Weltmarkt Export 
möglichkeiten bestehen. 

Gestern ist in diesem Hohen Hause nicht nur im 
Zusammenhang mit der Landwirtschaft, sondern 
auch mit Industrie und Gewerbe von. der Kata­
strophe 1958 gesprochen worden. Aus eigener An­
schauung weiß ich, daß es bei uns in der Steiermark 
entsetzlich ausgesehen hat, daß die Leute sehr arm 
waren, ja ärmer als nach der Katastrophe, die et­
was früher in Millstatt gewesen ist. Bei der Kata­
strophe in Millstatt. ha t man den dort geschädigten 
Ausländern die sofortige Zusage gemacht, daß sie 
voll und ganz entschädigt werden würden. Man 
kann es sich als Fremdenverkehrsland eben nicht 
leisten, wenn Ausländer zu Schaden kommen und 
diese es anderen sagen würden, daß der öster­
reichische Staat nicht imstande gewesen wäre, die 
Ausländer voll zu entschädigen. Was mich aber da­
bei wundert , ist e twas anderes. Wenn die Auslän­
der 100°/oig entschädigt werden, ist zu sagen, das 
wird für alle Inländer nicht möglich sein, denn der 
gesamte Schaden wird auf 195 bis 200 Millionen 
Schilling geschätzt, wovon auf Steiermark 150 bis 
160 Millionen Schilling fallen. Dem Vernehmen 
nach soll der Finanzminister einen etwaigen Betrag 
von 10 Millionen Schilling für alle Katastrophen­
länder, das wären in erster Linie Steiermark und 
Kärnten, aber auch für k leinere Katastrophen in 
Tirol und Salzburg in Aussicht genommen haben. 
Der Betrag ist zwar noch nicht festgelegt, aber wie 
mir von Mitgliedern der Nationalratsfraktion ge­
sagt wurde, wird er sich in der Größenordnung 
von 10 Millionen Schilling bewegen. Für die Hin­
ausgabe dieser Beträge soll der Finanzminister ge­
sagt haben: Nur soviel, als das Land hergibt. Die 
alte Leier! (Landeshauptmann K r a i n e r ' : „Das 
hat der Finanzminister nicht gesagt, sondern das 
ist von sozialistischer Seite behauptet worden.") 

Der Antrag unseres Nationalrates Dr. Kandutsch, 
diese Relation umzuwandeln von 1 : 1 auf 2 : 1 ist 
von den Leuten im Finanzausschusse des Parla­
mentes als Minderheitsantrag abgelehnt worden. 
Es ist von unseren Leuten im Parlament gefordert 
worden, daß vom Bund nicht nur physische, son­
dern auch juristische Personen entschädigt werden 
sollen. Der Bund hat das abgelehnt, die übrigen 
Ausschußmitglieder haben das abgelehnt. Es wer­
den vom Finanzminister nur die physischen Perso­
nen entschädigt werden. Mir wird gesagt, daß das 
für das Land nicht gilt. Es wurde eine Erfüllung 
dieser Katastrophen-Wiedergutmachungsbeträge 
gefordert von unserem Lande und dem nicht statt­
gegeben. 

In dem Zusammenhange erlaube ich mir, darauf 
hinzuweisen, daß der Herr Finanzminister auch 
noch die Bildung eines Katastrophenfonds auf Bun­
desebene mit dem Hinweis abgelehnt hat, daß das 
Landessache sei. Er mag recht haben. Ich will au* 
noch e twas zurückkommen, was Ihnen sicherlich 
in Erinnerung sein wird. Vor einigen Jahren wurde 
einer von uns eingebrachten Resolution Ihre Zu­
stimmung gegeben, einen Katastrophenfonds im 
Lande zu gründen bzw. die Regierung aufgefordert, 
die Anlagemöglichkeit eines solchen Fonds zu prü­
fen. Wir bekamen zu Beginn dieser Legislatur­
periode auf unsere Frage zur Antwort, daß der 
Katastrophenfonds nicht gegründet wurde. Schade, 
daß uns diese Katastrophe des J ähes 1958 daran 
er innern mußte, wie schwer dieser Katastrophen­
fonds uns abgeht! 

Ich darf nun auf die Wor te meines Vorredners, 
des Herrn Stadtrates Stöffler, zurückkommen, dei 
von der Landflucht im Kleingewerbe gesprochen 
hat. Das stimmt. Ich darf darauf hinweisen, daß das 
Kleingewerbe in wirtschaftlicher Hinsicht sich in 
einer noch prekäreren Lage als die Landwirtschaft 
deswegen befindet, da seine Konkurrenz im In-
lande durch die verschiedene Konstruktion in der 
steuerlichen Behandlung gefördert wird. Es haben 
große Betriebe, also Industriebetriebe, ich will 
schweigen von den vert ikalen Konzernen, unge­
heure Umsatzsteuerersparungen, Vorteile der In­
vesti t ionsbegünstigungen durch Abschreibungen, 
die Bewertungsfreiheit usw., die mehr dem Gro­
ßen als dem Kleinen zugutekommen, weshalb der 
Kleingewerbetreibende am Lande und in der Stadt 
zu wenig Einkommen hat. 

Das gilt auch für den Kleinhandel. Wir dürfen 
den Kulturwert des Kleingewerbes und des Hand­
werkes ebenso wenig unterschätzen wie den der 
Bauern. Ich glaube, daß man nicht immer nach ma­
teriellem Wert , nach dem materiellen Erfolg einen 
Stand beurteilen kann. Wir müssen sozialpolitisch, 
aber auch kulturpolitisch die Bedeutung eines Stan-
des*wie es unser Gewerbe- und Handwerkerstand 
ist, berücksichtigen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich noch bemerken, wenn ich an das Erz­
herzog-Johann-Jahr denke, daß beide Stände, die 
Bauern und die Handwerker, das volkserhaltende 
Element in der Zukunft bilden werden. Damit ist 
selbstverständlich nichts gegen andere Stände und 
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gegen die Stadt gesagt. Die Stadt und andere 
Stände leben nicht nur biologisch, sondern kulturell 
aus der Tradition heraus sicher von diesen beiden 
schon lange vorhandenen kulturalten Ständen. Was 
der Kleinhandel besonders braucheis würde, hat 
auch schon Stadtrat Stöffler gesagt: Billige Kre­
dite. Er hat gesagt, in der Schweiz bekommt, man 
Kredite um 3 Prozent. Ich darf daran erinnern, daß 
der Herr Bundesminister a. D. Dr. Illig seinerzeit 
eine Kleingewerbekreditaktion ins Leben gerufen 
hat, die im Jahr 1958 noch mit 20 Millionen dotiert 
war. Für 1959 sind dafür 11,2 Millionen, also um 
8,8 Millionen weniger vorgesehen und davon sind 
9,6 Millionen Rückzahlungen, so daß der Herr Bun­
desminister für Finanzen tatsächlich nur 2,6 Mil­
lionen hineinzuzahlen braucht. Es ist so, daß man 
leider auch hier nicht davon ausgeht, was notwen­
dig und für die Wirtschaft nützlich wäre und daß 
man Sparten einschränkt, wo man es nicht tun 
sollte und dafür auf der anderen Seite Geld aus­
gibt, wo man es vielleicht nicht unbedingt aus­
geben müßte. 

Entschuldigen Sie abermals — der Herr Abgeord­
nete Wegar t ist Gott sei Dank nicht da —, aber 
ich halte es für notwendig, daß Feststellungen zu 
diesem Punkt, wie zu vielen anderen, gerade von 
uns getroffen werden. Auch bei Ihnen gibt es be­
stimmt viele Abgeordnete im Nationalrat und 
Landtag, die in diesem oder einem anderen Punkt 
der gleichen Meinung sind wie wir, nur ist es bei 
Ihnen schwer, sich außerhalb der Partei damit be­
merkbar zu machen. Es ist für jede regierende Partei 
günstig, wenn es eine Oppositionspartei gibt — 
und Wegar t hat uns sogar darauf aufmerksam ge­
macht auf diese unsere Pflicht —, die den Mut hat, 
den Finger auf offene Wunden zu legen, um damit 
zumindest eine genauere Betrachtung dieses oder 
jenes Gegenstandes in die Wege zu leiten. 

Ich darf zu dem Streit, wer an etwas Schuld hat, 
ob der Finanzminister oder der Finanzreferent und 
ob dieser und warum er e twas nicht hergibt oder 
hergeben kann, von uns aus nur folgendes sagen. 
Uns scheint, daß das Koalitionssystem, das auf der 
Bundesebene herrscht, Hemmungen auf Hemmun­
gen verursacht. Uns scheinen diese Hemmungen 
Ausmaße anzunehmen, die eben eine klaglose Ab­
wicklung der Wirtschaftspolitik in Österreich der­
art erschweren, daß daraus vielleicht da und dort 
wirklich berechtigte Klagen über die Maßnahmen 
des einen oder anderen Vertretungskörpers oder 
Mandatars entstehen müssen. Kommen wir zurück 
zu freien parlamentarischen Gebräuchen und sagen 
wir, entweder müssen wir die Verfassung ändern, 
um dem gegenwärtigen System eine Rechtfertigung 
zu geben oder wir müssen das System ändern, um 
der Verfassung gerecht zu werden. (Beifall bei 
FPÖ.) 

Abg. Pichler: Hohes Haus! Ich habe wieder die 
Ehre, in Vertretung des Landesverbandes der frei­
willigen Feuerwehren dem Hohen Haus und der 
Landesregierung den Dank zum Ausdruck zu brin­
gen, daß auch im heurigen Budget der volle Ertrag 
der Feuerschutzsteuer dem Zweck zugeführt wird, 
der ja dem Namen nach vorausgesetzt wird. Ich bin 

überzeugt, daß die bewährte Persönlichkeit unseres 
Referenten in der Landesregierung viel dazu bei­
getragen hat, auch den Herrn Finanzreferenlen zu 
bewegen, sein Budget so zu erstellen, daß diese 
Lösung möglich war. (Abg. R ö s c h : „Gut, daß der 
Herr Stöffler nicht da ist!") 

Ich bin auch davon überzeugt, daß es vor allem 
die Leistungen der freiwilligen Feuerwehren an 
läßlich der Katastrophen im August waren, die al­
len Regierungsmitgliedern vor Augen geführt ha­
ben, wie notwendig es ist, diese rein auf Frei­
willigkeit basierende Organisation in ihrer Tätig­
keit zu unterstützen. 

Bevor ich mich mit den Ziffern über diesen Ein­
satz besonders befassen will, möchte ich doch 
einen kurzen Tätigkeitsbericht über die sogenannte 
normale Tätigkeit der Feuerwehren bringen, Tch 
habe hier die Ziffern der letzten 9 Monate vor mir. 
Die Feuerwehren mußten zu 630 Bränden ausrük-
ken, die einen Gesamtschaden von über 18 Mil­
lionen verursachten, wobei durch die unmittelbare 
Rettungstätigkeit der Feuerwehren ein Wort von 
ungefähr 60 Millionen — darunter über 200 Stück 
wertvolles Vieh — gerettet werden konnte. Aber 
es ist auch eine Tatsache, die immer mehr in Er­
scheinung tritt, daß beinahe eben so viele Aus­
rückungen notwendig waren, um bei anderen Er­
eignissen helfend einzugreifen. Hier ist vor allem 
zu nennen die Bergung von Kraftfahrzeugen, die 
allein 135 Ausrückungen verursachte. Der zuneh­
mende Verkehr und die damit verbundene größere 
Anzahl von Unglücksfällen auf den Straßen machen 
es immer wieder 'notwendig, daß größere Einsatz­
truppen zur Verfügung-stehen, weil die Bergungs­
gesellschaften, die eigentlich damit beauftragt sind, 
diese Aufgabe allein nicht mehr bewält igen kön­
nen. 

Aber auch zu anderen Hilfeleistungen sind die 
Wehren herangezogen worden. So z. B. zu 24 Ein­
sätzen bei Lawinengefahr und außer dem großen 
Hochwassereinsatz zu 11 Einsätzen bei Vermurun-
gen, zu 7 Einsätzen bei Ertrinkungsgefahr und auch 
von der Bundesbahn wurden sie zu verschiedenen 
Hilfeleistungen herangezogen. 

Wenn ich nun auf den Großeinsatz am 12. August 
zu sprechen komme, so möchte ich hier gleich von 
vornherein feststellen, daß sicher die Tätigkeit des 
Bundesheeres eine weit intensivere war, weil die­
ses ja im Dauereinsatz stand, während man doch 
von den Freiwilligen Feuerwehren nicht verlangen 
konnte, daß sie so lange Zeit zur Verfügung ge­
standen hätten. Aber trotzdem war vielleicht der 
erste Einsatz der Freiwilligen Feuerwehren der 
entscheidende. 

Wenn Sie unmittelbar nach dem Katastrophen-
lag in das Gebiet gekommen sind, dann werden Sie 
gesehen haben, mit welcher Dankbarkeit die Leute 
gegenüber den Feuerwehren erfüllt waren, weil sie 
die ersten waren, die gekommen sind und dann 
konnten Sie auch sehen, daß nicht nur der mate­
rielle Einsatz wichtig war, sondern auch die see­
lische Betreuung der Betroffenen, weil sie den Leu­
ten das Gefühl gegeben hat, daß Hilfe da ist. Als 
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unmittelbar nach dem Hereinbrechen der Katastro­
phe die örtlichen Wehren e rkennen mußten, daß 
ihre Hilfe allein nicht mehr ausreichte und Kata-
strophengroßalarm gegeben wurde, sind innerhalb 
von 1% S tunden 1400 Feuerwehrleute aus der Um­
gebung in das betroffene Gebiet unterwegs gewe 
sen, um Hilfe zu bringen. In den folgenden Tagen 
hat sich dann das ganze Land an diesen Aktionen 
beteiligt und von Aussee bis Radkersburg sind die 
Feuerwehrkameraden zu Hilfe gekommen, um den 
dort wirklich schwer Betroffenen beizustehen. Es 
sind insgesamt nahezu 9000 Feuerwehrkameraden 
in das Katastrophengebiet gekommen und etwa 
90.000 freiwillige Arbeitsstunden wurden unbezahlt 
von ihnen dort geleistet. Es ist nicht nur diese 
Ziffer, die uns die große Achtung abringt, die Feu­
erwehrkameraden haben außer diesem Einsatz an 
Arbeit noch persönlich Zeugnis abgelegt für ihre 
ideale Einstellung, denn im Laufe dieses Jahres 
wurden 110 Feuerwehrkameraden verletzt, teils 
durch Rauchvergiftung, teils durch andere Gesund-
heitsschädigungen und 2 Kameraden mußten ihren 
idealen Einsatz mit dem Leben bezahlen. 

Der Großeinsatz hat uns eine weitere unange­
nehme Tatsache vor Augen geführt: Die Fahrzeuge 
unserer Feuerwehren sind an den Unglücksstellen 
oft nicht in voller Zahl erschienen, weil sie unter­
wegs l iegengeblieben sind. Eine Untersuchung die­
ses Zustandes hat ergeben, daß von 890 Kraftfahr­
zeugen der Freiwilligen Feuerwehren 4 % aus Er­
zeugungsjahren vor 1930 stammen, 20% aus der 
Zeit 1930 bis 1940, 6 1 % zwischen 1940 und 1950 und 
nur 15% sind neuen Datums. Unter diesen 15% sind 
große Tankwagen enthalten, deren Anschaffungs­
preis weit höher ist als der eines normalen Fahr­
zeuges. Es ist hier notwendig, eine entsprechende 
Hilfe zu geben, damit die Feuerwehrkameraden, die 
ihre Zeit und Arbeitskraft zur Verfügung stellen, 
nicht zusätzlich der Gefahr ausgesetzt werden, mit 
einem Fahrzeug fahren zu müssen, dessen Verwen­
dung zu normalen Zwecken von jeder Behörde si­
cher verboten würde. Diese alten Feuerwehrfahr­
zeuge sind technisch nicht mehr in Ordnung und 
außerdem überbelastet. Wenn nun die Fahrer, die 
normal mit einem modernen Fahrzeug zu fahren ge­
wohnt -sind, auf diese Wagen kommen, ist es frag­
lich, ob ihnen gerade im Gefahrenmoment zum Be­
wußtsein kommt, daß sie so ein altes Vehikel vor 
sich haben und erhöht sich die Gefahr dadurch ganz 
besonders. 

Ich habe am Anfang meiner Rede den Dank der 
Wehren an das Hohe Haus und an die Landesregie­
rung gesetzt. Ich glaube aber, daß Sie mit mir über­
einstimmen, daß wir auch den Wehren den Dank für 
ihre Einsatzbereitschaft zum Ausdruck bringen. Es 
ist nicht möglich, die Leistungen unserer Feuerweh­
ren Ihnen nur in trockenen Wor ten zu schildern, 
weil der ideelle We r t sich hinter den nüchternen 
Zahlen verbirgt und mit Worten nicht auszudrücken 
ist. Unsere Feuerwehren sind ein Beweis dafür, daß 
trotz unseres nüchternen Zeitalters sich glücklicher­
weise auch Idealisten unter der Jugend befinden, 
die den Dienst am Nächsten, wenn er in Not gerät, 
als selbstverständlich finden und sich so im wahrsten 
Sinne des Wortes als „Mensch" bewähren. Ich gebe 

der Hoffnung Ausdruck, daß dieser Gedanke weiter 
in unserem Volke erhalten bleibt zum Wohle un­
serer von allen geliebten Heimat. (Allgemein sehr 
lebhafter Beifall.) 

Abg. Scheer: Hoher Landtag! Es ist bedauerlich, 
daß weder der Fremdenverkehrsreferent noch Ober­
regierungsrat Dr. Gaisbacher da sind. (Landesrat 
P r i r s c h : „Ich vertrete sie.") Das Problem des 
steirisctien Fremdenverkehrs wurde von Stadtrat 
Stöitler zum Teil behandelt. Ich will nicht Wasser 
in die Mur tragen und verschiedene Dinge wieder­
holen, die schon besprochen worden sind. In den 
vergangenen Jahren haben wir uns über dieses Pro­
blem einige Male unterhalten. 

Ich will nur einiges Neue hier vorbringen, so 
etwa die Tatsache, daß die Fremdenverkehrswer­
bung im Laute der Zeit dahin geraten ist, wo sich 
sämtliche Werbeexperten der Erde bemühen, den 
Anforderungen so gut als möglich gerecht zu wer­
den. Aber wer kann in der Winter- oder Sommer­
saison nach Bedarf seine Stätten erweitern? Der 
Tatsache, daß das beinahe unmöglich scheint, sehen 
sich verschiedene Fremdenverkehrsorte gegenüber. 
Sie haben daher den Versuch unternommen, dieses 
Problem so zu lösen, daß sie andere Fremdenver­
kehrsgebiete neu erschließen. Die einzelnen Reise­
büros und sonstigen Stellen, die sich mit der Wer­
bung für den Fremdenverkehr befassen, haben eine 
Flut von Papieren über ihre Fremdenverkehrsge­
biete organisiert und an die einzelnen Betriebe in 
aller Welt versandt, um für ihr Gebiet zu werben. 
Es ist erwiesen, daß eine Werbemethode sich als er­
folgreich erweist, wenn man einzelne Orte oder 
Länder aufsucht, hinfährt in Gegenden, woher man 
Besuche erwartet, um in einer örtlichen Aussprache, 
durch Filmvorträge, durch persönliches Aufsuchen 
der entsprechenden Fremdenverkehrsexperten einen 
Erfolg zu erzielen, der sich auch effektiv einstellt, 
wenn man möglichst eindringlich diesen Leuten 
alles mögliche verspricht. 

Es ist gewiß schwierig, auf dem Fremdenverkehrs­
sektor eine wirklich gute Werbung zu machen. 
Wenn man die Prospekte für verschiedene Frem­
denverkehrsorte durchliest, gibt es keine Gegend, 
die nicht ein Paradies auf Erden darstellt, überall 
ist es am schönsten und besten. Man versetze sich 
nun in die Lage eines Reisebürobeamten in Ham­
burg, der die österreichischen Fremdenverkehrsorte 
überprüfen würde, vom Burgenland beginnend bis 
hinüber nach Ferlach würde er überall finden, daß 
jeder der vielen Orte der schönste Ort Österreichs 
ist, den es gibt. Nun aber herauszufinden, was dar­
an wahr oder nicht wahr ist, das ist ein Kunststück, 
das nicht jeder zu meistern imstande ist. Fährt aber 
ein Fremdenverkehrsfachmann der Steiermark nach 
Hamburg und ist er in der Lage, über die einzelnen 
Orte und deren Vorzüge authentisch Auskunft zu 
geben, wird er entsprechenden Erfolg haben. Er 
wird dem Fremdenverkehrsmann in Hamburg oder 
sonstwo Auskunft über jene Orte, die mehr bieten, 
geben können, und zwar wahrheitsgemäß, denn 
jeder Ort hat zweifellos irgendwelche Vorzüge. Auf 
der einen Seite sind es alle Vergnügungsbetriebe, 
die man sich nur vorstellen kann, auf der anderen 
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Seite zwar keine Vergnügungsstät ten, dafür aber 
Ruhe und Erholung in reicherem Maße, was manch 
einer aus der Großstadt sucht und braucht. Zu die­
sen Werbemethoden möchte ich mir erlauben von 
der FPÖ aus eine Anregung zu machen, die viel­
leicht relativ wenig kostet und doch eine moderne 
und andere Methode darstellt als sonst üblich. Und 
zwar möchten wir anregen, daß jede Behörde, die 
Handelskammer, die Landwirtschaftskammer, alle 
im öffentlichen Leben s tehenden Betriebe, die Lan­
desfremdenverkehrsämter mit kleinem, extra für 
diesen Zweck erzeugtem Bild- und Propagandama­
terial versorgt wird und daß jeder Brief, der in das 
Ausland geht, eine solche kleine Beilage erhält, 
e twa mit dem Text „Besuchen Sie die Steiermark" 
oder e twas ähnliches. Das ist eine Propaganda, die 
wenig kostet, denn das (Blatt würde ganz dünn sein 
und nur ein paar kurze Schlagworte enthalten, die 
auf unser steirisches Land aufmerksam machen. Es 
bedarf keiner zusätzlichen Geldmittel, es wäre nur 
ein dünner Papierstreifen, den man da beilegt und 
der kurz einige Hinweise enthält in der Art „Be­
suchen Sie das Fremdenverkehrsland Steiermark im 
Sommer und im Winter". Wenn das jedes Amt 
macht, nur bei Briefen, die in das Ausland gehen 
selbstverständlich, so ist dann das etwas, wovon 
wir mit Recht behaupten können, einen neuen Weg 
in der Fremdenverkehrswerbung beschritten zu ha­
ben. 

Ich möchte dann noch darauf verweisen, daß jede 
Werbung nur dann einen Sinn hat, wenn wir die 
Voraussetzungen dafür schaffen, die notwendig 
sind, um den Fremden zu uns zu bringen und das 
ist ja ein Anliegen, das uns jedes Jahr hier be­
schäftigt, daß wir nämlich die Zufahrtswege zur 
Steiermark entsprechend gestalten, weil wir ja be­
reits wissen, daß sich der Fremdenverkehr zu zwei 
Dritteln auf der Straße und nur zu einem Drittel auf 
der Schiene abspielt. Die beiden Wege, die uns da­
bei besonders am Herzen liegen, sind der Pötschen-
Paß und der Mandling-Paß, beide sind noch immer 
nicht ausgebaut. Das sind noch wunde Stellen in 
unserem Straßennetz, die schon lange einer Verbes­
serung harren und wo überhaupt nichts weiter geht. 
Der Pötschen-Paß ist immer noch in einem kleinen 
Teilstück im Ausbau und es dauert bestimmt noch 
Jahre , bis man sagen kann, er ist befahrbar. Zur 
Zeit ist es so, daß dies noch immer eine der letzten 
Bergstraßen Österreichs von Bedeutung ist, die noch 
nicht ausgebaut wurde. Darauf unser Augenmerk 
zu lenken ist wohl das mindeste was man tun muß. 

ü b e r die Kredite ist bereits gesprochen worden. 
Das ist auch ein Anliegen, das den Fremdenverkehr 
berührt. Der Export in der österreichischen Wirt­
schaft wird schon seit J ahren in jeder Hinsicht be ­
günstigt durch Umsatzsteuerrückvergütungen usw., 
nur beim Fremdenverkehr, der ja auch ein Haupt­
kontingent des Exportes darstellt, ist man noch nicht 
so weit, daß man von Seiten des Bundes her eine 
entsprechende Unterstützung in dieser Hinsicht zu­
wege bringt. Es ist ja bekannt, daß insbesondere 
im Fremdenverkehr die Saisonbetriebe weitaus 
größere Lasten zu t ragen haben als die Jahresbe­
triebe und daß daher eine Umsatzsteuerrückvergü­

tung zur Hebung dieser Betriebe unbedingt anzu­
streben ist. 

Das sind unsere Anregungen, die ich zum Kapi­
tel Fremdenverkehr zu bringen habe und wir hof­
fen, daß insbesondere, was die Anregung hinsicht­
lich der Werbung nach dem Ausland betrifft, und 
was dazu die Ämter zu unternehmen haben, auf 
fruchtbaren Boden gefallen ist. (Beifall.) 

Abg. Edlinger: Hohes Haus! Ich muß anknüpfen 
die Ausführungen unseres Generaldebattenredners, 
welcher sich bei Kapitel 7, Landwirtschaft, mit Recht 
darüber beschwert hat, daß die ÖVP, und vor allem 
der steirische Bauernbund, sich seit J ahren und ins­
besondere in letzter Zeit in gehässiger Form über 
die Sozialisten auslassen. Er hat unter anderem er­
klärt, es grenze dies bereits an Brunnenvergiftung. 
Ich muß ihm beipflichten. Es ist nichts unklüger, als 
wenn man den Bauern gegen den Arbeiter hetzt 
und die Stadt gegen das Land. Es kann doch zu 
nichts Gutem führen, wenn der Produzent den Kon­
sumenten beschimpft, wenn der Kaufmann nichts 
anderes zu tun hat als über seinen Kunden herzu­
fallen. I rgendwo und i rgendwann muß sich das un­
günstig auswirken. Unser Debattenredner hat unter 
anderem erklärt, daß das Land, und vor allem der 
Landtag mit seinem Finanzreferenten sehr wohl die 
Nöte und Belange der Landwirtschaft kennt und 
ihnen auch Rechnung trägt. Er hat angeführt, daß 
im Jahre 1958 68 Millionen für landwirtschaftliche 
Zwecke vom Land und den gesamten Steuerträ­
gern für die Landwirtschaft gegeben wurden. Wenn 
man einen Vergleich zieht mit den Ziffern anderer 
Agrarbundesländer und dabei auf diese 68 Millio­
nen hinweist, so kann man feststellen, daß wir in 
der Steiermark für die Landwirtschaft viel mehr 
übrig haben als z. B. Oberösterreich oder Nieder­
österreich, die als Agrarländer bekannt sind. Doktor 
Kaan verlangte Informationen zu diesen Aufwen­
dungen und Beträgen. Ich will es machen. Ich nenne 
immer nur die Tausender, weil die Hunderter nicht 
mehr ins Gewicht fallen. 

Steiermark hat 79.000 landwirtschaftliche Betriebe, 
Oberösterreich 78.000, Niederösterreich hat 133.000 
landwirtschaftliche Betriebe. Steiermark hat 68 Mil­
lionen für die Förderung der Landwirtschaft gege­
ben, Oberösterreich 43 Millionen und Niederöster­
reich 51 Millionen. 

Und nun, Herr Landesrat, möchte ich darauf ant­
worten, daß dort größere Bauern sind. 'Betriebe 
unter 5 ha sind in der Steiermark 35.000, das sind 
44 Prozent, Oberösterreich hat 36.000 solcher Be­
triebe, das sind 48 Prozent, Niederösterreich hat 
67.000 Kleinbetriebe, das sind 50 Prozent. Herr Lan­
desrat, ich glaube, Ihre Annahme ist nicht richtig. 
Man sieht doch, daß die Steiermark weniger Klein­
betriebe hat als Niederösterreich. Wie schaut nun 
der Anteil pro landwirtschaftlichen Betrieb aus, die 
diese Landesregierungen den Landwirtschaften zu­
wenden? Steiermark gibt pro Betriebseinheit 859 S, 
Oberösterreich. 549 S und Niederösterreich 304 S. 
Also man sieht, daß Steiermark in der landwirt­
schaftlichen Förderung erheblich an der Spitze mar­
schiert, was an Unterstützungen und Beihilfen von 
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öffentlicher Seite her getan werden kann. Natürlich 
marschiert für die Bauernkammer an der Spitze die 
steir. Umlage, das möchte ich auch unterstreichen, 
die Kammerumlage, die man unseren Bauern an­
lastet. Wir in der Steiermark haben eine Umlage 
von 220 Prozent, Oberösterreich 150 Prozent und 
Niederösterreich 200 Prozent. Ich habe nachgeschaut 
und habe feststellen können, daß wir in der Steier­
mark von allen Bundesländern die höchsten Um­
lagen haben. Infolgedessen glaube ich, daß die Be­
hauptung unseres Debattenredners, daß wir für 
landwirtschaftliche Belange Verständnis haben, rich­
tig ist. Unsere Forderung . . . (Landesrat P r i r s c h : 
„Sie hät ten die Grundsteuermeßbeträge dazugeben 
sollen!") Das hat meines Wissens mit der Umlage 
wenig zu tun. Wenn wir die Beträge, die wir haben, 
durch die bestehenden Betriebe dividieren, kommt 
man auf den Betrag der Stützung pro Betrieb. Wir 
haben auch Gegenden, wo sehr wenig . . . (Zwischen­
ruf: „5 ha in Langenlois ist etwas anderes als 5 ha 
in Soboth!") Wenn Sie vielleicht etwas wissen wol­
len, ich werde mich bemühen, in der Statistik nach­
schauen. Das Argument, das unser Debattenredner 
gebracht hat, ist richtig. 

Von unserem Präsidenten ist vor allem bean­
standet worden, daß das Landwirtschaftsgesetz nicht 
in der Form verabschiedet würde, wie es vielleicht 
vom Bauernbund gewünscht worden wäre. Schauen 
Sie, ich möchte da bezüglich der Milch folgendes 
sagen: Für die Milch haben wir einen Garantiepreis. 
Im Jahre 1956 sind im beiderseitigen Einvernehmen 
und Zustimmung 1'90 S per Liter festgelegt wor­
den. Wenn Sie jetzt sagen, wir sind gegen eine 
Milchpreiserhöhung, muß ich sagen, daß der Milch­
bauer, der die Milch liefert, nicht einmal die 1'90 S 
ausbezahlt erhält. Wogegen sich die Bauern wen­
den, sind die ungesetzlichen Abzüge, der Krisen­
fonds, für das Aufbauen und Umbauen, Abzüge 
sind bei der Molkerei sogar einmal für den Wahl­
fonds gemacht worden. Es ist natürlich, daß dann 
die Bauern unzufrieden sind, wenn sie den ihnen 
gesetzlich zugestandenen Milchpreis nicht erhalten. 

Marktordnung heißt nun jetzt das Landwirt­
schaftsgesetz. Wenn Präsident Dr. Stephan erklärt 
hat, er habe den Eindruck, daß das Landwirtschafts­
gesetz nicht durchgegangen und Landwirtschafts­
minister Thoma darüber froh ist, muß ich ihm bei­
pflichten. Wie ich bei der letzten Vollversammlung 
in der Bauernkammer war, wurde auch angespielt 
auf das Landwirtschaftsgesetz und erklärt, man 
kann dem Gesetz nicht einen Namen geben, der 
nicht richtig ist, und man hat verlangt, daß dieses 
Landwirtschaftsgesetz nicht Landwirtschaftsgesetz 
heißen soll, sondern Marktordnung, die die Wirt­
schaftsgesetze vom Vorjahre auch heuer in verbes­
serter Form enthält und mit Zustimmung der ÖVP-
Bauernverbände beschlossen worden sind. Man muß 
annehmen, daß die ÖVP recht zufrieden war, daß 
sie beim Hintertürl hat hinauskönnen, die andern 
sind froh, daß es so gekommen ist. Das wissen die 
Sozialisten schon, daß das Landwirtschaftsgesetz 
gefallen ist. J ahre lang ist das der Wunsch vieler 
gewesen, j ahrelang hat es so ausgesehen, als ob 
nur das Landwirtschaftsgesetz den Bauern retten 
kann, die Existenz des Bauern sichern kann. Bis­

her haben wir Wirtschaftsgesetze gehabt. Es ist bei 
der Bauernkammer-Vollversammlung einstimmig 
festgestellt worden, mit den Gesetzen hat man das 
ganze Jahr über gleichbleibende Preise gehabt und 
es waren keine großen Schwankungen trotz der 
seinerzeitigen Gefahr, daß durch die Trockenheit 
im Frühjahr die Viehpreise abfallen werden. Wir 
haben kein Jahr gehabt, wo wirklich so einheitliche 
Schweinepreise waren. Wir waren mit den Wirt­
schaftsgesetzen gut zufrieden. Wenn sie Verbesse­
rungen bringen sollen, kann man nicht Bedenken 
haben. Man kann nicht sagen, daß der Bauer zu­
grundegehen muß, weil das Landwirtschaftsgesetz 
nicht zum Tragen kommt, nicht in der Form, wie 
Sie das immer uns vorhal ten und uns vorgesagt 
worden ist. Dieses Argument den Sozialisten im­
mer vorzuhalten, daß sie Bauernfeinde sind, ist 
nicht richtig, und wenn wir beschuldigt worden sind, 
daß wir uns erlaubt haben, Flugschriften hinauszu­
geben, worin wir hinwiesen, daß diese Anschuldi­
gungen unwahr und unrichtig sind . . . (Landesrat 
P r i r s c h : „Sie haben also die Flugschrift hin­
ausgegeben!") Ich glaube, daß Ihnen das Flugblatt 
unangenehm war, weil wir uns das erste Mal er­
laubt haben, auf unrichtige Beschuldigungen wirk­
lich öffentlich zu antworten. Ich glaube, es wird not­
wendig sein, daß man auch in Zukunft diesen Weg 
geht. Es ist nicht gut, wenn man immer und immer 
wieder ungerecht und einseitig alles beurteilt und 
wenn immer gesagt wird, nur die bösen Sozialisten 
sind schuld, daß bei der Landwirtschaft nichts wei­
tergeht. 

Sehr verehr te Damen und Herren, ich mochte 
noch auf etwas aufmerksam machen. Es ist nicht 
nur notwendig, daß wir einen gesicherten Absatz 
haben für unsere Produkte und einen angemesse­
nen Preis erhalten, sondern es ist auch notwendig, 
daß wir für die kleinen Besitzer etwas tun, damit 
man ihnen ihre Produktion erleichtert und damit 
sie auch billiger produzieren können. Ich habe 
schon einmal über die Maschinenhöfe gesprochen. 
Damals wurde ich ausgelacht. Es ist unsere Ansicht 
nicht geteilt worden, man hat uns alles Schlechte 
und Ungute vorausgesagt, man konnte sich nicht 
hineindenken, daß man mit einem kommunalen 
Maschinenhof auch wirklich eine Leistung vollbrin­
gen kann, daß man damit dem kleinen Mann helfen 
kann und man auch dadurch dem kleinen Mann die 
Technik zugänglich machen kann. Es ist eine Binsen­
wahrheit, daß sich Maschinen, die verhältnismäßig 
viel kosten, der kleine Mann nicht anschaffen kann, 
zumal er sie vielleicht nur ein oder zweimal im 
Jahr braucht, wie z. B. eine Dreschgarnitur. Wenn 
man nun in einer Gemeinde Geräte anschafft, wie 
eine Gülleanlage, Kartoffellegemaschine oder Kar­
toffelroder und viele andere, so kann ich mir schon 
denken, daß man damit für die kleinen Besitzer 
wirklich etwas getan hat, was Kopf und Fuß hat. 
Ich kann nur sagen, daß von diesen 37 Maschinen-
böfen, die wir leider nur in Gemeinden aufstellen 
konnten, die eine sozialistische Mehrheit haben, 
weil wir dafür Geld von unserem Referenten Lan­
desrat Matzner bekommen, es keinen Maschinen­
hof gibt, der nicht sehr verständnisvoll ausgenützt 
und betrieben wird. Alle sind bereit, für die Land-
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Wirtschaft e twas zu leisten und sie arbeiten alle 
sehr gut. Ich möchte nur empfehlen, daß auch die 
ÖVP von ihrem Referat aus solche Maschinenhöfe 
für die Landwirtschaft einrichtet. 

Ich möchte auch bitten, daß die Mittel, die unter 
der Haushaltspost 731—781 aufscheinen, daß diese 
100.000 S, die da widmungsmäßig für kommunale 
Maschinenhöfe zu vergeben sind, auch wirklich die­
sen Maschinenhöfen zugewendet werden. Ich konnte 
leider in den letzten vier Jahren feststellen, daß 
diese Beträge nur zum geringeren Teil den kommu­
nalen Maschinenhöfen und zum größeren Teil Ge­
meinden zugewiesen wurden, die keinen kommuna­
len Maschinenhof beisitzen. (Landesrat P r i r s c h : 
„Das ist mir nicht bekannt!") Es ist nicht der Platz 
hier im offenen Haus, darüber zu sprechen, ich 
werde aber noch Gelegenheit haben, mit Ihnen per­
sönlich über diese sehr unguten Dinge zu sprechen. 
Ich glaube, daß dieser Betrag dort angewendet wer­
den soll, wo er am richtigen Platze ist. 

Als Grenzlandbauer, Hohes 'Haus, möchte ich 
auch meinen Dank dafür aussprechen, daß wieder 
2 Millionen gegeben werden für Aufbaugebiete im 
Grenzland, und daß dieser Betrag heuer wieder im 
Voranschlag aufscheint. (Landesrat P r i r s c h : 
„Sie haben 4 Millionen verlangt!") Ich glaube, daß 
unser Finanzreferent, das spontan von sich aus wie­
der in den Voranschlag aufgenommen hat, denn 
mir ist nicht bekannt, daß wir oder daß die Kam­
mer sich heuer weiß Gott wie bemüht haben darum 
und daß er daher spontan im Interesse der Aufban­
gebiete des Grenzlandes das gemacht hat, (Beifall.) 

Abg. Gottfried Brandl: Hohes Haus! Wenn die 
Herren Vorredner zum Kapitel Landwirtschaft be­
reits darauf hingewiesen haben, unter welchen be­
sonderen Schwierigkeiten die landwirtschaftliche 
Produktion bei s teigenden Ausgaben und ständig 
gleichbleibenden Einnahmen vor sich geht, dann 
fühle ich mich verpflichtet, ein paar Wor te über 
die bäuerlichen Arbeitnehmer, über die Landarbei­
ter und Landarbeiterinnen zu sprechen. 

Die Statistik der landwirtschaftlichen Kranken­
kasse für Steiermark weist einen Rückgang an Ver­
sicherten auf, der mehr oder weniger ausschließlich 
der Gruppe der Landarbeiter anzulasten ist. Wenn 
im Jahre 1954 in der Steiermark noch 45.848 Land-
und Forstarbeiter und Angestellte beschäftigt wa­
ren, so waren es im Jahre 1955 nur mehr 43.814, im 
Jahre 1956 42.028 und im Jahre 1957 40.581. Dieser 
Abgang geht ausschließlich zu Lasten der Landwirt­
schaft. Bei den Forstarbeitern und Angestellten ist 
im Gegenteil noch ein leichtes Ansteigen der Be­
schäftigten zu verzeichnen. Man kann diese Tat­
sache einfach hinnehmen als eine unangenehme Be­
gleiterscheinung der günstigen Konjunktur in der 
übrigen Wirtschaft, weil sich eben jeder Arbeiter 
jene Beschäftigung aussucht, die ihm den meisten 
Ertrag bringt. Man kann diese Zahlen aber auch als 
eine Folge des Fortschrittes und der Mechanisierung 
bezeichnen, weil man sich dadurch vielfach Arbeiter 
und Angestellte erspart. Daß die Maschinen nicht 
alles ersetzen können ist klar, sie müssen ja auch 
bedient und betreut werden und wir wissen ja auch, 

daß gerade zur Zeit der Arbeitsspitze im Frühjahr 
ein großer Bedarf und eine große Nachfrage nach 
landwirtschaftlichen Arbeitskräften herrscht. Die 
Erkenntnisse, die wir aus der Statistik der landwirt­
schaftlichen Sozialversicherung gewinnen, sind nicht 
nur eine natürliche Folge der Konjunktur und der 
fortschreitenden Mechanisierung, sondern die Ur­
sache muß auch noch anderswo liegen. Es ist heute 
schon darauf hingewiesen worden, daß der beschei­
dene Anteil der Landwirtschaft am Volkseinkom­
men daran vielfach die Schuld trägt. Ein Fünftel 
der Bevölkerung, das noch von der Landwirtschaft 
lebt und 30 Prozent aller Berufstätigen stellt, ver­
fügt nur über rund 13 Prozent des Volkseinkom­
mens. Dieser bescheidene Anteil geht aber noch 
ständig zurück, während der Anteil anderer Berufs-
gruppen oder Wirtschaftszweige immer mehr und 
mehr steigt. J ede Arbeit ist ihres Lohnes wert. Das 
ist ein altes Sprichwort. Dieses scheint aber für die 
Landwirtschaft keine Bedeutung zu haben. Hier feh­
len immer noch die kostendeckenden Preise. Trotz­
dem und vielleicht gerade gezwungen durch diesen 
Mangel hat die Landwirtschaft nicht nur das Volu­
men ihrer Tätigkeit um 100 Prozent der Vorkriegs­
zeit erhöht, sondern sie hat auch ihre Arbeitspro­
duktivität um 130 Prozent erhöht. Diese großartige 
Leistung ist nicht allein durch die Mechanisierung 
zu erklären, sondern dahinter steckt, dem Rechen­
stift des Statistikers verborgen, der rücksichtslose 
Einsatz aller ' in dieser Wirtschaftsgruppe tätigen 
Personen, oft genug bis zur physischen Erschöpfung 
die Hintanstellung persönlicher Wünsche und An­
sprüche, Die vor allem längere Arbeitszeit, die 
harten Lebensbedingungen am. Lande, die schlech­
ten Wohnverhältnisse und damit auch die Erschwe­
rung der Familiengründung sind die Hauptursache 
des immer kleiner werdenden Kreises der Land­
arbeiter und Landarbeiterinnen. Man kann vom 
Landarbeiter nicht verlangen, daß er nur aus Liebe 
zur Landwirtschaft mehr arbeite, länger arbeite und 
weniger als ein Arbeiter einer anderen Sparte ver­
diene. 

Der Durchschnittsverdienst des Landarbeiters 
liegt weit hinter dem des Industriearbeiters zurück, 
wenn auch die Löhne der Landarbeiter 10 bis 
18 Prozent gegenüber der Vorkriegszeit gestiegen 
sind. Mit einem Durchschnittslohn von 675 bis 
825 S sind die meisten Landarbeiter heute zur Ver­
sicherung gemeldet. Der gewerbliche durchschnitt­
liche Monatslohn ist zwischen 1400 und 1500 S. Bei 
der Entscheidung zwischen mehr Verdienst oder 
Treue zur Landwirtschaft, zu bestimmten Betrieben, 
stellt sich immer wieder heraus, daß die Aussicht 
auf mehr Geld obsiegt, und der Berufswechsel, die 
Abwanderung der Landarbeiter ist vollzogen. 

Eine weitere Zunahme der Arbeiterflucht würde 
eine Verschärfung des Geburtenrückganges, eine 
unzureichende Bewirtschaftung in der Landwirt­
schaft bedeuten, würde die Nichtäusnützung der 
vorhandenen Produktionsmittel mit sich bringen 
und eine überstürzte Mechanisierung der Landwirt­
schaft durch Anschaffung von Maschinen auslösen. 
Eine weitere Zunahme der Landarbeiterflucht würde 
die Ernährung unseres Landes gefährden. Es ist 
daher ungenügend, wenn der Steiermärkische Land-



30. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 18., 19. und 20. Dezember 1958. 539 

tag. bei einem gesamten Budget von über 1 Mil­
liarde S für die Förderung des Wohnungsbaues der 
Landarbeiter, für die Förderung der Berufsausbil­
dung nur einen Betrag von etwas über 1 Million S 
eingesetzt hat. Wo die eigenen Kräfte der Landwirt­
schaft nicht ausreichen, wo die Maßnahmen der 
Landarbeiterkammer als gesetzliche Interessenver­
tretung nicht eingesetzt werden können, wäre es 
Aufgabe des Landes, hier dringend zu helfen. Es ' 
geht nicht nur um die Interessen der Landwirtschaft, 
nicht nur um die Interessen der Landarbeiter, son­
dern wenn man die Bedeutung der Landwirtschaft 
nicht übersehen will, um eine Lebensfrage unseres 
gesamten steirischen Volkes. 

In diesem Sinne darf ich heute schon für das kom­
mende Jahr Wünsche der land- und forstwirtschaft­
lichen Arbeitnehmer der Steiermark ankündigen 
und der Erwartung Ausdruck geben, daß diese bud­
getmäßig berücksichtigt werden können. (Beifall.) 

Abg. Hans Brandl: Hoher Landtag! Wenn der 
Voranschlag 1959 in seinen Ansätzen unveränder t 
geblieben ist, weil Erhöhungsanträge bei der ge­
genwärtigen wirtschaftlichen Situation nicht zu ver­
treten sind, so wurden doch im Finanzausschuß bei 
den Beratungen zu den einzelnen Gruppen und vor 
allem Unterabschnitten von einzelnen Abgeordne­
ten Verschiebungsanträge gestellt, die nur deshalb 
nichts geändert haben, weil von den betreffenden 
Abgeordneten die Ansicht dabei vertreten wurde, 
daß ein besserer Zweck damit erfüllt werden 
könnte. 

Gestatten Sie mir, daß ich zur Gruppe 7 und vor 
allem zum Unterabschnitt 731,. der sich mit den all­
gemeinen Förderungsmaßnshmen für die Land- und 
Forstwirtschaft beschäftigt, der auch die Mittel für 
die Landwirtschaftskammer und die Landarbeiter­
kammer beinhaltet, einiges sage. Ich habe mir er­
laubt, im Finanzausschuß den Antrag zu stellen, 
d?rß ein gewisser Anteil der Mittel, die für den 
Wohnungsbau der Dienstnehmer sowohl vom Lande 
her als auch von der Landwiilschaftskammer, also 
auch von Arbeitgeberseite zur Verfügung gestellt 
wird, herausgenommen werden und der Landarbei-
torkammer überantwortet werden soll. Es sind "iVi 
Millionen S vorgesehen, weiters sind für diese 
Zwecke noch i Million S für Darlehen drinnen. Die 
Landwirtschaftskammer behält für den Wohnungs­
bau für die Dienstnehmer K> Million S, während 
die Landarbeiterkammer für Beihilfen für Eigen­
heimwohnungsbauten nur 800.000 S erhält. Ich sage 
das deshalb, weil ich aus Erfahrung weiß, daß 
durchschnittlich für Eigenheimwohnungsbauten Be­
träge in der Höhe von 12.000 bis 14.000 S gegeben 
werden und weil es selbstverständlich bekannt ist, 
daß ein solcher Betrag, gemessen an den Eigen­
kosten gering und bescheiden ist und diese Maß­
nahme als ausgesprochen ungenügend angesehen 
werden muß. Aus dem Tätigkeitsbericht der Land­
arbeiterkammer von 1957 können wir entnehmen, 
daß die Kammer Beihilfen für 219 Dienstnehmer ge­
geben hat, das entspricht 2 Prozent der gesamten 
Land- und Forstarbeiter, also gewiß ein sehr be­
scheidener Anteil. 

Erschwert wird dieser Umstand auch dadurch, 
daß wir den jüngsten Budgetverhandlungen im Na­
tionalrat entnehmen konnten, daß die Mittel für 
Eigenheimbauten vom Bunde her eingeschränkt 
wurden, so daß für 1959 nicht so wie im Jahre 1958 
17 Millionen S, sondern nur 12 Millionen bereit­
gestellt sind, das heißt, daß man eine 30prozentige 
Kürzung vorgenommen hat. Daß das natürlich in 
Anbetracht der an und für sich schlechten Wohn­
verhältnisse am flachen Lande Schwierigkeiten brin­
gen muß, ist begreiflich. Wi r können in Österreich 
feststellen, daß rund 100.000 Landarbeiter in Le-
digenquartieren untergebracht sind und für sehr 
viele Menschen, die sich der Landarbeit zur Ver­
fügung stellen, überhaupt keine Möglichkeit be­
steht, eine Familie zu gründen, weil die primitiv­
ste Voraussetzung, die Schaffung einer Wohnung, 
fehlt. 

Mein Namenskollege Präsident Brandl hat sich 
in seinen Ausführungen bereits mit den Lohnver-
hältnissen beschäftigt. Ich kann nur ergänzend fest­
stellen, daß über 70 Prozent der Land- und Forst­
arbeiter in Österreich einen Monatsbruttolohn un­
ter 1000 S haben und daß rund 33 Prozent mit ih­
rem Lohn sich unter 800 S bewegen. Ich glaube, 
meine Damen und Herren, schon aus diesen Erwä­
gungen heraus müßte das Landwirtschaftsministe-
rium sowohl als auch der Flohe Landtag alles 
daran setzen, die notwendigen sozialpolitischen 
Forderungen in einem entsprechenden Ausmaß 
durchzuführen. 

Wenn hier von einigen Abgeordneten auch über 
das Landwirtschaftsgesetz gesprochen wurde und 
wenn die Frage des Landwirtschaftsgesetzes in der 
jüngsten Zeit in Zusammenhang mit der Kpmpe-
tenzänderung der Verfassung für die Dienstnehmer 
der Land- und Forstwirtschaft gebracht, wurde, so 
möchte ich dazu feststellen, daß dies keine Forde­
rung von heute ist, sondern daß die Verfassungs­
änderung, die Gleichstellung der Land- und Forst­
arbeiter mit den übrigen Arbeitern und Angestell­
ten in Österreich eine uralte gewerkschaftliche For­
derung ist, für die wir uns immer wieder einsetzen 
werden, und daß es unserer Auffassung nach ge­
nau so wie im Sozialrecht und auch im Arbeitsrecht 
Möglichkeiten geben müßte, eine Angleichung her­
beizuführen. Wir dürfen hier offen feststellen, daß 
das Landwirtschaftsgesetz nicht nur daran geschei­
tert ist, weil die Sozialisten sich zu diesem Zwangs­
gesetz nicht verstehen konnten, sondern daß dies 
wohl in erster Linie darauf zurückzuführen ist, daß 
von seiten der ÖVP durch den Widerstand der 
Bundeshandelskammer in erster Linie es zu diesen 
Schwierigkeiten gekommen ist und daß man diese 
Dinge offen aufzeigen und sagen sollte, daß 
der Großteil der Abgeordneten im Parlament sich 
über den Entwurf dieses Gesetzes nicht einigen 
konnte. (Landesrat P r i r s c h : „Wenn es nur in 
das Parlament gekommen wäre, dann wäre es schon 
gegangen. Das ist ja die Schwäche der Koalition, 
Herr Brandl!") Ich kann mich aus der Praxis erin­
nern, daß verschiedene Gesetzesentwürfe von den 
zuständigen Referenten eingebracht wurden und 
daß diese Entwürfe sehr wesentlich geändert wur­
den und daß dann e twas ganz anderes von der 
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gesetzgebenden Körperschaft beschlossen wurde. 
Ich glaube, bei der Zusammenfassung all dieser 
Lenkungsgesetze in dem jüngst beschlossenen 
Marktordnungsgesetz hätte man auch das Landwirt­
schaftsgesetz mit verbinden können. Aber man 
wollte von der ÖVP aus mit einem gewissen Schla­
ger aufwarten, nur um sagen zu können, die Sozia­
listen waren dagegen, weil man damit rechnete, 
daß man nach außen hin diese Begriffe nicht aus­
einanderhalten kann. (Abg. DDr. H u e b e r : „Es 
kommt nicht auf den Titel an, sondern auf den 
Inhalt!") 

Ich darf nun, meine Damen und Herren, nach 
diesem kurzen Ausflug zum Landwirtschaftsgesetz 
doch wieder zu den Sorgen der Land--und Forst­
arbeiter zurückkehren. Es wa r immer unsere Auf­
fassung, daß bei dieser Lage und bei diesen Schwie­
rigkeiten, die im Wohnungswesen bestehen, auch 
das Land Steiermark eine gewisse Verpflichtung 
hat, und daß es ohne weiteres innerhalb der vorge­
sehenen Positionen möglich gewesen wäre, eine 
Verschiebung durchzuführen. Unser Antrag hä t te 
dem Wohnungsbau für Dienstnehmer einen Betrag 
von 2H Millionen zur Verfügung gestellt und die 
Landarbeiterkammer wäre dann leichter in der Lage 
gewesen, wirklich eine entsprechende Förderung 
durchzuführen. Ich darf nach meiner persönlichen 
Auffassung dazu sagen, daß die Landarbeiterkam­
mer, wenn es ja auch sonst manchmal Schwierigkei­
ten gibt, ein besserer Garant wäre als das zustän­
dige Referat oder auch die Landwirtschaftskammer, 
die Mittel für den Wohnungsbau der Land- und 
Forstarbeiter gerechter zu verwalten, weil wir wis­
sen, daß dort eine gewisse Kontrollmöglichkeit be­
steht.. Ich kann mich nämlich erinnern, daß ich mich 
einmal im Finanzausschuß vergeblich bemüht habe, 
von Ihnen, Herr Landesrat Prirsch, eine konkrete 
Auskunft darüber zu erhalten, wie viel Mittel dem 
Landarbeiterwohnungsbau zugeführt worden sind 
und daß Sie sich damals sehr geschickt ausgedrückt 
haben und sagten, es wird schon wieder etwas ge­
geben werden, man kann aber nie sagen wieviel. 
Wir haben daher, sehr geehrte Damen und Herren, 
im Finanzausschuß dieses Hauses für diese so drin­
gende familienpolitische und notwendige Förde­
rung kein Gehör gefunden und bedauern dies tief. 
Es war und ist unsere feste Überzeugung als So­
zialisten, und die Entwicklung hat uns dies bestä­
tigt, daß jede Diskussion über Landflucht solange 
eine theoretische Erörterung bleibt, bis es uns ge­
lingt, wirklich ernsthaft bedeutende Verbesserun­
gen in arbeitsrechtlicher, lohnrechtlicher und woh­
nungsmäßiger Hinsicht für die Land- und Forstar­
beiter durchzusetzen. Solange diese von mir aufge­
zeigten Lohnunterschiede bestehen, wird die Ab­
wanderung vom Lande in die Stadt unaufhaltsam 
weitergehen, so wie sie seit Jahren von uns fest­
gestellt werden konnte. 

Durchschnittlich 3 bis 4 Prozent Dienstnehmer in 
der Steiermark verlassen jährlich ihren Beruf, sind 
abgewandert, mit anderen Worten, seit 1950 hat 
sich der (Beschäftigtenstand in der Land- und Forst­
wirtschaft von 50.000 auf 40.000 gesenkt. Ange­
sichts dieser Entwicklung, die besonders unsere po­

litischen Mandatare mit sehr ernster Sorge erfül­
len muß, haben wir alle mitsammen die Verpflich­
tung, Maßnahmen vorzuschlagen, die hier Abhilfe 
schaffen. Die Dienstnehmer in der Land- und Forst­
wirtschaft haben lange genug Gelegenheit gehabt, 
das Verständnis und sagen wir auch die Nächsten­
liebe im patriarchalischen Dienstverhältnis kennen­
zulernen. Die vergangene Gesindeordnung ist ein 

' beredtes Zeugnis dafür. Die Dienstnehmer in der 
Land- und Forstwirtschaft haben diese Fessel schon 
zum größten Teil abgestreift. Sie kämpfen beute 
genau so wie der Arbeiter in der Industrie und im 
Gewerbe um ihren gerechten Lohnanteil. Sie kämp­
fen genau so darum, daß Technisierung, Mechani­
sierung und Rationalisierung sie nicht von ihrem 
Arbeitsplatz verdrängen und wünschen für sich 
nichts anderes als gerecht bezahlte Arbeit und ein 
bescheidenes • Glück in der Familie. Diese Bestre­
bungen werden von den Sozialisten mit allen ihnen 
zu Gebote s tehenden Mitteln in der Demokratie 
unterstützt und wir hoffen dabei, das Verständnis 
aller verantwortlichen Menschen in diesem Staate 
zu finden, die sich den sozialen Aufstieg zum Ziele 
gesetzt haben. (Beifall.) 

Abg. ErtI: Hoher Landtag! Wenn wir den Voran­
schlag in der Gruppe 7 durchsehen, so müssen wir 
doch sagen, daß trotz Einsparungen hier in einzel­
nen Positionen eine kleine Erhöhung durchgeführt 
wurde und das ist besonders die Erhöhung auf dem 
Sektor 7, Wegebau, und ich weiß, daß speziell auf 
diesem Gebiete die erhöhten Beträge wirklich 
fruchtbringend angelegt werden, weil gerade der 
Güterwegbau die erfolgreichste Bergbauernhilfc 
darstellt. 

Ich darf im Zusammenhang mit der Behandlung 
der Gruppe 7 die derzeitige Wirtschaftslage in der 
Landwirtschaft schildern. Sie gestatten mir einen 
kurzen Rückblick. Wenn wir zurückdenken an das 
Ende des Weltkrieges, so war am Ernährungssektor 
eine schwere und harte Zeit durchzumachen gewe­
sen. Die Zeit der Kalorienberechnungen, die jedem 
Menschen die Ernährung in bescheidenem Maße 
vorgeschrieben hat, die Zeit der fleischlosen Tage 
haben viele Menschen vergessen. Der unermüdliche 
Fleiß und das hohe Pflichtbewußtsein der Bauern­
schaft hat es ermöglicht, daß in verhältnismäßig 
kurzer Zeit die Ernährungsbasis bedeutend erwei­
tert werden konnte. Man hat es förmlich überse­
hen, als die Zeit gekommen war, wo durch den 
Fleiß der Bauern der magere Tisch wieder ausrei­
chend und abwechslungsreich gedeckt v/erden 
konnte. 

Wir haben eigentlich auch am Landwirtschafts-
sektor in den vergangenen 10 bis 15 J ahren eine 
förmliche Umwälzung durchzumachen gehabt. Aus 
dem seinerzeitigen Agrarstaat ist ein Industriestaat 
geworden und ha t sich besonders in der Landwirt­
schaft der katastrophale Arbeitermangel, die Ab­
wanderung usw. abgezeichnet. Heute ist schon Ver­
schiedenes über diese Tatsache gesprochen worden. 
Ich glaube, Abg. Brandl hat das sehr treffend ge­
schildert. Er hat nur leider nicht gesagt, daß man 
zu seiner Forderung, den landwirtschaftlichen Ar­
beiter in dieselben Lohn- und in dieselben sozialen 
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Verhältnisse zu stellen wie andere Berufsgruppen, 
auch der Landwirtschaft auf diesem Gebiete die 
wirtschaftlichen und finanziellen Voraussetzungen 
zuerkennen muß, daß man, wie heute schon zum 
Ausdruck gebracht wurde, der Landwirtschaft aus 
der e rzeugter Produktion die Löhne der landwirt­
schaftlichen Arbeiter zu stellen hat. Seit 1952 hat 
sich da mehr oder weniger nichts geändert. Wir 
mußten in dieser Zeitspanne alljährlich, ich möchte 
fast sagen monatlich, zur Kenntnis nehmen, daß 
die Bedarfsartikel, die der Bauer zu seiner Wirt­
schaft braucht, laufend gestiegen sind. Ich muß wie­
derholen, die landwirtschaftlichen Buchführungsstel­
len, die Statistik hat nachgewiesen und auch das 
Institut für Wirtschaftsforschung im letzten Be­
richte, daß effektiv der Bauer für seine Ausgaben 
zur Beschaffung der Bedarfsartikel um 27 Prozent 
mehr auszugeben hat, als er durch den Erlös seiner 
Produkte einnimmt. 

Ich habe den Eindruck, daß ein Großteil der Be­
völkerung in der letzten Zeit für verschiedene 
Dinge das richtige Maß verloren hat. Wir können 
über solche aufscheinende Tatsachen nicht ohne 
weiteres hinweg. Wir müssen im Zusammenhange 
mit der Landarbeiterfrage auch daran denken, daß 
wir selbstverständlich im ureigensten Interesse der 
Bauernschaft am Hofe auch zufriedene Landarbeiter 
haben wollen und daß es hier leider dem Bauern 
nicht möglich ist, dieselben Löhne, dieselben Stun­
densätze zuzuerkennen, wie sie in der Industrie 
üblich sind. 

Da kann ich ein Beispiel anführen, das ich im 
heurigen Herbste erlebt habe. Meine Heimatge­
meinde hat einen Kartoffelroder gekauft. Gesprächs­
weise sage ich zum Bürgermeister: „Wenn Ihr 
14 Stunden Lohn verlangt für die Benützung, habe 
ich nichts dagegen, ich bin froh, daß die Gemeinde 
ihn hat, der muß sich schön amortisieren." „Sie ha­
ben eine Vorstellung!" war die Antwort. „Dem 
Mann, den ich beistelle zur Betreibung für den Ro­
der, muß ich einen 8-Stunden-Lohn zahlen und bei 
einem längeren Geschäft Überstunden. Dann geht 
der ganze Erlös für diesen Roder für die Entschä­
digung dieses Herrn drauf. Die Arbeitnehmer aus 
der Landwirtschaft haben sich mit einem Stunden­
lohn von 1 bis 2 S begnügt." Wieso dann hier ein 
derart krasser Gegensatz? Da hat er gesagt: „Sie 
lebten hal t immer so." Diese Erkenntnis kann ich 
nicht teilen. Wir haben in der Zeit der Arbeits­
losigkeit den industriellen Arbeitnehmer, den In­
dustriearbeiter auf der Straße gehen sehen, der 
ist zum Bauern gekommen und hat gesagt: „Ich bin 
hungrig", heute sehen wir diesen katastrophalen 
Gegensatz und wir müssen es offen und ehrlich 
sagen, wie soll man einem Menschen da noch zu­
muten, daß er in der Landwirtschaft bleibt, wo er 
14 bis 16 Stunden im Tage arbeiten muß, keinen 
Sonntag und keinen Feiertag hat, an den Urlaub 
nicht denken kann, weil man keine Ersatzkraft hat. 
Wir dürfen die Auswirkung dieser bedauerlichen 
Lage nicht verkennen. Wir haben im heurigen Jahr 
Alpengebiete ohne Viehbesatz gehabt, weil kein 
Mensch sich hergibt, das Vieh auf der Alpe zu be­
treuen. 

Es ist aber eine irrige Ansicht, wenn man glaubt, 
wir sind ernährungsmäßig restlos gesichert. Hier 
möchte ich wirklich schon sagen, daß gerade im 
letzten und vorletzten Monat ein katastrophaler 
Rückgang der Milchanlieferung in der Obersteier­
mark war. Die Milchanlieferung ist in den letzten 
2 Monaten um 30°/o zurückgegangen, und zwar 
zum größten Teil aus Arbeitskräftemangel. 

Man stellt sich wieder um. Es ist schon zum Aus­
druck gebracht worden, daß das auf dem Getreide­
bau der Fall ist. Mit der Maschine wird das Getreide 
gesät, dann kommt im Herbist der Mähdrescher, und 
mit viel weniger Arbeitsaufwand wird die Ernte 
eingebracht. Wir müssen ganz allgemein trachten, 
daß wir hier einen Ausgleich finden. Im übrigen 
geht man auch über die Tatsache zu leicht hinweg, 
daß die Auswirkungen des Arbeitskräftemangels 
den Bauern gezwungen haben, sich zu motorisieren 
und zu mechanisieren. Die Statistik weist nach, daß 
seit dem Jahre 1946 der Maschineneinsatz in der 
Landwirtschaft ständig zunahm. Wir dürfen auch 
nicht vergessen, daß die Landwirtschaft in diesem 
Fall ein ausschlaggebender Faktor in der Gesamt­
wirtschaft ist, weil sie in dieser Hinsicht als großer 
Konsument für die industriellen Erzeugnisse auf­
scheint. Ich darf noch betonen, daß leider auch auf 
anderen Gebieten die Bauernschaft sehr beiastet 
wird. Man hat früher verschiedentlich hören kön­
nen, der Bauer zahle keine Steuer. Heute ist die 
Produktion stark angestiegen und nun kommt die 
Sache mit den Einheitswerten. Wir Bauern sind 
dankbar, daß das Finanzamt eine Überprüfung und 
Neufestsetzung der Einheitswerte durchgeführt hat. 
Nach den bisherigen Ergebnissen können wir schon 
sagen, daß die ganze Überprüfung und Neufestset­
zung sogar eine kleine Herabsetzung der Einheits­
wer te zur Folge hat. 

Ich muß nur mit Bedauern feststellen, daß einige 
Bezirksfinanzämter die Weisungen des Finanzmini­
steriums scheinbar nicht richtig erfaßt haben und 
speziell bei uns in einem ausgesprochenen Gebirgs-
bauerngebiet den Bergbauern Einheitswertbescheide 
vorgelegt haben, die sie unmöglich ertragen hätten. 
Wir haben Gelegenheit gehabt, beim Landesfinanz­
amt vorzusprechen und ich darf hier die Gelegen­
heit benützen, dem Präsidenten der Finanz-Landes­
direktion den Dank auszusprechen, daß er für un­
sere berechtigten Einwände Verständnis gehabt hat 
und eine Kommission eingesetzt hat, um die Be­
scheide zu überprüfen. Sie ergab im Schnitt eine 
50%>ige Herabsetzung. Also waren unsere Einwen­
dungen berechtigt. 

Hohes Haus, ich darf auch noch kurz betonen, daß 
wir in der Steiermark 79.207 landwirtschaftliche Be­
triebe haben, davon sind 67.000 unter 20 ha, also 
Klein- und Kleinstbetriebe, die trotz schwerster Ar­
beit einen schweren Existenzkampf zu führen ha­
ben und die Lebenshaltung dieser Berufsgruppe ist 
mit der gesamten sozialen Betreuung der anderen 
Bevölkerungsgruppen nicht mehr in Einklang zu 
bringen. 

Ich darf besonders hervorheben die einmaligen 
Leistungen der wenigen Landarbeiter, die wir noch 
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haben, und die vereint mit unseren Bauernsöhnen 
und -töchtern mit einem unermüdlichen Pflichtbe­
wußtsein diese große Arbeit verrichten. Besonders 
liegt es mir heute am Herzen, die Leistungen un­
serer kleinen Bergbauernfamilien besonders hervor­
zuheben. Die Bergbäuerinnen haben nicht nur die 
Aufgabe, die Familie zu betreuen, sie müssen nicht 
nur den Haushalt führen, sondern sind in den mei­
sten Fällen noch genötigt, bei der Stall- und Feld­
arbeit mitzuhelfen. Unseren Bäuerinnen wird in den 
meisten Fällen der Tag zu kurz für die viele Arbeit. 
Ich will nicht überheblich sein, aber unsere ßerg-
bäuerinnen sind im wahrsten Sinne des Wortes Hel­
dinnen der Heimat. Es ist eine vordringliche Auf­
gabe der Öffentlichkeit, diese Leistungen anzuer­
kennen und auch entsprechend zu werten. Im näch­
sten Jahr werden wir uns noch einmal damit be­
fassen müssen, wenigstens Urlaubsheime für die 
Bäuerinnen zu schaffen. In vielen Fällen wird es 
dann.möglich sein, daß heranwachsende Töchter den 
Haushalt betreuen und die Bäuerinnen sich eine 
kleine Erholungszeit leisten können. 

Schwer beeindruckt hat mich die Tatsache, daß bei 
den Musterungen für die neue Wehrmacht gerade 
unter den Bauernsöhnen eine große Anzahl un­
tauglich war. Das ist ein großer Gegensatz zu frü­
heren Zeiten, wo die bäuerliche Bevölkerung die 
beste und gesündeste Wehrmacht stellte. Das ist 
nur damit zu begründen, daß die Bauernschaft ge­
nötigt ist, viel zu früh ihre eigenen Kinder zur 
schwersten Arbeit heranzuziehen. 

Meine sehr Verehrten, ich darf noch etwas kurz 
betonen. Ich habe vorgestern Gelegenheit genom­
men, die „Neue Zeit" anzusehen und da ist mir 
aufgefallen, daß Dr. Pittermann über das Ergebnis 
der Arbeit der sozialistischen Parlamentarier im 
Jahre 1958 folgendes ausführt: „Die sozialistische 
Parlamentsfraktion hat heuer im Sinne unseres 
neuen Parteiprogrammes die Interessen der einzel­
nen kleinen Leute unseres Landes entscheidend und 
erfolgreich vertreten. Sie haben sich dabei von der 
überholten Unterstützung zum Segen der Unselb­
ständigen abgewendet, in der richtigen Erkenntnis, 
daß jedem arbeitenden Menschen der gerechte An­
teil am Volkseinkommen gesichert werden soll." 
Als ich diesen Bericht gelesen habe, habe ich sofort 
an den Herrn Landesrat Matzner gedacht und mir 
gesagt, nach dem Bericht des Vizekanzlers braucht 
er sich keine so großen Sorgen zu machen, wenn 
wirklich im Rahmen der Beihilfen für Landarbeiter­
wohnungen einmal der eine oder andere Bauern­
sohn selbst in einem der neu eingerichteten Zimmer 
untergebracht ist. 

Ich habe mich dann auch erinnert, daß ich erst 
kürzlich eine Broschüre von Dr. Kautsky gelesen 
habe, er schreibt: „Die Partei hat nicht die geringste 
Ursache gefunden, im neuen Programm an den so­
zialen Grundsätzen etwas zu ändern. Der Klassen­
kampf geht weiter und kompromißlos strebt die 
SPÖ die Vergesellschaftung der Wirtschaft an." 
(Abg. R ö s c h : „Der Maleta hat wieder das Gegen­
teil gesagt!") Meine Verehrten, es ist wirklich be­
dauerlich, daß kein geringerer Mann als der Herr 
Vizekanzler die wirklich einmaligen Leistungen der 

Landwirtschaft seit Ende des Krieges anerkennt 
und daß er damit dann die Bauernschaft zum besten 
halten will. Es ist diese Taktik, die der Herr Vize­
kanzler an den Tag legt, eine Entehrung und Ent­
würdigung des gesamten Bauernstandes. Wir kön­
nen ihm nur die eine Antwort geben mit aller Deut­
lichkeit und allem Nachdruck, und die lautet: „Der 
Bauer ist kein Spielzeug!" 

Abschließend darf ich mir erlauben, für die wei­
tere Tätigkeit im nächsten Jahr in unserem Hohen 
Haus einige Grundsätze in Erinnerung zu bringen. 
Der eine Grundsatz lautet: Eine gesunde Wirt­
schaftspolitik ist die beste Sozialpolitih; und der 
zweite Grundsatz lautet: Ein lebensfähiger und pro­
duktionsfähiger Bauernstand ist das Fundament 
eines geordneten Staates. Ich bin mir bewußt, wenn 
wir weiter nach diesen Grundsätzen handeln, wird 
auch im 15. Jahre die Tätigkeit in unserem steier-
märkischen Landtag von vollem Erfolg begleitet 
sein. (Lebhafter Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Dr. Pit termann: Ich will mir, um ein Beispiel 
zu geben, selbst eine Redezeit von 5 Minuten aufer­
legen. Ich bitte, mir e twas Gehör zu schenken. Es ist 
viel vom Gesundheitsdienst gesprochen worden, ein 
Problem, dem wir selbstverständlich voll und ganz 
beipflichten. Aber die moderne Entwicklung und die 
wissenschaftliche Forschung haben ergeben, daß die 
Gesundheit des Menschen nicht zuletzt von der Ge­
sundheit der Tiere abhängt. Die wissenschaftlichen 
Ergebnisse haben Wechselbeziehungen zwischen 
beiden Problemen aufgezeigt, daß so und soviele 
Krankheiten, die beim Tiere vorkommen, auf den 
Menschen übertragen werden können, wie Tuber­
kulose, Milzbrand, Rotlauf und neben vielen an­
deren Krankheiten auch Hautkrankheiten. Aller­
dings ist hier insofern eine kleine Verschiebung 
eingetreten, als die Tuberkulose durch die in den 
letzten Jahren systematisch durchgeführten Be­
kämpfungsmaßnahmen der Rindertuberkulose im 
Abnehmen begriffen ist. Der Weltgesundheitsdienst 
der NATO hat festgestellt, daß sich die Rangordnung 
jener Krankheiten, die auf den Menschen übertrag­
bar sind, verschoben hat. An erster Stelle steht 
das Karzinom (der Krebs), dann die Poliomyelitis, 
als drittes die sogenannte Brucellose, oder Abortus 
Bang, das seuchenhafte Verwerfen der Rinder. Die­
ser Erkenntnis haben /bereits alle Kulturstaaten 
Rechnung getragen und eine systematische Bekämp­
fung des seuchenhaften Verwerfens beim Rind in 
die Wege geleitet. Auch der österreichische Staat 
konnte sich aus diesem Problem nicht verschließen, 
der noch dazu im internationalen wirtschaftlichen 
Verkehr, auf dem Viehsektor, eine Rolle spielt. 
Heute wird der Export auf dem Tiersektor maßgeb­
lich von der Gesundheit des exportierten Tieres ab­
hängig gemacht. Es ist kein Geheimnis, daß uns in 
der österreichischen Volkswirtschaft auf diesem Ge­
biet für das kommende Jahr eine größere Konkur­
renz bevorsteht, da Ungarn und Jugoslawien und 
selbst die Beneluxstaaten wie Belgien uns hier Kon­
kurrenz machen. Der können wir nur begegnen, daß 
wir durch Verstärkung des Tiergesundheitswesens 
zur Qualitätssteigerung beitragen. 

Das Land hat für die Tuberkulose- und Bang-Be-
kämpfung entsprechende Mittel bereitgestellt, die 
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nach dem bekannten Junktim zwischen Land und 
Bund abgestimmt werden. Ungefähr 21 Millionen 
Schilling sind für die Tuberkulosebekämpfung von 
1952 bis heute im Lande ausgegeben worden, 1958 
sind weitere 24.178 Betriebe mit 192.000 Rindern in 
die Tuberkulosebekämpfung einbezogen worden. 
Hinsichtlich der Bang-Bekämpfung sind 2 Sektoren 
zu unterscheiden, die amtliche Bekämpfung, ent­
sprechend dem Bang-Gesetz, und die nichtamtliche, 
sogenannte freiwillige Bekämpfung in den Zucht­
verbänden. Seit Inkrafttreten des Gesetzes wurden 
in Steiermark 6805 Betriebe überprüft und bei einer 
entsprechenden Anzahl von Betrieben konnte er­
freulicherweise festgestellt werden, daß der Pro­
zentsatz an Bang-Tieren nicht sehr groß ist. Die 
bisherigen Gesamtkosten beliefen sich auf 1'7 Mil­
lionen Schilling, davon Bundesniittel 1'4 Millionen 
Schilling, Landesmittel 100.000 S. Die Besitzer brach­
ten ungefähr 200.000 S auf. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf das Opfer 
hinweisen, das die Bauernschaft trägt, denn meistens 
handelt es sich um wertvolle Zuchttiere, die ausge­
schlossen werden und die sehr schwer zu ersetzen 
sind. In der nichtamtlichen Bekämpfung stehen weit 
über 1900 Betriebe mit 9400 Rindern unter Kon­
trolle. Bei diesen Bekämpfungsmaßnahmen sind auf 
verwaltungstechnischem Gebiet Mehrarbeiten er­
forderlich, auf die ich mit Nachdruck hinweisen 
möchte. Die Veterinärbehörde hatte durch die Bang-
Bekämpfung im Jahre 1958 10.000 Einzelelaborate 
zu bearbeiten, und zwar mit dem bisherigen Perso­
nalstand. Ein unmöglicher Zustand. Wenn Sie be­
denken, daß im kommenden Jahr 1959 auf Grund 
der Ausweitung der Maßnahmen weitere 24.000 
Elaborate von der Abteilung 13 behandelt werden 
müssen, so kann man sich vorstellen, daß die ge­
setzliche Auswirkung dieser Bekämpfung unserer 
Tierseuchen auch eine entsprechende Belastung auf 
dem Personalsektor nach sich ziehen wird. 

Ich bedauere, feststellen zu müssen, daß auch auf 
diesem an und für sich unpolitischen Sektor Politik 
getrieben wird. So konnte ich feststellen, daß vor­
gestern in der unmittelbaren Nähe meines Heimat­
ortes eine Versammlung des Arbeits-Bauernbundes 
stattgefunden hat. Dort wurde vom Redner allen 
Ernstes behauptet, daß jene Million Schilling, die 
für die Tuberkulosebekämpfung ausgegeben wurde, 
viel besser zur Aufbesserung des Milchpreises ver­
wendet worden wäre. Das ist wirklich eine politi­
sche Brunnenvergiftung, wofür es keine Ent­
schuldigung gibt. Ich bitte Sie, sich auf diesem Ge­
biet doch jeder politischen Polemik zu enthalten. 
Man wird vielleicht diese Mitteilung als ein Mißver­
ständnis hinstellen, aber das geht ja hinterher sehr 
leicht. Die Bekämpfung der Tierseuchen soll nicht 
als politisches Kampffelcl benützt werden. Zum 
Schluß hätte ich nur die Bitte, daß die nachfolgen­
den Redner sich hinsichtlich der Zeitbeschränkung 
meinem Beispiel anschließen. 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis 13 Uhr, 
(Die Sitzung wird um 11 Uhr 55 Minuten unterbro­
chen und um 13 Uhr wieder aufgenommen.) 

2. Präsident Opersdiall: Ich nehme die unterbro­
chene Sitzung wieder auf. Zum Wort gemeldet hat 
sich Abg. R ö s c h . Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Rösch: Hohes Haus! Bevor ich auf einige 
landwirtschaftliche Fragen der Gruppe 7 eingehe, 
gestatten Sie mir, daß ich ein paar Bemerkungen 
zu der Generaldebattenrede des Abg. Stöffler mache. 
Abg. Stöffler hat einige Fragen aufgeworfen, die 
einer wei teren Erörterung bedürfen. 

Abg. Stöffler war zuerst der Auffassung, daß der 
gesamten Wirtschaft, der Budgetpolitik des Landes, 
zu wenig Initiative inne wohne und zu wenig 
Neues. Schauen Sie, es tut mir leid, daß er jetzt 
nicht da ist. Der Abg. Stöffler hätte nämlich wirklich 
Gelegenheit gehabt, alles in die Tat umzusetzen, 
wenn er für Graz das Finanzreferat übernommen 
hätte, dann würden diese Sachen schon ganz anders 
klingen. Dann könnte er sagen, schaut einmal, wie 
ich es mache, macht Ihr es anderswo ebenso. Ich 
glaube aber, daß seine Darstellungen etwas einsei­
tig waren und etwas voreingenommen. 

Er ist sehr beunruhigt darüber, daß wir, das heißt 
der Vertreter unserer Partei, der Vizekanzler, ge­
wisse Forderungen in der letzten Zeit aufgestellt 
hat, indem er erklärte, auch für die Kriegsbeschädig­
ten sei zu wenig da und für die Kassensanierung 
würde etwas in das Budget hineingehören und eine 
Menge solcher ähnlicher Fragen. Er hat daran eine 
Frage geknüpft und erklärt, daß er sehr besorgt ist, 
daß wir nur Forderungen aufstellen, ohne Rücksicht 
ciarauf, ob es das Budget aushalten würde. Er hat 
dann erklärt, „wir", also die öVP , machen so etwas 
nicht. 

Meine Damen und Herren, ich darf nur die „Ta­
gespost" von gestern und heute hernehmen und 
Ihnen vorlesen, was in diesem Haus gesprochen 
wurde: 

1. Dr. Kaan: „Die zur Förderung dieser Gruppe zur 
Verfügung stehenden Mittel sind ungenügend. Das­
selbe gilt für den Straßenbau." 

2. DDr. Stepantschitz erklärte: „Von der Forde­
rung, daß endlich ein entsprechender Betrag für die 
Grazer Kinderklinik flüssiggestellt wird, können wir 
nicht mehr abgehen." 

3. Abg. Egger: „Wir wollen im a.-o. Haushalt 
mehr bedeckte Beträge für Schulneubauten." 

Um 11.10 Uhr sagt Brandl: „Mehr Beträge für die 
Landarbeiter werden für das nächste Budget ange­
meldet." (Abg. Dr. K a a n : „Ja für das nächste 
Jahr, nicht gleich nach Schluß der Budgetdebatte!") 

Ich stelle nur fest, diese Forderungen und Wün­
sche scheinen doch zur Praxis geworden zu sein, 
denn sie werden von allen gestellt. Aber der Grund, 
warum an den Herrn Finanzminister immer neue 
Forderungen gestellt werden, der liegt ganz wo 
anders. Seit 5 Jahren sagen Sie in Bild, Ton und 
Wort: „Raab und Kamitz, das sind die großen Ge­
nies, die können alles, sie tun alles, sie machen 
alles." Sie sind die reinsten Zauberer. Wundern Sie 
sich dann, wenn die Begehrlichkeit wächst und jeder 
sich sagt, wenn Ihr alles könnt, dann macht eben 
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alles und zahlt alles, wir haben diese und jene 
Wünsche. Das ist die selbstverständliche Folge die­
ser Propaganda. Das Wirtschaftswunder wurde groß 
geschrieben und die Begehrlichkeit aller wurde ge­
weckt. Man kann sagen, es geht Ihnen so wie dem 
Zauberlehrling: „Die ich rief, die Geister, werd ' ich 
nicht mehr los." (LR. P r i r s c h : „Wenn Sie damit 
den Dr. Pit termann meinen, dann haben Sie recht!") 
Der ist aber kein Geist, der ist sehr lebendig und 
aktiv. Ich glaube also, wenn der Herr Abgeordnete 
Stöffler die Auffassung vertritt , daß alle Forderun­
gen in einem gewissen Rahmen bleiben sollten, tei­
len wir diese Auffassung. Aber was für die eine 
Seite gilt, das muß auch für die andere gelten. Man 
kann nur im Rahmen der Möglichkeiten handeln, 
darüber hinaus kann niemand etwas tun. 

Und nun noch einige kurze Bemerkungen zum Ka-
zitel 7. Ich beginne mit der Rede des Herrn Präsi­
denten Wallner, der in sehr ernsten Wor ten einige, 
wie uns scheint, beachtenswerte Auffassungen ge­
bracht hat . Ich möchte als wesentlich herausgreifen, 
daß der Herr Präsident sich sicherlich mit Recht auf 
den Standpunkt gestellt hat, wenn verantwortungs­
volle Funktionäre angegriffen werden, so muß man 
das ablehnen. Das gilt auch für beide Seiten. Ich will 
gar nicht e ingehen auf das, was der Herr Abgeord­
nete Sebastian aus dem „Bauernbündler" verlesen 
hat. Ich will auch gar nicht sprechen von den wein­
geistreichen Bemerkungen des Herrn Abgeordneten 
Ertl (1. Präsident W a l l n e r : „Der trinkt nur 
Milch!"), der ja am vorgestrigen Abend mit sehr 
eigenartigen Zwischenrufen reagiert hat. Sogar als 
der Herr Abgeordnete Sebastian die Bauernschaft 
zu den positiven Kräften unseres Volkes zählte, 
faßte e r das als eine Beleidigung für die Bauern­
schaft auf. Das sind alles Angriffe auf Funktionäre 
und es ist berechtigt, daß man so etwas ablehnt, 
aber das sollte man auf beiden Seiten einhalten. 
Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß von 
unserer Seite niemand angegriffen werden würde, 
wenn sich das nicht schon so eingebürgert hätte. 
Ich will gar nicht untersuchen, von wo der Anfang 
gekommen ist. (Zwischenruf bei ÖVP: „Wie zart­
fühlend!") Ich stelle nur fest, daß Herr Präsident 
Wallner das ex kathedra festgestellt hat und ich 
nehme es zur Kenntnis. Wenn alle Seiten nach die­
sem Appell des Herrn Präsidenten Wallner vorgehen 
würden, dann knüpfe ich meine Bitte vor allem, wie 
im Vorjahr, daran, man möge zu allererst auf die 
Redaktion des „Bauernbündler" entsprechend ein­
wirken. Voriges Jahr hat ja auch der „Bauernbünd­
ler" damit geantwortet, daß er schrieb: „Der rote 
Hetzer beklagt sich, daß man ihn angreift!" (Abg. 
W e g ' a i t : „Dann rufen Sie einmal in Wien den 
Pollak an, daß er bei der „Arbeiterzeitung" dasselbe 
macht!") Sie versprechen uns schon seit 2 Tagen 
1 Kilo Arbeiterzeitungen. (Abg. W e g a r t : „Reizen 
Sie mich ja nicht, die sind gleich bei der Hand!") 
Man kann es natürlich auch mit Witz machen, oder 
so, wie es der „IBauernbündler" macht, daß man 
bissig darüber h inweggeht oder humorvoll und dann 
genauso weiterschreibt. Ob damit der Sache gedient 
ist, wage ich zu bezweifeln. 

Der Herr Präsident Wallner hat mit Recht auf 
einen gewissen Unterschied hingewiesen. Die Arbei­

terschaft kann, wenn sie Forderungen hat, diesen 
einen gewissen gewerkschaftlichen Nachdruck ge­
ben. Die Landwirtschaft, sagte er, müsse aber auf das 
Verständnis aller hoffen. Glauben Sie, meine Da­
men und Herren, daß man das Verständnis mit pro­
vozierender Gehässigkeit erreichen wird? Es ist 
ja bei Ihnen schon zur Regel geworden, in dem 
Augenblick, in dem ein sozialistischer Abgeordne­
ter zur Gruppe 7 spricht, ruft einer der drei agrari­
schen Abgeordneten der ÖVP sofort „Sie vers tehen 
nichts davon" oder „ein Wolf im Schafspelz" usw. 
Ja, es braucht einer nur von uns zu sagen, er 
spreche zur Gruppe 7, dann hört man schon, wie das 
Echo in den Bergen, diese Einwürfe. Glauben Sie 
damit das Verständnis zu heben? Glauben Sie da­
mit dazu beizutragen, was der Herr Präsident Wall­
ner von allen in seinen Ausführungen gefordert hat? 

Ich glaube, es ist falsch, wirklich falsch, daß der 
österreichische Bauernbund und die ÖVP die Auf­
fassung vertreten, die Vertretung der Interessen 
der Bauernschaft sei ein Monopol ihrer Partei (LH. 
K r a i n e r : „Es ist einmal so!") (Abg. Dr. P i 11 e r-
m a n n : „Vor ungefähr 2 Stunden hat Abg. Bam­
mer Dr. Stepantschitz vorgeworfen, er schätze ihn 
als Arzt, aber von etwas anderem vers tehe er 
nichts.") Wie man in den Wald hineinruft, so schallt 
es zurück. (Abg. S c h e e r : „Das stimmt!") Ich 
komme in die Versuchung, ihr steirisches Partei­
blatt zu verlesen, das Zwischenrufe Abg. Ertls ver­
zeichnet und sich freut, wie wirkungsvoll er in die 
Debatte eingegriffen hat mit unsachlichen Anwür­
fen. Wir brauchen nur ein paar Minuten war ten 
und es werden wieder ähnliche Zwischenrufe kom­
men. Ich glaube, daß dieses Bestreben, für diese 
Frage sich ein Monopol anzumaßen, unrichtig ist. 

Es wurde auch hier von verschiedenen Rednern 
aller Parteien festgehalten, daß sowohl die Bauern 
wie auch die Arbeiterschaft gegenseitig Produzen­
ten und Konsumenten sind, gemeinsame Interessen 
haben. Müßte ich da nicht fragen, warum versucht 
man die Kluft zu erweitern und der Partei, die aus 
der Natur der Dinge heraus stark auf die Interessen 
der Arbeiterschaft festgelegt ist, deswegen Gehäs­
sigkeit vorzuwerfen, das Recht abzusprechen, Vor­
schläge mit zu diskutieren. Das führt zu nichts. Ich 
halte das nicht für zweckmäßig (LH. K r a i n e r: 
„Welche Vorschläge?") Ich komme dann darauf zu 
sprechen, Herr Landeshauptmann, man muß mir nur 
ein paar Minuten Zeit geben. Ich kann da nicht 
vorgreifen. (Landesrat P r i r s c h : „Nur systema­
tisch!") Ich weiß, daß Sie kein Freund der Planwirt­
schaft sind. Wir sind jetzt in der Landwirtschafts­
debatte. 

Darf ich also 2 Beispiele herausgreifen, die in der 
Generaldebatte eine gewisse Rolle gespielt haben, 
das eine ist die Frage des Landwirtschaftsgesetzes, 
die mit vehementer Weise begonnen hat, aber dann 
immer wieder abflaut. Der Landeshauptmann hat 
sofort den Zwischenruf hineingerufen: „Jawohl, Ihr 
seid es, die das verhindert haben." (Abg. W e ­
g a r t : „Es steht ja in der sozialistischen Korre­
spondenz, daß das Landwirtschaftsgesetz in seiner 
ursprünglichen Form endgiltig abgelehnt wurde.") 
(Zwischenruf.) Ich bekenne mich dazu, ich werde 
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Ihnen detailliert die Gründe sagen, warum, wenn 
Sie ein bißerl Geduld haben und weniger nervös 
sind. 

Es waren da 3 Gesichtspunkte maßgebend, um die 
es gegangen ist, den einen hat Abg. Sebastian an­
geschnitten, es sind zuviel Lenkungsmaßnahmen 
drinnen. Ich will mir ersparen, auf alle die Details 
einzugehen, sie wurden von Ihnen selbst nicht gut­
geheißen und herausgestrichen. Da war die Geneh­
migungspflicht der Geflügelhalter bei einer gewissen 
Geflügelzahl. Das sind persönliche Eingriffe. Ich 
muß schon sagen, es würde dieser zu starke Ein­
griff, den man als Kollektivismus bezeichnet, zu 
einem System führen, dem wir nicht zustimmen 
könnten. Das, was Sie jetzt anstreben, ist das, was 
Sie uns jahielang, jahrzehntelang vorgeworfen ha­
ben. Die zweite Frage, rechtlich genommen, ist die 
Regelung dieser Materie, sie würde nach Artikel 12 
der Bundesverfassung in die Kompetenz der Länder 
fallen, soweit es sich um das Marktordnungsgesetz 
handelt. (1. Präs. W a l l n e r : „Die Marktordnung 
kann nur Sache der Länder sein!") Es bedürfte also 
einer Verfassungsänderung. Man wollte das Recht 
für die bäuerlich Selbständigen aus der Kompetenz 
der Länder heraus in die Kompetenz des Bundes 
übertragen. Ich betone ausdrücklich, mit Ausnahme 
der Marktordnungsbestimmungen, die sind Bundes­
sache, sind alle anderen Bestimmungen Landessache, 
deswegen haben wir ein eigenes Agrarreferat, es 
sind Pflichtaufgaben des Landes. Ich nehme an, eine 
solche Regelung ist zweckmäßig. Dann ergibt sich 
zunächst folgendes: Wenn ich das Recht für die 
bäuerlich Selbständigen aus der Landeskompetenz 
herausnehme und dem Bund übertrage, muß ich 
dasselbe auch für die Unselbständigen, also für 
die Landarbeiter tun. Natürlich, man kann sich auf 
den Standpunkt stellen, daß es nicht notwendig ist, 
das Recht für die Bediensteten in der Landwirt­
schaft, das regeln wir auf neunfach verschiedene 
Weise, das Recht für den Arbeitgeber regeln wir 
zentral. Das war Ihr Standpunkt, das ist Ihre Auf­
fassung gewesen und war unsere Auffassung nicht. 
Sie können der Meinung sein, daß Ihre Auffassung 
richtig ist, Sie konnten uns aber nicht überzeugen, 
daß das zweckmäßig ist. (Abg. W e g a r t : „Die 
Landarbeiter sind eine Harpune im roten Speck und 
die möchten Sie herausziehen.") Ich darf nochmals 
festhalten, wir waren und sind der Meinung, wenn 
das Recht für die eine Seite in die Bundeskompe­
tenz übertragen wird, müßte auch das Recht der 
anderen in die Bundeskompetenz übertragen wer­
den. Darüber ist es zu keiner gemeinsamen Auf­
fassung gekommen. 

Vielleicht dazu, eine ganz kleine Bemerkung, die 
ein wenig mit der Koalition zu tun hat. Die ö V P 
ohne Koalition braucht für diese Bestimmungen 
eine qualifizierte Mehrheit im Nationalrat, allein 
hätte sie es nicht machen können, auch nicht mit 
der Proporzdemokratie des Herrn Kollegen Dr. Rai­
ner. Es hätte einer Verfassungsänderung bedurft. 
(1. Präsident W a l l n e r : „Bei der Regierungser­
klärung zum Landwirtschaftsgesetz ist die Frage des 
Landwirtschaftsrechtes überhaupt nicht zur Debatte 
gestanden.") Bekanntlich aber im Laufe der Ver­
handlungen. Ich betone noch einmal, ich habe nicht 

die Absicht, Sie zu unserer Auffassung zu über­
reden. Ich stelle fest, daß Ihre Haltung in dieser 
Frage nie unsere Meinung ändern wird, daß wir 
dieser Verfassungsänderung nicht unsere Zustim­
mung geben könnten. Herr Landesrat, es wird wie­
der die Frage von gestern angeschnitten, wollen Sie 
eine Zusammenarbeit, oder bilden Sie sich ein, daß 
es so ist, daß wir nur das zu machen haben, was Sie 
wollen? Nach unserer Auffassung ist das ein Kom­
plex . . . (Abg. W e g a r t : „Haben Sie 82 Mandate, 
oder wir?") Sie haben um einiges weniger als die 
Mehrheit! (Abg. W e g a r t : „Sie v/ollen aber mit 
74 so viel reden wie wir mit 82! Dann brauchen wir 
ja keine Demokratie!") (Abg. Dr. R a i n e r : „Wir 
wollen auch keine Diktatur der Minderheit, wir wol­
len überhaupt keine Diktatur!") (1. LH.-St. H o i v a -
Lek : „Ja, Sie wollen die Diktatur der Mehrheit!") 
(LR. P r i r s c h : „Was aber Herr Rösch sagt, be­
weist die Diktatur der Minderheit!") (Noch verschie­
dene Zwischenrufe.) (Unruhe.) Ich darf festhalten, 
die ÖVP wehrt sich dagegen, daß wir, weil wir weni­
ger Mandate haben, ein gleiches Anrecht hätten, mit 
Ihnen in die Regierung zu gehen. Das ist aber der 
wahre Sinn der Koalition. Auf dieser Grundlage ist 
die Regierung gebildet. Das ist die Vereinbarung 
der Koalition, nachdem Sie allein nicht regieren hät­
ten können. Daher sind die beiden großen Parteien 
zusammengegangen. Jetzt bestreiten Sie das und 
wollen alles umdrehen und aus der seinerzeitigen 
Koalitionsvereinbarung heraus und wollen zu einem 
Majoritätsprinzip gelangen. (Abg. S c h e e r : „Vor 
jeder Wahl ist die ÖVP gegen die Koalition.") 
Bitte, das würde die Grundlage für eine neue Ver­
einbarung geben. Aber so lange die alte Vereinba­
rung besteht, werden wir uns daran hal ten und wer­
den auch verlangen, daß Sie sich daran halten. Da­
her unser „Nein". 

Nun der dritte Punkt. Er wurde schon in einem 
Zwischenruf angeführt. Der sogenannte grüne Be­
richt. Der Herr Präsident Wallner hat darüber nicht 
gesprochen. Aber gerade dieser grüne Bericht war 
einer der wesentlichsten Punkte neben der Ver­
fassungsbestimmung, warum wir nicht zusammenge­
kommen sind. Wir sind nämlich der Auffassung, 
wenn für einen Stand so ein grüner Bericht gefor­
dert wird, so müßte das für jeden Stand gelten. 
Dieses Prinzip hat der Herr Bundeskanzler abge­
lehnt. (Abg. Dr. R a i n e r : „Nein, er hat gesagt, 
machen wir halt auch einen roten Bericht!") (Zwi­
schenruf: „Herr Rösch, Sie haben wahrscheinlich 
seine Radiorede nicht gehört, er hat ausdrücklich 
gesagt, dann kommen Sie zum Schluß womöglich 
noch mit einem roten Bericht!") (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Der war schon da, der rote Bericht über die Sozial­
versicherung!") Die ÖVP. kann uns doch nicht 
vorschreiben, was wir vorlegen wollen. Denn 
was wir vorgelegt haben, wurde abgelehnt. 
Das war etwas, was sich auch so ausgewirkt 
hät te wie der grüne Bericht. Was wollte der 
grüne Bericht? Er sagte, es sollte das Landwirt­
schaftsministerium einen Bericht erstellen über die 
wirtschaftliche Lage nach der Kostenseite. Ergibt 
sich ein Defizit, dann hat das Budget des kommen­
den Jahres zwingend den Ausgleich zu beinhalten. 
(LH. K r a i n e r : „Ja, aber nur nach den finanziel-
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len Möglichkeiten!") Es war aber eine Verpflich­
tung. (LH. K r a i n e r : „Es war einmal in einer 
Vorlage drinnen, aber es ist nie darüber verhan­
delt worden!") Sie haben einige Dinge abge­
schwächt, aber die Situation war so, wie ich sie ge­
schildert habe. Die Situation war so, daß für eine 
Gruppe das Budgetrecht durch einen Bericht des 
Landwirtschaftsministers hätte eingeengt werden 
sollen. Dem konnten wir nicht zustimmen. Wir ha­
ben aber den berechtigten und notwendigen Wün­
schen der Landwirtschaft Rechnung tragend allen in 
der neuen Marktordnung enthaltenen Bestimmun­
gen ohne weiteres unsere Zustimmung gegeben. Sie 
wurden ja auch wieder zusammengefaßt verlaut-
bart auf 1 Jahr, damit weiter verhandelt werden 
kann. (LR. P r i r s c h : „Ja, damit der Kuhhandel 
weitergeht!") (LH. K r a i n e r : „Das ist keine Land­
wirtschaftsfreundlichkeit, wenn man ein solches Ge­
setz immer wieder auf 1 Jahr verschiebt!") Was ist 
denn dann mit dem. Mietengesetz? (Abg. Dr. P i t ­
t e r m a n n : „Sie sind ja genau unterrichtet, Sie 
wissen ja ganz genau, daß es refcrmbedürftig ist'") 
(Weitere Zwischenrufe.) Ich warte ganz gern, bis Sie 
Ihre Zwischenrufe beendet haben, das sind schon 
keine Zwischenrufe mehr, das sind schon Zwischen­
reden! 

Es ist jedenfalls so, daß diese Gesetze, so weit sie 
für die Landwirtschaft von Bedeutung sind, verlän­
gert wurden. Der Einwand, „nur auf 1 Jahr, um den 
Kuhhandel weiter zu führen", war nicht be­
rechtigt, sondern es geschah deshalb, um die Ver­
handlungen weiterzuführen und das ist schließlich 
das Wesen der Demokratie. (LR. P r i r s c h : „Diese 
Form muß man aber so bezeichnen!") 

Und nun die zweite Geschichte. Das sagte ich des­
halb, weil der Herr Landeshauptmann verlangt hat, 
ich soll Beispiele bringen, ob wir auch schon Vor­
schläge gemacht haben. Da ist einmal die Frage mit 
der Butter. Der Herr Präsident Wallner hat darauf 
hingewiesen, daß früher einmal eine Aktion für 
Rentner und Arbeitslose gemacht wurde und dann 

• hat er einen eigenartigen Schluß daraus gezogen, 
er hat gesagt, wir haben die Butter verbilligt abge­
geben, aber es wurde über diese Aktion hinaus 
nichts mehr abgesetzt. Ich frage nur: Bei wem? Hät­
ten Sie auch für die übrige Bevölkerung den Preis 
herabgesetzt, dann wäre auch mehr abgesetzt wor­
den. LH. K r a i n e r : „Auf die Hälfte wurde der 
Preis herabgesetzt und trotzdem wurde die Butter 
nicht verkauft!") (Abg. W e g a r t : „Die Landwirt­
schaft soll ihre Produktion einschränken und wahr­
scheinlich von der Luft leben!") Diese Ansicht von 
der „Bauernfeindlichkeit" wird dann noch unterstri­
chen von der „Kleinen Zeitung", weil dort schein­
bar auch lauter Sozialisten drinnen sitzen. Gestat­
ten Sie, daß ich den Artikel von gestern verlese, ich 
wundere mich, daß der Herr Präsident kein Wort 
darüber verloren hat. (Abg. W e g a r t : „Die Kleine 
Zeitung geht uns nichts an!") Die darf bauernfeind­
lich sein, Ihrer Meinung nach. (LH. K r a i n e r : „Mit 
der sitzen wir ja nicht in in einem Schiff, die geht 
uns gar nichts an!") 

Auf jeden Fall, die „Kleine Zeitung" bringt g e ­
nau dasselbe, was ich zuvor angeführt habe: Sie 

teilt mit, Schweden hat das bereits so gemacht, den 
Butterpreis verbilligt, zum Schluß dann den gewal­
tigen Überschuß weggebracht und gewaltige In-
landsabsätze gehabt. Jetzt ziehen die Preise an, sie 
sind um rund 20% hinaufgesetzt worden, der Ein­
bruch in das Reich der Surrogate gelang und im 
Frühjahr, mit Beginn der neuen Butterschwemme, 
wird Schweden mit dem Butterpreis wieder herun­
tergehen. Zuerst erklären sie unsere Auffassung 
über die Butterfrage als ein typisches Zeichen der 
SPO-Bauernfeindlichkeit (Zwischenruf: „Wollen Sie 
dieses Rezept auf Kohle auch anwenden?") und nun 
rufen Sie : was ist mit der Kohle? Das was wir 
wollen, es ist eine Feststellung, wir kennen die Zu­
sammenhänge. Es heißt hier zum Schluß: „Wenn 
doch in das starre Denken unserer Agrarbürokraten 
sich auch einmal die Einsicht Platz verschaffen 
könnte, daß das Pendel von Angebot und Nachfrage 
viei Besseres vermag, als wie die so wenig logi­
schen Steuermaßnahmen auf Kosten der Konsumen­
ten!" Die Meinung höre ich seit J ahren von Ihren 
Bänken. Laßt doch endlich die freie Wirtschaft, das 
Pendel von Angebot und Nachfrage! Heute sind Sie 
mit leidenschaftlichen Worten dafür eingetreten, 
jetzt auf einmal wollen Sie nichts wissen davon, 
jetzt kommt das Einbekenntnis des totalen Versa­
gens der freien Wirtschaft auf diesem Sektor. (Abg. 
Dr. K a a n : „Auch in Schweden?") In Schweden ist 
ja die Planung (Abg. Dr. K a a n : „Also keine freie 
Wirtschaft!") (Abg. S t o f f l e r : „Herr Rösch, Sie 
haben schon besser geredet!") (Abg. E r 11 : „Wenn 
wir heute am Milchsektor freie Wirtschaft haben, 
haben wir in Leoben viel zu wenig Milch. Muß doch 
auf das ganze Wirtschaftsgebiet verteil t sein!") 
(Abg. W e g a r t : „Sie treiben eine Laus um den 
Äquator.") Ich bin erst jetzt wieder aufmerksam 
gemacht worden auf das „Echo von Leoben" und 
jetzt höre ich, damit treibt man eine Laus um den 
Äquator. (Abg. E r 11 : „Die ganze Umgebung von 
Leoben kann kaum die Hälfte des Milchverbrauches 
der Stadt decken, da muß man eine Verteilung der 
Milch auf das ganze Wirtschaftsgebiet veranlassen, 
es ist undenkbar am Milchsektor eine freie Wirt­
schaft.") Ja, ich wollte nur hören, daß Sie auf die­
sem Sektor die freie Wirtschaft ablehnen und das 
haben Sie getan. 

Ich darf weiter fortsetzen: weil nun der Herr 
Landeshauptmann erklärt hat, ob wir schon jemals 
Vorschläge gemacht haben. Wir haben ihnen vor­
geschlagen, die Rentenbutteraktion weiterzuführen 
und auf die Arbeitslosen auszudehnen über das 
ganze Jahr. Die Vertreter im Milchwirtschaftsfonds 
haben erklärt, sie werden sich mit dem Finanzmini­
sterium in Verbindung setzen, ob das technisch mög­
lich ist. Der Finanzminister hat abgelehnt. Wir ha­
ben dann mit dem Sozialminister geredet, der sagte: 
„Jawohl, es geht!" und was war nun die Antwort des 
Vertreters der ÖVP? Nein, das wird dann eine rote 
Geschichte. Es ist schon so, daß man Vorschläge von 
einer Seite macht und die werden dann abgelehnt. 
(Zwischenruf: „Mit den Mitteln des Krisenfonds.") 
Mit diesen Mitteln des Krisenfonds. Das war das 
Stichwort zum zweiten Teil: Schauen Sie, mit die­
sem Krise ^fonds, mit dem Ihr die Butter in das 
Ausland subventioniert, hät ten wir die Rentner und 
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Arbeitslosenaktion weiterführen können. Sie brau­
chen nur die Zustimmung zu geben und schon kann 
das morgen durchgeführt werden. (1. Präs. W a l l . -
n e r : „Ja, das wäre ein ständiger Abfall des Milch­
preises.") Ob Sie das Geld nun so hingeben, oder 
für die Subvention ins Ausland! (Zwischenruf: „Nun 
ist sie eingestellt.") Einstweilen ist sie noch nicht ein­
gestellt. Probieren Sie es doch einmal! Der Herr Prä­
sident hat ja gesagt, daß der Absatz gleich geblie­
ben ist, doch nur weil die Verbilligung nur für die 
Rentner war. (Abg. Dr. K a a n : „Hätte man für 
aiie Generaldirektoren auch verbilligen sollen? Das 
sind doch wirklich nicht mehr volkswirtschaftliche 
Erwägungen.") Ich betone noch einmal . . . (Unruhe.) 

(2. Präsident Operschall: „Darf ich feststellen, daß 
Abg. Rösch das Wort hat?") 

Abg. Rösch (iortiahiencl): Aus Ihren Zwischenru­
fen geht doch die ganze Zwiespältigkeit hervor, 
wählend der eine sagt, wir haben das gemacht für 
die Rentner, für die wir das verschenken, sagt der 
andere, es ist eine volkswirtschaftliche Unmöglich­
keit. Darauf, glaube ich, kommt es an, daß man nicht 
gewußt hat, was man tun will; man hat experimen­
tiert, einmal so und einmal so, man konnte sich 
nicht auf einer Linie einigen. Wenn andere Vor­
schläge gemacht worden sind, wurden sie wenig­
stens einmal ausprobiert. Bei Ihnen werden sie 
abgelehnt, und zwar unter dem Motto, daß das eine 
rote Angelegenheit sei. 

Darf ich noch zu einer Frage Stellung nehmen, 
die hier in Form einer Resultion aufgeworfen 
wurde. Die Resolution betrifft den Appell an die 
lUindesregioruncf, die Apfelsafte sollen von der Ge-
iräiikesleuer Ireigeslelll werden. Diese Resolution 
wird sicherlich, heute oder morgen im Hohen Haus 
angenommen werden, und zwar ohne unsere Stim­
men, wir werden dagegen stimmen. Die Begrün­
dung werde ich Ihnen sofort geben. Grundsätzfich 
möchte ich festhalten, daß wir für alle Maßnahmen 
sind, die zur Verbilligung alkoholfreier Getränke 
führen und daß diese von uns begrüßt werden. Auch 
anläßlich der Debatte im Finanzausschuß haben wir • 
gesagt, wir sind für afle Maßnahmen, die zu einer 
echten Verbilligung führen, schon aus dem Grunde, 
um irgendwie die Schäden des Alkoholkonsumes 
zu beseitigen oder zumindest abzuschwächen. Aber 
dieser Antrag, daß man den Apfefsaft von der Ge­
tränkesteuer freistellen soll, ist nur ein Versuch mit 
untauglichen Mitteln. Die Getränkesteuer ist eine 
reine Gemeindesteuer nach dem Finanzverfassimgs-
gesetz und nach dem Finanzausgleichsgesetz. Die 
Gemeinden können darüber bestimmen. Nun sollen 
wir an den Bund herantreten und sagen, „nimm den 
Gemeinden diese Steuer". (1. Präs. W a l l n e r : 
„Wieviel kommt denn da schon herein an dieser 
Steuer für den Apfelsaft?") Eben darum. Der Bund 
soll aufgefordert werden, den Apfelsaft aus der 
Getränkesteuer herauszunehmen. Sie haben doch 
zu jeder Zeit die Auffassung vertreten, der Födera­
lismus ist das Grundprinzip der bundesstaatlichen 
Ordnung in Österreich. Aber der. Föderalismus kann 
nicht bei den Ländern aufhören. Er muß sich auch 
auf die Gemeinden erstrecken. In diesem Falle aber 
wären Sie bereit, diesen Grundsatz aufzugeben 
und zuzustimmen, daß der Bund eine Maßnahme 

trifft auf einem Sektor, für den nur die Gemeinden 
zuständig sind. Was würde dabei schon heraus­
kommen? Die Einnahmen aus dem Apfelsaft sind so­
wieso beinahe Null. (Abg. Dr. K a a n : „Ja, derma­
len!") Was kostet 1 Liter Apfefsaft? Der kostet 
heule. 8 bis 12 Schilling. Gehen Sie nun her und 
nehmen Sie die 10% weg, dann kostet er halt statt 
8 S nur S 7'20 oder S f0'80. Die Äpfel dazu haben 
30 Gioschen gekostet. Hat es denn einen Sinn, bei 
den 80 Groschen Getränkesceuer anzufangen? Da 
müssen wir schon anderswo beginnen. (Abg. P i t -
t e r m a n n : „Bei der Miich wird aber geschrien, 
wenn sie um ein paar Groschen teurer wird!") Das 
Auiziehen von Säuglingen mit Apfefsaft ist aber 
schwieriger. Bei der Milch ist das ganz etwas an­
deres. Erwarten Sie aber doch nicht beim Apfelsaft 
einen höheren Konsum wegen 80 Groschen. (Abg. 
Dr. R a i n e r : „Die Säuglingsmilch eben bulliger 
und die andere teurer!") Ja, das ist der Vorschlag, 
den der Herr Dr. Pittermann gemacht hat und den 
Sie abgelehnt haben. (Abg. Dr. R a i n e r : „Trink­
milch und Säuglingsmilch, das ist ganz etwas an­
deres!) (Weitere Zwischenrufe und Lärm.) (Glocken­
zeichen.) So sieht es also aus mit der Getränkesteuer. 
Das ist ein Antrag, mit dem in Wirklichkeit nichts 
erreicht wird. Das wissen Sie ja selbst genau so gut 
wie wir. Ich erinnere mich, daß der Herr Weidinger, 
als Mitglied des österr. Gemeindebundes vor 2 Jah­
ren sogar dafür gestimmt hat, daß an der Ge­
tränkesteuer ja nicht gerüttelt werden darf. Das 
waren seine eigenen Worte . (Abg. W e i d i n g e r : 
„Aber vom Apfelsaft nehmen die Landgasfhäuscr 
sowieso nichts ein!") Würde man darangehen, in 
Landgasthäusern Apfelsaft einzuführen, dann würde 
man den Konsum auch so heben. Aber vor 2 Jahren 
sagten Sie, nicht ein Groschen darf davon wegge­
nommen werden und heute t reten Sie dafür ein, daß 
der Apfefsaft ganz herausgenommen wird, weil 
Ihnen das augenblicklich gerade notwendig er­
scheint. 

Noch eines! Der Herr Abgeordnete Ertl hat heute 
unter anderem erklärt, daß die Schuld an der Land­
flucht der gute Lohn der Arbeiter im Gewerbe und 
in der Industrie sei. Er hat sogar efn Beispiei zitiert, 
von einem Maschinenwärter, der in Pols 8 S ver­
dient, während der landwirtschaftliche Maschinen­
wärter nur 2 S bekommt. Soweit es sich um eine 
Ursachenfeststellung handelt, hat er recht. In dem 
Ton aber, wie er es gemeint hat, man sollte das 
Gefälle wegbringen, wäre das eine unmögliche Hal­
tung. (LR. P r i r s c h : „Die anderen nachziehen!") 
Ja, den niedrigeren nachziehen, das wäre eher ein 
Standpunkt. Ertl ist aber noch ein anderer Irrtum 
unterlaufen. Er hat erklärt, die Preise für fandwirt-
schaftliche Produkte sind seit dem Jahre 1952 un­
verändert geblieben. Ich glaube, der Herr Landesrat 
Prirsch wird in der Lage sein, die Preisentwicklung 
bekanntzugeben, das ist nämlich ein Irrtum. Ich 
nenne nur zwei Preise. Kalbfleisch ist um 37% ge­
stiegen bis zum Jahre f956 und Schweineffeisch um 
6%, taut statistischen Nachrichten vorn November 
1958. Es handelt sich um Kieinhandelspreise, wobei 
es ohne weiteres möglich ist, daß die Produzenten­
preise seit der Zeit gleichgeblieben sind. Aber auch 
hier wieder wäre es viel notwendiger, sich mit den 
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Vertretern der Arbeiterschaft zusammenzusetzen. 
Es ist auf jeden Fall interessant, Sie bekennen sich 
dazu, daß die Arbeiter als Konsumenten und Bau­
ern als Produzenten gemeinsame Interessen haben. 
Aber wo es darum geht, diese gemeinsamen Inter­
essen gegen einen Dritten zu vertreten, dann sprin­
gen Sie sofort aus der Reihe und greifen den Arbei­
ter an. Ich frage wozu? Weil es eine propagandisti­
sche Vorsicht ist, weil es eine Gefahr wäre, zu einer 
gemeinsamen Interessenvertretung von Arbeitern 
und (Bauern zu kommen. 

Wir werden aber den Ansätzen der Gruppe 7 
unsere Zustimmung geben. (Abg. Karl L a c k n e r : 
„Na, also, endlich!") Ich wäre schon früher fertig ge­
worden, wenn Sie nicht so viel Zwischenrufe ge­
macht hätten. Ich möchte noch einmal mit dem Ap­
pell abschließen, man möge doch wirklich einmal 
versuchen, zu einer gemeinsamen Interessenvertre­
tung zu kommen. Versuchen Sie es einmal, viel­
leicht beim nächstjährigen Budget, einem sozialisti­
schen Redner nicht gleich massiert mit 20 Zwischen­
reden entgegenzutreten in dem Augenblick, wo er 
etwas über die Landwirtschaft sagt. Versuchen Sie 
einmal eine gemeinsame Plattform zu sehen und 
wir würden über eine solche bestimmt zu einer Lö­
sung kommen, die beiden Parteien, Arbeitern und 
Bauern zugute kommt. Es gibt Beispiele dafür in 
Europa, wo die Bevölkerung mit dieser Vorgangs­
weise nicht schlecht gefahren ist. Es gibt solche Bei­
spiele für eine gemeinsame Interessenvertretung in 
Europa — ich meine natürlich das freie Europa — 
für Bauern und Arbeiter, die nicht nur diesen beiden 
Ständen, sondern dem ganzen Volk zugute gekom­
men sind. 

Aber in dem Augenblick, wo man das sagt, wen­
det sich Abg. Hegenbarth dagegen und versucht, 
den Eindruck aufkommen zu lassen, Sie wären ohne­
hin bereit dazu, einen solchen Weg mit uns zu 
gehen. Versuchen Sie zur Eintracht zu kommen und 
es wird hier dem Bauernstand in einigen J ah ren 
dann auch besser gehen. (Beifall bei SPÖ.) 

Abg. Neumann: Hoher Landtag! Der Abg. Edlin-
ger hat sich für die Sozialisten zum Debattenredner 
für die Bauernschaft gemacht. Ich habe an ihn in 
diesem Zusammenhang zwei Fragen zu stellen. Er 
erklärte, d ie Landwirtschaftsförderung des Landes 
Steiermark pro Betriebseinheit beträgt 859 S, im 
Gegensatz zu Ober- und Niederösterreich, das über 
eine viel s tärkere ÖVP-Mehrheit verfügt und wo 
die Landwirtschaftsförderung pro Betriebseinheit 
459 S bzw. 304 S beträgt. Ich glaube, daß die hohe 
Dotierung der Landwirtschaft in Steiermark deshalb 
gerechtfertigt ist, da wir im Gegensatz zu Ober-
und Niederösterreich über ausgesprochen alpine 
Verhältnisse verfügen und diese hinsichtlich ihrer 
Fruchtbarkeit weit hinter der Fruchtbarkeit des 
Bodens von Ober- und Niederösterreiich zurückste­
hen, die ausgesprochene Agrarländer sind. 

Ich möchte Sie fragen, wie hoch ist die Landwirt­
schaftsförderung im sozialistisch geführten Land 
Kärnten? Sie betrug 14 Millionen Schilling insge­
samt! bei einem Budget von 500 Millionen und dies 
im Lande Kärnten, das über viele Kleinbetriebe und 
ganz alpine Verhältnisse verfügt. Sie haben den 

Maschinenhöfen das Wort geredet, daß diese sich 
ausgesprochen erfolgreich ausgewirkt haben. 

Ich möchte auch hier wieder das Land Kärnten als 
Beispiel erwähnen, u. zw. ist Kärnten nicht nur das 
Land der vielen Seen, der vielen Naturschönheiten, 
sondern auch das Land der v ie len kommunalen Ma­
schinenhöfe. Diese kommunalen Maschinenhöfe in 
Kärnten haben zweierlei erreicht: erstens ein ge­
waltiges Defizit im Lande Kärnten und zweitens 
eine große Unzufriedenheit innerhalb der Kärntner 
Bauernschaft. Ich war vor einiger Zeit in Sankt 
Leonhard und habe dort festgestellt, daß hier gegen 
das Stubalpengebiet noch ganze Bergbauerngebiete 
nicht durch Wege erschlossen sind. Ich habe da ge­
fragt und meiner Verwunderung darüber Ausdruck 
gegeben, daß dieses Gebiet noch nicht wegmäßig 
erschlossen ist. In der Steiermark ist kein einziges 
Gebiet, das wegmäßig so wenig erschlossen wäre . 
Ich habe mich darüber gewundert, weil Kärnten eine 
sehr bauernfreundliche Einstellung durch die Ma­
schinenhöfe bewiesen hat. Uns wäre lieber, wurde 
mir gesagt, Kärnten täte nicht so viel für die Ma­
schinenhöfe und würde etwas mehr für die Wege 
ausgeben. Von den Maschinenhöfen haben wir bis 
jetzt noch nichts bemerkt, daß sie uns Vorteile ge­
bracht hätten. Ein Bauer dort hat mir erklärt, uns ist 
eigentlich bei den Gemeinderatswahlen in der so­
zialistischen Gemeinde auch einmal erklärt worden, 
daß wir einen Weg erhalten werden. Seither aber 
haben wir vom Wegbauen nichts mehr gehört. Im 
Bezirk Voitsberg gibt es auch einige sozialistisch 
geführte Landgemeinden. Vor einiger Zeit war ich 
in einer solchen Gemeinde bei einer Bauernver­
sammlung. Da steht ein Gemeinderat auf und führt 
Beschwerde darüber, daß der Gemeindehaushalt für 
die Maschinenhöfe 32.000 S Ausgaben hatte und nur 
18.000 S als Einnahmen für den Zweck zu ver­
zeichnen waren. Ja, habe ich gesagt, das ist auch 
den Bauern zugute gekommen. Was hat er mir dar­
auf zur Antwort gegeben? Ich habe den Maschinen­
hof das ganze Jahr überhaupt nicht beansprucht. 
Und der zweite und dritte der anwesenden Bauern 
sagte mir dasselbe. Der Maschinenhof und vor allem 
der Traktor werden von der Bauernschaft dieser 
Gemeinde kaum in Anspruch genommen. Und ich 
mußte feststellen, daß der Maschinenhof fast aus­
schließlich für die Beförderung von Kohle und zu 
gewerblichen Zwecken benützt wird. Hier haben 
Sie ein Beispiel, Herr Abg. Edlinger, wie die Bauern 
in der sozialistischen Gemeinde denken, das sind 
Ihre positiven Auswirkungen der Maschinenhöfe 
für die Bauernschaft. 

Zum Schluß eine Anfrage an Herrn Abg. Hans 
Brandl, der erklärte, daß die Dotierungen für die 
Eigenheime der Landarbeiter mit 800.000 S gänz­
lich unbefriedigend und unzureichend sind. Die Do­
tierung ist sicherlich nicht hoch und könnte höher 
sein, wir sind damit jedoch einigermaßen zufrie­
den. Ich möchte Sie da noch fragen: Wieviel gibt 
die Arbeiterkammer, die über viel mehr Gelder 
verfügt, nachdem sie ein viel größeres Ausmaß hat , 
wieviel gibt diese für die Eigenheime der Arbeiter 
aus? Bei den Sprechstunden im Industriegebiet von 
Voitsberg, da kommen zu mir nicht nur Bauern und 
Landarbeiter, sondern auch Bergarbeiter, Bauarbei-
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ter und andere. Wenn ein Landarbeiter zu mir 
kommt und sagt: Mir fehlen für den Ausbau 
noch ein paar tausend Schilling fünftausend oder 
zehntausend, ob ich ihm nicht helfen könne, ich 
wendete mich vertrauensvoll an Herrn Präsidenten 
Brandl, ich konnte feststellen, daß ich in jedem ein­
zelnen Fall noch immer helfen konnte; fünftausend 
oder zehntausend Schilling und auch mehr hat der 
einzelne bekommen, und wenn ein Bergarbeiter zu 
mir kommt, ob ich nicht auch ihm helfen könnte, 
oder ein (Bauarbeiter, der sich ein Eigenheim baut, 
so tue ich dies. Ich habe jedoch bei der Arbeiter­
kammer immer nur verschlossene Türen vorgefun­
den. 

Hoher Landtag! Ein altes Sprichwort besagt, daß 
man von seinem Nächsten nur soviel an Leistun­
gen verlangen kann, als man selbst in der Lage und 
bereit ist zu leisten und auf diese Leistungen der 
Sozialisten, auf die warten viele Arbeiter und vor 
allem die gesamte Bauernschaft bis heute noch ver­
gebens. (Beifall bei ÖVP.) 

Landesrat Prirsch: Hoher Landtag! Vorerst zum 
Unterabschnitt 716 einige Worte, nämlich über das 
Feuerwehrwesen! Der Herr Abg. Pichler hat bereits 
einen ausführlichen Bericht über die Tätigkeit der 
steirischen Feuerwehren im laufenden Jahr gegeben. 
Ich möchte nicht versäumen zu bemerken, auch im 
Namen des Referates und der Landesregierung, daß 
wir diesen steirischen Feuerwehrmännern für ihre 
Einsatzbereitschaft im Katastrophengebiet überaus 
dankbar sein müssen und ich freue mich, daß diese 
Dankbarkeit auch im Budget sichtbar zum Aus­
druck kommt, und zwar durch die Mehreingänge 
aus der so oft umstrittenen Feuerschutzsteüer. Es ist 
immerhin möglich gewesen, die Mittel für die 
Feuerwehren um fast 1 Vs Millionen zu erhöhen. Ich 
glaube, daß es damit auch möglich sein wird, die 
Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, daß — 
wie der Herr. Abg. Pichler dagelegt hat — bei den 
Feuerwehren noch so viele alte und unzulängliche 
Fahrzeuge laufen, wenigstens zum Teil abzubauen. 

Hoher Landtag, in dieser Gruppe 7 befinden sich 
auch die landwirtschaftlichen Schulen. Auf diesem 
Gebiet des landwirtschaftlichen Aus- und Fortbil­
dungswesens ist das Land Steiermark führend in 
Österreich. Es ist überaus erfreulich, daß in den 
letzten Jahren eine große Anzahl von Anstalten er­
dichtet werden konnte und daß wir heuer den gro­
ßen und schönen Bau von Grottenhof-Hardt der Be­
nützung übergeben konnten. Ich möchte fast sagen, 
noch erfreulicher ist es, daß der Andrang zu diesen 
Bildungsstätten ein überaus großer ist. Wir haben 
jetzt in unseren Fachschulen — die Anstalten von 
St. Martin, die Landesrat Prof. Koren führt, gar nicht 
berücksichtigt — 540 Besucher angemeldet und muß­
ten 210 Anmeldungen wegen Platzmangels abwei­
sen. Das ist sicher auch ein gutes Zeichen dafür, 
daß die steirische Landjugend größten Wert auf 
eine entsprechende fachliche und charakterliche Aus­
bildung legt. Ich sage das dem Hohen Landtag na­
türlich mit dem Hintergedanken, daß wir, so schwer 
es uns auch fallen mag, doch auch noch für eine Aus­
weitung auf diesem Gebiet Sorge tragen müssen. 

In diesen Rahmen fällt im a.-o. Voranschlag, wo 
die Post festgesetzt ist, der Ausbau von Grottenhof 
und Hafendorf. 

Ich darf sagen, daß die Steiermark auch einen Ma­
schinenhof als Lehrwerkstätte führt. Die Besucher­
zahlen für diese 3wöchigen oder 14tägigen Kurse 
sind nicht inbegriffen in dieser Zahl, die ich genannt 
habe. Die Lehrwerkstätte in Alt-Grottenhof wird 
sehr zahlreich besucht, vor allem werden diese 
Kurse veranstaltet in Zusammenarbeit mit der stei­
rischen Landarbeiterkammer und es ist von dieser 
Seite nicht unberechtigt der Wunsch an mich heran­
getragen worden, daß wir auch hier für eine wei­
tere Aufnahmemöglichkeit Vorsorge treffen sollen. 
Inwieweit sich dieser Wunsch erfüllen läßt, wird 
von der Budgetlage des Landes abhängen. 

Nun zu der großen und allgemeinen Agrardebatte! 
Der Herr Präsident Wallner hat in klarer und auch 
von allen Seiten anerkannten Form die wichtigsten 
Probleme — bei Gott aber nicht alle —, die die 
Land- und Forstwirtschaft beschäftigen, im Hohen 
Haus dargelegt. Es haben sich auch die übrigen Red­
ner zum Teil sehr eingehend und zum Teil in Ver­
mengung und begreiflicher Vermischung mit ande­
ren Problemen mit diesen Einzelfragen beschäftigt. 
Wir haben die Tatsache zur Kenntnis zu nehmen, 
daß, und das ist niemals bestritten, durch die ge­
samte gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwick­
lung die Landwirtschaft zwangsläufig — ich gebe 
zu, nicht nur bei uns, sondern in der gesamten freien 
Welt — in Schwierigkeiten kommt. Es ist eine Tat­
sache, daß sich der Anteil der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung mehr und 
mehr senkt und das ist menschlich, ich möchte nicht 
sagen politisch, überaus begreiflich. Ich will gar 
nicht von Parteien und politischen Mehrheiten re­
den, aber es ist eine Tatsache, daß eine Minderheit, 
und das ist in diesem Fall der bäuerliche Lebens­
kreis, in eine wirtschaftlich schwierige Situation 
kommen muß. 

Es hat auch der Herr Präsident Dr. Stephan sehr 
richtig darauf hingewiesen, daß es oft so ist, daß 
verhältnismäßig der sogenannte einfache Mensch, 
der kleine Mann, diesen wirtschaftlichen Schwierig­
keiten und Gegebenheiten des Bauerntums und der 
Landwirtschaft oft sehr viel Verständnis entgegen­
bringt, daß aber gewisse gehobene Kreise — Dr. 
Stephan spricht von Intelligenzkreisen — der Land­
wirtschaft sehr ablehnend gegenüberstehen. Ich muß 
sagen, ich zweifle nicht, daß z. B. der Herr Abg. 
Edlinger es mit seinen Äußerungen sehr ehrlich 
meint, ich muß aber zugleich sagen, beim Abg. 
Rösch habe ich diese Meinung zwar auch noch, aber 
doch mit gewissen Einschränkungen. Ich bin der 
Auffassung, daß der Herr Abg. Rösch es vielleicht 
zum Teil ehrlich meint, zumindest dort, wo er sich 
bemüht, wirtschaftliche Fragen mit politischen zu 
koordinieren. 

Wir haben da zuerst einmal das heiß umkämpfte 
Gebiet der Milch. Wenn man heute die Sozialisten 
hört — und wir haben ja heute dank Ihrer Bemü­
hungen das Vergnügen und die Freude gehabt, diese 
Diskussionen zu führen — so ist es letzten Endes 
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doch eine Freude festzustellen, daß auch Sie an 
diesen Dingen einen solchen Anteil nehmen. Und 
damit glaube ich, Herr Kollege Rösch, nähere ich 
mich Ihren Ausführungen wenigstens zum Teil. 
Aber, meine Damen und Herren, Sie müssen uns 
doch zugeben, daß die breite Masse der Bevölke­
rung und vor allem jene Teile, die es betrifft, also 
Konsumenten und Produzenten, außer h ö r e n , 
Gott sei Dank auch d e n k e n können. 

Wenn man heu te die Dinge so hinstellt, als ob 
nur die politische Widerspenstigkeit oder die poli­
tische Engherzigkeit oder der Monopolanspruch des 
ßauernbundes oder der ÖVP diese Milchffage und 
ihre Lösung verhindert hätten, dann muß ich schon 
sagen, dann muten Sie dem gesunden Menschenver­
stand etwas viel zu. Schauen Sie nur etwas zurück! 
Das sozialistische Organ der Steiermark hat am 
1. Oktober 1955, also vor der letzten Milchpreis­
erhöhung im J ah re 1956, folgendes geschrieben, 
und zwar aus einer Rede des Herrn Vizekanzlers —• 
damals noch Nationalrat — Dr. Pittermann: „Der 
österreichische Bauernbund hat mit voller Unter­
stützung der ÖVP-Presse eine Erhöhung des Milch­
preises verlangt. Die vom ÖVP-Bauernbund vor­
geschlagene Milchpreiserhöhung würde daher der 
Landwirtschaft — o Schreck und Graus! — Mehr­
einnahmen verschaffen." Meinen Sie, daß wir Ihnen 
glauben können, derselbe Dr. Pittermann würde vor 
Sorge zerfließen, damit er unseren Milchpreis er­
höhen kann? Das können Sie unserer Bevölkerung 
in Stadt und Land doch nicht zumuten. (Abg. 
R ö s c h : „Dr. Kamitz hat wörtlich dasselbe er­
klärt.") Ich werde noch mehr vorlesen müssen. Sie 
dürften nicht die ganz richtigen Unterlagen haben. 
Sie haben die „Kleine Zeitung" gehabt. Bei Ihnen 
ist die Landwirtschaft klein geschrieben. 

Vielleicht darf ich da noch etwas sagen, ohne die 
Zeitungen zu bemühen. Sie haben z. B. ein Schrei­
ben angeführt und haben gesagt, in Schweden sei 
die Milchfrage durch eine entsprechende Senkung 
des Milch- und Butterpreises für die Konsumenten 
zur Zufriedenheit aller gelöst worden. Ich kann das 
nicht überprüfen. Ich weiß aber aus sicherer Quelle, 
daß Schweden mit der sozialistischen Regierung 
heuer Butter um 3'20 Schwedenkronen nach Eng­
land geliefert hat, während im Inland der Konsu­
mentenpreis 7'45 Schwedenkronen betrug. Der Un­
terschied ist der, daß man in Schweden das nicht 
den Bauern angerechnet hat, sondern daß man hier 
durch staatliche Zuschüsse die Ausfuhr entspre­
chend subventioniert hat. Aber Sie werden natür­
lich sagen, die „Neue Zeit" von 1955, das ist nicht 
mehr das Richtige, das ist schon lange vorbei. Ich 
habe mir daher den „Arbeitsbauernbündler" vom 
21. Juni 1958 hergenommen und was wird hier ge­
schrieben? 1. Seite, offiziell von jenem Teil Ihrer 
Partei, der eigentlich die agrarpolitischen und wirt­
schaftlichen Fragen vertreten soll, der diese Dinge 
in Ihrem Kreis mundgerecht machen soll. Ich glaube, 
das soll die Aufgabe des „Arbeitisbauernbündlers" 
sein. Was schreibt nun der österreichische „Arbeits­
bauernbündler"? Er schreibt: „Vor Jahren, als der 
sogenannte Milchkrieg auf dem Höhepunkt stand, 
da haben wir den Vorschlag eines Milchpreises von 

S 170 je Liter gemacht. Das war im Jahre 1956. 
Bei diesem Milchpreis wäre die mit dem Milchpreis 
von S 1'90 e ingetretene Milchschwemme nie einge­
treten. Heute ist es so weit, daß der Milchpreis für 
die Produzenten mit S 1'70 nach 2 Jahren praktisch 
Wirklichkeit wird." Sie können uns und der Bevöl­
kerung doch nicht weismachen, daß Sie jetzt plötz­
lich Ihr Herz wegen des 15-Groschen-Krisenfonds 
entdeckt haben, während Sie im Juni dieses Jahres 
noch erklärten, man hät te den Bauern nie mehr ge­
ben dürfen als S 170. Wissen Sie, was diese 20 Gro­
schen für die österreichische (Bauernschaft seit 1956 
ausmacht? Das macht 600 Millionen S aus, und Sie, 
lieber Herr Kollege Rösch und ich, werden noch auf 
diese noble Begründung zurückkommen. Sie sagen, 
jetzt müssen die a rmen Bauern 190 oder 170 Millio­
nen Schilling zahlen. Wenn es nach Ihnen gegan­
gen wäre, würden wir auch diese Milchschwemme 
gehabt haben, nur mit dem Unterschied, daß wir 
dann von den vom Arbeitsbund ver t re tenen S 170 
auch noch die 15 g abziehen hä t ten müssen. Das ist 
doch die Wahrheit . (Zwischenruf: „Das ist eine Ver­
mutung.") Das ist keine Vermutung. Ich glaube des­
halb, daß man hier in dieser Frage wirklich nicht 
allzu laut nur Propaganda machen soll, weil man 
damit nicht nur dem Arbeitsbauernbündler nicht 
nützt, sondern auch der Organisation und der Partei 
nicht nützt, wenn man wirklich unwahr ist. 

Ich möchte bei der Gelegenheit auch auf eine 
zweite Frage eingehen, auf die Frage des Land­
wirtschaftsgesetzes. Auch hier wird versucht, die 
Dinge so darzustellen, als ob erstens die Uneinig­
keit in der ÖVP das Gesetz wesentlich verhindert 
hätte und zweitens, die maßlosen Forderungen der 
ÖVP oder des Bauernbundes es mit sich gebracht 
hätten, daß die Sozialisten diesem Landwirtschafts­
gesetz nicht zustimmen können. Nun, ich muß sagen, 
das Marktordnungsgesetz ist nicht mit dem letzten 
Entwurf identisch. Der letzte Entwurf, zu dem sich 
die ÖVP in ihrer Gesamtheit bekannt hat, würde 
der Landwirtschaft und damit der Volkswirtschaft 
Vorteile bieten. Daß sich der Landwirtschaftsminister 
gewehrt hat, daß praktisch die Verlängerung der 
bereits seit J ah ren vorhandenen Wirtschaftsgesetze 
als Landwirtschaftsgesetz bezeichnet wird, ist selbst­
verständlich, (Abg. R ö s c h : „Aus optischen Grün­
den!") Wir können der Bevölkerung mit Recht sa­
gen, das Landwirtschäftsgesetz ist am Widerstand 
der Sozialistischen Partei gescheitert. Ich bin nicht 
so leichtgläubig wie die sozialistische Korrespon­
denz, die mit Stolz und Zynismus erklärt hat, „das 
Landwirtschaftsgesetz ist endgültig erledigt und ab­
gelehnt". Aber Sie reden beim Landwirtschaftsge­
setz mit Vorliebe von den Marktordnungsparagra­
phen. Uns wäre es vor allem darauf angekommen 
und wird es darauf ankommen, daß auch der grüne 
Bericht in Österreich aufscheint. Ich weiß, Sie haben 
an der Planung und Bewirtschaftung nur so lange 
Interesse gehabt, so lange die Not war und so lange 
man mit diesem Gesetz die Not bekämpfen, aber 
auch der Landwirtschaft den gerechten Lohn und 
Preis vorenthalten konnte. Weil wir für die Not 
Verständnis gehabt haben, haben wir diese Bestim­
mungen mit beschlossen, und weil wir uns seit 1945 
immer in dieser von Ihnen klar geschilderten 
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Zwangslage befunden haben. Vielleicht war es im 
allgemeinen gut so, für die Landwirtschaft jedenfalls 
brachte es nu r Nachteile. Und wenn die sogenannte 
Koalition oder wie immer Sie diese Zusammenarbeit 
bezeichnen wollen, in Österreich zum Scheitern 
kommt, dann nicht zuletzt deshalb, weil das Opfer 
dieser Koalition seit Jahren, und nicht erst seit dem 
Landwirtschaftsgesetz, die österreichische Landwirt­
schaft ist. 

Ich habe hier auch eine parteifreie Zeitung, den 
„Volksboten". Ich glaube sie dürfte auf derselben 
Ebene l iegen wie die „Kleine Zeitung". Eine völlig 
freie und unabhängige Zeitung. Dieser Volksbote, 
der oft auch den Sozialisten sehr entgegenkommt, 
schreibt in seiner Nummer vom 4. Oktober: „2 Jahre 
lang bemühen sich die österreichischen Bauernver­
treter um das Landwirtschaftsgesetz. 2 Jahre lang 
blockieren es die Sozialisten schon. Sie können sich 
nicht gut darauf ausreden, die Situation nicht zu 
kennen. Sie kennen auch die Notwendigkeit, zu der 
es gebieterisch drängt. Wann werden sie daraus 
die Konsequenzen ziehen? Wir hoffen, ehe es zu 
spät ist." 

Hohes Haus! Aber der „Arbeitsbündler" schreibt 
am 15. November 1958 unter der großen Überschrift 
„Perserteppiche in Bauernhäusern" einen Artikel. 
Ich weiß nicht, ob das der Klimaverbesserung dient. 
(Abg. R ö s c h : „Da haben Sie recht, wie man in 
den Wald ruft, tönt es zurück!") Ich weiß nicht, wo 
diese Zeitung gelesen wird. Wahrscheinlich nicht 
nur in Ihrer Partei. Ob da nicht in völliger Un­
schuld in den Reihen der Wiener Leitung der Ein­
druck entsteht, ja, wenn der „Arbeitsbauernbündler" 
schon als Überschrift bringt, „Perserteppiche in 
Bauernhäusern", dann hört sich doch alles auf und 
da reden die Bauern noch immer davon, daß sie 
ihren Krisenfonds nicht zahlen wollen. Daß dann 
natürlich, Hohes Haus, noch die übliche klassen­
kämpferische Differenzierungsmethode folgt, ent­
spricht das auch noch Ihren Gedankengängen, die 
Sie zum Ausdruck gebracht haben? 

Nun, Hohes Haus, ich darf vielleicht auch noch 
auf eine Frage zurückkommen, die uns in der Steier­
mark große Sorgen bereitet und die überhaupt in 
Österreich in Hinblick auf die kommende europäi­
sche Wirtschaftsgemeinschaft viele Schwierigkeiten 
br ingen wird, nämlich die Frage des Kleinbesitzers 
und die Frage der Bergbauern. Man kann sich zu 
dem Standpunkt bekennen, dieser Kleinbesitz — 
an dem Ihnen nach den Ausführungen des Herrn Ab­
geordneten Edlinger scheinbar doch etwas liegt — 
hat heute im Zeitalter der Sputniks keine Berechti­
gung mehr. Die Besitze in schlechten Lagen haben 
auch keine Berechtigung mehr. Man kann sich, 
wie gesagt, zu dieser Auffassung bekennen, aber 
wenn man sich dazu bekennt, dann darf man für 
die übrige Wirtschaft nicht so düstere Prognosen 
stellen, wie das Ihr Generalredner gemacht hat, 
sondern man muß der festen Überzeugung sein, 
daß die übrige, die industrielle und gewerbliche 
Wirtschaft in der Lage sein werden, nicht morgen 
und übermorgen, sondern auch schon heute , ent­
sprechende zusätzliche Kräfte aus der Landbevöl­
kerung aufzunehmen. Dann dürfen wir unsere 

Landjugend nicht mehr in landwirtschaftliche Schu­
len schicken. Wir müssen sie schließen und sagen, 
geht in d ie Fabriken, denn die österreichische In­
dustrie und das österreichische Gewerbe sind der­
art krisenfest, daß einige tausend Arbeitskräfte 
mehr oder weniger gar keine Rolle spielen. Man 
kann diesen kleinen Existenzen das Wirtschaften 
nicht auf der einen Seite unmöglich machen und 
auf der anderen Seite von den kommenden Schwie­
rigkeiten, die sicher auch zum Teil kommen werden, 
reden, und man kann nicht sprechen von der Woh­
nungsnot, wenn man die Leute von dort, wo Woh­
nungen sind, abwirbt und vertreibt. (Rufe: „Sehr 
richtig!") 

Wir müssen die Dinge immer im gesamten Zu­
sammenhang betrachten und nicht nur von einer 
Seite. Deshalb muß ich wieder sagen, es schaudert 
mich, wenn ich die „Arbeiterzeitung", Ihr offizielles 
Blatt vom 18. September 1958 in die Hand nehme; 
also in einer Zeit, wo die Milchfrage, wo das Land­
wirtschaftsgesetz, wo Dr. Pittermann seine Bemer­
kungen zur Landwirtschaft groß geschrieben hat, 
zur gleichen Zeit schreibt das offizielle Blatt der 
Sozialistischen Partei: „Bergbauernfrage ohne My­
thos: Man wird diesen Leuten — gemeint sind die 
Bergbauern — die nur als Rentner der Gesamtheit 
bei schwerer Arbeit kärglich existieren können, 
einen besseren Dienst erweisen, wenn man sie in 
andere Produktionszweige hinüberführt, wo ihre 
Leistungen besser verwerte t werden. Eine wohl­
organisierte Aufforstung der von der Landwirtschaft 
aufgelassenen Böden unterbindet auch die Gefahr 
der Entwaldung und sichert eine weit ergiebigere 
Nutzung. Alle rührseligen Argumente von der „ge­
heiligten Heimat" und daß jeder Bergbauer als „Kin­
derproduzent" und als „Standschütze für die Frei­
heit" erhalten werden muß, sind in Wirklichkeit nur 
Vorwände für den zynischen Versuch einer Minder­
heit, die Landleute einzuordnen; sie sollten leben, 
wie vor 200 Jahren. Auch das Argument, daß wir 
die Lohnarbeit der Bergbauernhöfe nicht entbehren 
können, wackelt sehr, da gerade die Bergbauern in 
ungünstiger Lage über ihre eigene Selbstversor­
gung hinaus nie e twas Nennenswertes auf den 
Markt liefern." Ich muß sagen, das ist nicht nur so­
zialistisch, das ist Materialismus und Marxismus in 
Reinkultur. 

Hohes Haus! Ich muß die Klarheit und die Wahr­
heit, wie sie sich u n s zeigt, ins Licht stellen, viel­
leicht bringt das die Möglichkeit besseren Zusam-
menfindens, dies vor allem dann, wenn auch Sie 
hier, bevor Sie sich an uns wenden, ein e i g e n e s 
„mea culpa" sprechen. In der „Zukunft", einer so­
zialistischen Monatsschrift für Politik, Wirtschaft 
und Kultur, schreibt ein Herr Ernst Guggenbacher 
über „Die Grenzen der Landwirtschaft". Er behan­
delt u. a. das Kapitel über Landflucht. „Käme man 
den Wünschen der Landwirtschaft nach einer ver­
stärkten Produktion zu weit nach, so würde" — hö­
ren S i e '— „die segensreiche Landflucht noch mehr 
gedrosselt und eine Überproduktion tritt ein mit 
einem viel zu hohen Aufwand." Ich möchte nur 
wünschen, Hohes Haus, daß uns in Österreich auch 
in den kommenden Jahrzehnten die Sorge wegen 
der Überproduktion auf landwirtschaftlichem Gebiet 
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bedrängte und nicht einmal die Zeit, das Leben 
geht sehr rasch dahin, mit dem Gegenteil uns Sor­
gen bringt. 

Hohes Haus! Wenn ich also hier diese Presse­
stimmen zusammenfasse, dann muß ich schon sagen, 
man wird es nicht nur uns, sondern der gesamten 
Bevölkerung in Stadt und Land sehr schwer ma­
chen, den Sozialisten zu glauben, daß sie nun aus­
gesprochene Bauernfreunde geworden sind. Es hat 
Präsident Wallner sich mit diesem Flugblatt „Stei-
risches Landvolk" befaßt, ich bin Abg. Edlinger sehr 
dankbar, daß er gesagt hat, das haben wir gemacht, 
hier kommt das nicht zum Ausdruck. (Abg. W e ­
g a r t : „Das ist der Gimpelfänger Rösch.") (Abg. 
R ö s c h : Wir können doch die Bauern nicht als 
Gimpeln bezeichnen, Wegart!") Hier wird versucht, 
das ist nicht zu bestreiten, mit fliegenden Fahnen 
für die Parteipolitik Stimmung zu machen. Ich muß 
sagen, warum bleiben Sie nicht bei Ihrer bekannten 
Organisation? Warum nennen Sie sich jetzt „Steiri-
sches Landvolk?" Läßt das nicht auch gewisse Ver­
mutungen offen? Haben Sie mit ihrem „Arbeits-
bauernbund" schon abgehaust, daß Sie es jetzt 
unter einer neuen Organisation versuchen. Die Pro­
minenten sind ganz dieselben wie beim Arbeits-
bauernbund. Ich will mich nicht in Ihre Sachen ein­
mischen, es ist das einer so großen Partei, wie Sie 
es sind, unwürdig, daß Sie es immer wieder ver­
suchen, durch sogenannte neutrale Organisationen 
Fuß zu fassen. 

Hohes Haus! Ich bin der Meinung, daß erstens 
einmal die Frage der Milchwirtschaft einer entspre­
chenden Ordnung zugeführt werden muß. Ich würde 
nicht wünschen, daß wir bei der Milchwirtschaft 
nicht einen gewissen Exportüberschuß haben. Für 
die gesamte Versorgung Österreichs ist es immer­
hin besser, daß wir — selbst auf Kosten des hart 
e rrungenen Milchpreises — gewisse geringe Men­
gen ausführen. Nun zu einer Frage noch! Wir sind 
für jede Aktion zu haben und würden es begrüßen, 
wenn die Butter auf den Margarinepreis gesenkt 
werden könnte. Was wir aber verlangen müssen, 
ist, daß der Betrag von 1 Schilling 90, der der Bau­
ernschaft offiziell zugestanden wurde, auch unter 
solchen Verhältnissen garantiert ist. Wenn Vize­
kanzler Dr. Pit termann erklärt — er erklärt auch 
sehr gerne —-, wir garantieren der österreichischen 
Landwirtschaft die 1 Schilling 90, dann werden wir 
zu allem bereit sein. Dann kann der Herr Sozial­
minister oder die ganze Regierung die Butter ver­
werten, wie sie will. Bis jetzt, und da könnte ich 
Ihnen noch einige Zeitungsartikel zitieren, hat die 
ganze Spiegelfechterei um den Milchpreis von Ihrer 
Seite nur einen Zweck gehabt: den Milchpreis von 
1'90 herunterzudrücken, zumindestens auf Kosten, 
die der „Arbeitsbauernbündler" uns noch im Juni als 
das Alpha und Omega angeboten hat, nämlich, auf 
170. Im übrigen würde ich doch bitten, daß sich der 
Herr Vizekanzler bei derartigen Fragen ' e inen 
neuen Berater sucht. Herr Abgeordneter Rösch, ich 
habe fast die Vermutung, daß er dabei Ihnen in die 
Hände gefallen ist. Das würde ihn ja auch entschul­
digen.' Wä re er dem Edlinger in die Hände gefal­
len, würde er besser beraten sein. (Abg. R ö s c h : 

„Aber eine Verdrehung -muß hineinkommen!") 
Wenn Sie sagen, Sie sind nicht dabei gewesen, dann 
will ich das gerne zur Kenntnis nehmen. 

Hoher Landtag, darf ich noch ganz kurz auf die 
Ausführungen hinsichtlich der Landarbeiterkammer 
zurückkommen. Ich freue mich, daß der Abgeord­
nete Hans Brandl dem Abgeordneten Präsidenten 
Gottfried Brandl das Zeugnis ausgestellt hat, daß es 
in der Landarbeiterkammer korrekt zugeht. Aber 
das haben wir schon immer gewußt, auch schon vor 
der letzten Kammerwahl. Ich darf Ihnen versichern, 
Herr Abg. Hans Brandl, wir werden den Wohnungs­
bau der Landarbeiter so wie bisher auch weiterhin 
aus dem allgemeinen Fonds gern unterstützen. Es 
sind nicht wenige Land- und Forstarbeiter, die durch 
die Wohnbauförderung schon zu einem Häuschen 
gekommen sind. Wir werden diesen Weg gerne 
fortsetzen und wenn die Landarbeiterkammer auch 
verstärkte Wünsche hat, dann werden wir ange­
sichts der Lage, die Sie geschildert haben, auch si­
cherlich die Dinge forcieren, denn ich bin überzeugt, 
daß wir so dem sozialen Wohnungsbau am besten 
dienen können. Aber wenn Sie einen Antrag ge­
stellt haben, den Sie dann wieder fallen ließen, 
nämlich, die Mittel der Kleinlandwirtehilfe heraus­
zunehmen, dann kann ich dazu nur sagen, daß man 
nicht einem armen Teufel e twas wegnehmen und 
es dafür dem anderen geben soll. Da müssen Sie 
sich schon bessere Objekte aussuchen als ausgerech­
net die kleinen Landwirte. Ich habe schon im Aus­
schuß Gelegenheit gehabt, darüber zu sprechen. Ich 
glaube, daß ich das ausführlich getan habe. Wenn 
Sie sagen, daß Sie mir da nicht ganz trauen, so be­
dauere ich das aufrichtig, aber wie gesagt, ich darf 
versichern, wir bemühen uns wirklich, möglichst ge­
recht diese Mittel zu verwal ten und zu verteilen. 
Der Durchschnittssatz beträgt bei diesen Kleinland-
wirtebeihilfenempfängern 4900 S; damit kann man 
wirklich nicht allzu große Sprünge machen. 

Hoher Landtag, lassen Sie mich abschließend noch 
einmal die Statistik zur Sprache bringen. Es ist fest­
gestellt, daß die Landwirtschaft — der Herr Präsi­
dent Stephan behauptet 34%, nach meinen Zahlen 
sind es 38°/o — der in ganz Österreich geleisteten 
Arbeitsstunden verrichtet. Dafür erhält sie 13*2°/o 
des Volkseinkommens. Heute ist die Frage der Un­
terbewertung in der Landwirtschaft nicht mehr eine 
Frage der Wirtschaft, sondern sie ist eine Frage der 
sozialen Gerechtigkeit geworden. Ich glaube, daß 
man diese Dinge einmal von diesem Ständpunkt aus 
betrachten soll. Wenn selbst im Parlament unwider­
sprochen hingenommen wurde, daß heute das Ein­
kommen der in der Landwirtschaft als volle Ar­
beitskraft Tätigen — und ich darf sagen, daß die 
Bäuerin hier nur zur Hälfte gerechnet ist — mit 
einem Betrag von monatlich 685 S anzunehmen ist, 
Hohes Haus, dann müßte das eigentlich auch der Re­
gierung ob mit oder ohne Koalition zu denken ge­
ben, und dann dürften solche Dinge, wie das Land­
wirtschaftsgesetz und die Milchfrage nicht zu einer 
Frage der politischen Haltung, sondern nur mehr 
zu einer solchen der sozialen Gerechtigkeit gemacht 
werden. Ich glaube, daß diese Zahl, diese 685 S als 
Einkommen für eine volle Arbeitskraft in der Land­
wirtschaft doch jedem zu denken geben muß. 
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Hoher Landtag, ich danke Ihnen allen für die Auf­
merksamkeit und darf noch einmal darauf hinwei­
sen, daß niemand so groß und so mächtig in diesem 
Land ist, daß er sich nicht auch mit diesen Proble­
men beschäftigen müßte und ich bin auch überzeugt, 
daß niemand so gering und so einflußlos im Lande 
ist, daß er nicht auch auf diesem Gebiet durch sein 
gutes Herz oder seinen klaren Verstand zur Lö­
sung dieser schwierigen Fragen bei tragen könnte. 
(Lebhafter Beifall.) 

Abg. Wurm: Ich hä t te mich nicht zu Worte gemel­
det, wenn mich nicht Herr Abgeordneter Neumann 
herausgefordert hätte. Ich habe noch die Zeit in Er­
innerung, wo die Vertreter der Landwirtschaft er­
klärten, die Löhne der Arbeiter seien viel zu hoch, 
es könne den Bauern nur besser gehen, wenn die 
Forderungen der Arbeiter unterbunden werden. Es 
wurden daraufhin die Löhne reduziert und die Ar­
beiter konnten noch viel weniger die Produkte des 
Bauern kaufen. 

Diese Auseinandersetzungen zwischen den Bau­
ern und den Arbeitern führten dann zu den Ereig­
nissen des Jahres 1934. Ich kam damals zur Über­
zeugung, daß die Bauern und Arbeiter sich nicht be­
kämpfen sollten, sondern daß es notwendig ist, 
daß Bauern und Arbeiter zusammenstehen. Kann der 
Bauer seine Produkte absetzen, dann wird er umge­
kehrt der Industrie die Waren abkaufen und die Ar­
beiter haben Arbeit und Verdienst. 

Wir haben uns im Hause schon einige Male mit 
Fragen der Landwirtschaft beschäftigt. Ich kann mich 
erinnern, daß Herr Landesrat Prirsch schon einige 
Male die Schwierigkeiten, besonders der Bergbau­
ern, aufzeigte und wie schwierig es ist, diesen 
Kleinbauern zu helfen. Früher war es möglich, daß 
die Bergbauern im Winter Loden erzeugten, jetzt 
ist auch das nicht mehr möglich, da die Fabriken 
den Loden wesentlich billiger herstellen können. Zu 
dem gleichen Preis müßten die Bauern verhungern. 
Die Frage, wie können wir den Bauern für die Dauer 
retten und ihm helfen, kann noch niemand beant­
worten. Im Bezirk Voitsberg, in dem ich aufgewach­
sen bin, gab es damals im Ort Köflach 15 große 
Bauernhöfe, die zur Gänze verschwunden sind. Die 
Bauern haben in der Industrie und im Gewerbe 
ihren Unterhalt gefunden und ihre Höfe aufgege­
ben. In der Gegend von Söding und Stallhofen habe 
ich bekannte Bauern. Von einem Hof sind die Eltern 
gestorben, nun haben 7 Kinder das Erbe übernom­
men und nun gibt es Schwierigkeiten bei der Tei­
lung. Ich weiß noch nicht, wie dieser Streit enden 
wird und ob der Besitz in den Händen eines der 
Kinder verbleiben wird. Diese Teilung zerstückelt 
immer mehr landwirtschaftliche ßetriebsflächen und 
zum Schluß bleibt nichts mehr übrig, was lebens­
fähig wäre. Es ist sicher ein ernstliches Problem, 
das wir zu behandeln haben und es müßte mit Über­
legung behandel t werden. 

Wenn wir zur Milchproduktion Stellung genom­
men haben, so deshalb, weil wir der Meinung sind, 
daß die Bauern, auf Bundesebene gesehen, nicht 
richtig planen. Ich könnte mir vorstellen, daß in Nie­
derösterreich der Getreidebau forciert wird, wo­

gegen in der Steiermark die Viehzucht und die 
Milchproduktion zu fördern wäre. Gebirgsbauern 
können zum Großteil kein Getreide bauen, für sie 
bleiben nur die Viehzucht und die Milchwirtschaft. 
Wenn man die Statistiken ansieht, dann findet man, 
daß sowohl in Niederösterreich als auch in Ober­
österreich die Milchproduktion ständig steigt. Nach 
meiner Auffassung wäre es möglich, sich doch zu 
einigen, daß der Gebirgsbauer Viehzucht betreibt 
und Milch produziert und im großen Ausmaße im 
flachen Gebiet Getreide gebaut wird. 

Herr Abgeordneter Neumann wirft der Arbeiter­
kammer vor, daß sie keine Beträge für den Wohn­
hausbau zur Verfügung stellt. Ich stelle hiezu fest, 
daß die Arbeiterkammer noch keinen Groschen vom 
Land in i rgendeiner Form erhalten hat und die Ver­
treter der Arbeiterkammer haben auch noch keine 
Unterstützung angefordert. Die Arbeiterkammer lei­
stet auch für die steirische Wirtschaft Dienste, so 
wie die Gewerbekammer. Die Gewerbekammer be­
kommt hiefür auch ihre Anerkennung in Form von 
Unterstützungsbeträgen. Hier im Hause kann kein 
Abgeordneter den Vertretern der Arbeiterkammer 
den Vorwurf machen, daß die Geldmittel der Arbei­
terkammer nicht richtig verwendet werden. Die Bei­
träge für die Kammerumlage werden von allen 
Fraktionsangehörigen, soweit sie kammerzugehörig 
sind, bezahlt, daher ist die s tärkste Fraktion, und 
zwar die sozialistische Fraktion, der Meinung, daß 
auch alle ein Kontrollrecht über die Ausgaben ha­
ben. Es ist daher ein Kontrollsystem eingerichtet, in 
dem alle Fraktionen vertreten sind. Herr Landes­
hauptmann Krainer hat einmal zwangsläufig die Ar­
beiterkammer übernehmen müssen, er müßte mir 
bestätigen, daß die Kassengebarung in vollster Ord­
nung durchgeführt wurde. Hätten wir die notwen­
digen Geldmittel, dann möchten wir auch Mittel für 
den Wohnhausbau zur Verfügung stellen. (Abg. Dr. 
R a i n e r : „Ein Kammergebäude müssen Sie bau­
en!") Ja, wir mußten Räume schaffen, damit wir 
Wohnungen frei bekommen. In Liezen machte man 
uns ja den Vorwurf, daß wir für unsere Kanzlei­
räume den Mietern Wohnungen nahmen. Auch in 
Leibnitz müssen wir ein Kammergebäude errichten, 
da wir derzeit in einem Gebäude sind, welches der 
Handelskammer gehört. Herr Kammeramtsdirektor 
Kurzbauer traf mit mir eine Vereinbarung, solange 
zuzuwarten, bis das kammereigene Gebäude fertig­
gestellt ist. In Kürze werden wir in Leibnitz ein 
Kammergebäude erbauen und der Handelskammer, 
die diese von uns heute benutzten Räume dringend 
benötigt, zurückstellen. Es wurde auch das Kammer­
gebäude und das Saalgebäude in der Straucher­
gasse errichtet. Wir brauchen daher die Geldmittel, 
um Räume zu schaffen, die die Arbeiterbetreuung 
dringend benötigt. Sowohl die Landwirtschafts­
kammer als auch die Landarbeiterkammer bekom­
men vom Land Zuschüsse für den Zweck, daß sie 
Darlehen für Wohnhausbauten gewähren. Insge­
samt sind dies 6'2 Millionen Schilling. Soweit wir 
die Finanzgebarung der Landwirtschaftskammer 
kennen, werden von den Mitgliedern 18 Millionen 
Schilling eingezahlt, wogegen die Personalkosten 
allein 21 Millionen Schilling betragen. Sie kann da­
her von den Mitteln, die sie von den Mitgliedern 
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einnimmt, überhaupt keine Zuschüsse bezahlen. Die 
Landarbeiterkammer nimmt insgesamt 2 Millionen 
Schilling ein, muß den Beamtenapparat bezahlen 
und gewährt Darlehenszuschüsse von rund 3'8 Mil­
lionen Schilling. Diese Beiträge stellt das Land zur 
Verfügung und die Landarbeiterkammer nimmt nur 
die Verteilung vor. 

Ich möchte Herrn Abgeordneten Neumann nur 
sagen, daß es notwendig ist, daß Arbeiter und Bau­
ern zusammenstehen. Nur dann kann es in Öster­
reich und in der Steiermark eine Aufwärtsbewe­
gung der Wirtschaft geben. Wenn wir uns aber 
gegenseitig bekämpfen, dann wird der steirischen 
Wirtschaft und noch viel weniger der steirischen 
Bevölkerung geholfen sein. (Beifall bei SPÖ.) 

2. Präsident Operschall: Eine weitere Wortmel­
dung liegt nicht vor, ich erteile daher dem Herrn 
Berichterstatter das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. Ebner: Hohes Haus! Es 
wurde in sechsstündiger Dauer über die Gruppe 7 
verhandelt . Ich will der Hoffnung Ausdruck ver­
leihen, daß alle die Wünsche, welche berechtigter­
weise zum Vortrag gebracht wurden und welche 
beweisen und bestätigen, daß eine Gruppe von Men­
schen in unserem Lande den anderen Gruppen weit­
aus zurückgestellt ist, ihre Erfüllung finden, daß 
hier ein Ausgleich erfolgen kann. Zu diesem Zweck 
wünschen wir sehnlichst, daß bei Erstellung des 
nächsten Budgets die Finanzlage des Landes so sei, 
daß alle berechtigten Wünsche, welche heute hier 
vorgetragen wurden, entsprechend berücksichtigt 
werden und daß sie im Budget dann ihren Nieder­
schlag finden. Das würde nicht nur der Bauernschaft 
und den Kleingewerbetreibenden, sondern dem ge­
samten steirischen Volke dienen. 

Ich darf namens des Finanzausschusses den An­
trag stellen, den Ansätzen, wie sie in der Budget­
vorlage verzeichnet sind, Ihre Zustimmung zu ge­
ben. 

Präsident: Ich schreite zur Abstimmung und er­
suche die Abgeordneten, die der Gruppe 7 mit den 
beantragten Abänderungen ihre Zustimmung geben, 
eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Gruppe 7 ist a n g e n o m m e n . 

Wir kommen zur 

Gruppe 8: „Wirtschaftliche Unternehmen und 
Beteiligungen." 

Berichterstatter ist Herr Abg. E r 11. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Ertl: Hoher Landtag! Die 
Gruppe 8 beinhaltet in Abschnitten und Unterab­
schnitten die Landesbahnen, Unternehmen der Ver­
kehrsförderung, land- und forstwirtschaftliche Un­
ternehmen, die da sind die landwirtschaftlichen Be­
triebe, forstwirtschaftliche Unternehmen, dann wei­
ters industrielle und gewerbliche Unternehmen und 
sonstige Unternehmen. Die gesamten Ausgaben be­
tragen 45,170.900 S, die gesamten Einnahmen 
13,993.300 S. Der Finanzausschuß.hat sich auch mit 

der Gruppe 8 eingehend befaßt und die einstimmige 
Genehmigung beschlossen. 

Ich beantrage, das Hohe Haus wolle der Gruppe 8 
seine Zustimmung geben. 

Abg. Dr. Assmann: Hoher Landtag! Die Gruppe 8 
befaßt sich mit wirtschaftlichen Unternehmungen 
und Beteiligungen des Landes, also mit jenen Be­
trieben land-, forstwirtschaftlicher und gewerblicher 
Art, bei denen das Land Steiermark beteiligt oder 
zur Gänze Eigentümer ist. Bevor ich im Zusammen­
hang damit auf einige Unternehmen zu sprechen 
komme, möchte ich mir gestatten, einen grundsätz­
lichen Standpunkt der ÖVP in der Frage der Be­
teiligung öffentlicher Gebietskörperschaften an wirt­
schaftlichen Unternehmungen darzulegen. 

Nach unserer Meinung soll eine öffentliche Ge­
bietskörperschaft wirtschaftsfördernd wirken, eine 
öffentliche Gebietskörperschaft soll in wirtschaft­
lichen Belangen eine entsprechende Initialzündung 
geben, sie soll ferner dort ordnend eingreifen, wo 
es im Interesse und zum Wohle aller gelegen ist. 
Die öffentliche Hand soll aber nie in den Fehler ver­
fallen, zu glauben, sie könnte ein wirtschaftliches 
Unternehmen besser und sparsamer führen, als dies 
der Private zu tun in der Lage ist. Es gäbe eine 
Reihe von Beispielen, aus denen nachzuweisen 
wäre, daß die öffentliche Hand nicht immer sehr 
glücklich da und dort gewirtschaftet hat. 

Meine sehr, verehrten Damen und Herren, Sie 
müssen berücksichtigen, daß, wenn die öffentliche 
Hand den Unternehmer spielt, auf gewisse Dinge 
Rücksicht zu nehmen ist, die in der normalen Wirt­
schaft eigentlich wegfallen können. Stellen Sie sich 
nur vor, wie oft dabei die Politik eine Rolle spielt 
und wie sehr auf den Proporz da und dort geachtet 
werden muß. Ich glaube, daß wir wohl uns zu der 
Meinung bekennen werden müssen, daß letztlich die 
fachliche Leistung als einzige zu entscheiden hat. 
In bezug auf die Wirtschaftsförderung, die dem 
Lande und auch dem Bunde gegeben ist und die si­
cherlich auch in den letzten J ahren schon entspre­
chende Ansätze und Bemühungen gezeigt hat, darf 
ich feststellen, daß wir uns weiterhin größte Mühe 
geben müssen, uns für die Wirtschaft einzusetzen. 
Ich hoffe, daß diese Tendenz, die immerhin in der 
Steiermärkischen Landesregierung zu spüren ist, 
auch im nächsten Jahr anhalten wird. 

Unter Wirtschaftsförderung vers tehe ich auch 
zum Beispiel, daß vom Staat eine Zollpolitik be­
tr ieben wird, die es der inländischen Wirtschaft 
ermöglicht, auch mit der ausländischen konkur­
renzfähig zu bleiben. Die Agrarpolitik darf auch 
nicht vergessen werden und auch nicht die Steuer­
politik, die nicht nur für den Augenblick, son­
dern auch für die weitere Zukunft die Entwick­
lung der Wirtschaft sichern soll. Vielleicht darf 
ich dazu das Beispiel aus dem Landwirtschafts­
sektor anführen, daß eine Kuh, die gemolken wer­
den soll, auch gut mit Futter versorgt werden muß. 
Wenn die öffentliche Hand i rgendwo an der Wirt­
schaft Beteiligung hat, dann muß sie diesen Dingen 
Rechnung tragen, wie dies im Fall der Steweag zu 
geschehen hat. Das Land ist zur Gänze Eigentümer 
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und kann natürlich verlangen und auch erfreulicher­
weise feststellen, daß von diesem Unternehmen, das 
nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt 
wird, sparsam und intensiv gewirtschaftet wird. Das 
geht auch aus dem iBericM der Steweag hervor. Es 
geht auch daraus hervor, daß die Steweag in der 
Lage ist, neue Kraftwerke aus eigenem zu finanzie­
ren, nicht nur zum Glück für das Unternehmen, son­
dern für alle, die darin beschäftigt sind. Auch an­
läßlich der letzten Strompreisregelung ist es gerade 
der Steweag möglich gewesen, diese in einem 
äußerst erträglichen Ausmaß zu halten. Außer, daß 
wir als Land darauf zu sehen haben, daß die Ste­
weag wirtschaftlich und sparsam geführt wird, ist 
es auch unsere Pflicht, diesem Unternehmen auch 
für die Zukunft eine gewisse Entwicklungsmöglich­
keit zu sichern. Das Land muß auch daran interes­
siert sein, daß wir unseren gesamten Strombedarf 
an Art und Menge durch eine eigene Landesgssell-
schaft decken können und den Preisvorteil, den wir 
gehabt haben, wollen wir uns auch für die Zukunft 
sichern. Wir haben schon dadurch eine Einbusse 
erlitten, daß uns durch das 2. Verstaatlichungsge­
setz das DKW Voitsberg genommen wurde, was 
mit ein Grund ist, daß die S teweag zum Teil zusätz­
lichen und teuren Strom von der Verbundgösell-
schaft kaufen muß. 

Es wird also unsere Aufgabe sein, wie ich schon 
erwähnt habe, die Entwicklung dieses Unterneh­
mens auch für die Zukunft zu sichern und sofern es 
sich um Wasserkraftwerke handelt, glaube ich, daß 
alle hinreichend darüber informiert sind, wo die 
einzige Möglichkeit für einen weiteren Ausbau be­
steht. Erfreulicherweise darf ich feststellen, daß 
vom Aufsichtsrat der Steweag vor einigen Tagen 
beschlossen wurde, daß in Altenmarkt an der Enns 
ein neues Kraftwerk gebaut wird. Ich halte es für 
notwendig, daß die Landesregierung sich auch da­
hingehend wirtschaftsfördernd einschaltet, daß man 
der Steweag auch irgendwie zu bedenken geben 
muß, daß im Hinblick auf den immer größer wer­
denden Kohlenvorrat es doch zweckmäßig wäre, 
doch noch i rgendwo ein Dampfkraftwerk außer dem 
jüngst in Pernegg errichteten zusätzlich aufzustellen. 
Im Interesse des Rückganges beim Kohlenbergbau 
könnte ich mir vorstellen, daß es sich in diesem Fall 
nur um ein kalorisches Kraftwerk auf Kohlenbasis 
handeln kann. 

Wenn ich schon davon gesprochen habe, daß der 
Kohlenbergbau im Rückgang begriffen ist, so' ist 
es vielleicht interessant, hiebei zu erwähnen, daß 
dies nicht nur eine österreichische Erscheinung ist, 
sondern daß dies auch für das Ausland, im beson­
deren für Westdeutschland in den letzten Monaten 
zutrifft. Die Investit ionen im Kohlenbergbau in den 
letzten Jahren waren vor allem darauf abgestimmt, 
die Produktion mengenmäßig zu erhöhen, man hat 
aber dabei die Verbill igung und Rationalisierung 
nicht so sehr im Auge gehabt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
wir daran interessiert sind, unsere steirische Koh­
lenwirtschaft entsprechend zu unterstützen, so 
könnte ich mir vorstellen, daß wir z. B. Kraftwerke 
im Raum von Bergla auf Kohlenbasis aufstellen 
könnten. Eis ist natürlich schon so, daß die Umstel­

lung auf kalorischen Strom weitere Auswirkungen 
mit sich bringt, aber diese sind dann eben gegen­
seitig abzuwägen. Was die Überproduktion an 
Kohle betrifft, darf ich noch darauf hinweisen, daß 
die Einfuhr von Kohle nach Österreich mit 5/4 Mil­
lionen Tonnen pro J ahr wirklich sehr hoch ist, aber 
eben in Handelsverträgen so feistgelegt wurde. In 
den letzten 10 Jahren ist oft von einer 10%igen Be­
schränkung gesprochen worden,, die sicher e twas für 
sich hätte, aber vor Ablauf des Staatsvertrages ist 
da bestimmt nichts zu ändern. Es wäre auch zu be­
rücksichtigen, daß, wenn 10% weniger Kohle inner­
halb der Handelsverträge nach Österreich kommen 
würden, daß sich das auch auf die andere Industrie 
auswirken könnte. Sicher würde dann im Gegen­
wert von 500.000 Tonnen Kohle andere Ware nicht 
mehr exportiert werden können und das würde un­
ter Umständen auch den Abbau von Arbeitskräften 
bei anderen Betrieben nach sich ziehen. 

Diese wirtschaftlichen Fragen in einer Patentlö­
sung zusammenzubringen, ist nicht einfach und es 
muß allen Ernstes studiert werden, bei uns neue 
Industrien aufzubauen, die Verwertungsmöglichkei­
ten für Kohle haben. Nicht richtig erscheint es mir, 
wie in der letzten Zeit öfter gesagt wurde, daß man 
dem Erdgas die Schuld gibt, daß weniger Kohle 
verbraucht wird. Es mag wohl die Ursache hiefür 
sein, aber wir müssen in Österreich, besonders in 
der eisenschaffenden Industrie, froh sein, wenn wir 
von dem gesamtösterreichischen Aufkommen, wel­
ches zwischen 1'2 und 1'4 Milliarden m3 liegt, 
250 Millionen m3 in die Steiermark bekommen. Es 
wäre im Zusammenhang damit ganz besonders die 
steirische Ferngas-Ges. m. b. H. zu nennen, die ein 
Beispiel dafür ist, wie sich die öffentliche Hand in 
einem solchen Fall verhalten soll. Vom Land Steier­
mark, bzw. vom Herrn Landeshauptmann Kramer, 
möchte ich sagen, kam in diesem Fall durch die 
Gründung dieser Gesellschaft die Initialzündung 
und das Land Steiermark hat sich auch beim Erstel­
len der Gesellschaft beteiligt, allerdings nur mit 
kleinen Anteilen, so daß es nun gewissermaßen als 
Gesellschafter in diesem Unternehmen beteiligt ist, 
genauso wie die Stadtgemeinde Graz auch und so--
mit die Interessen innerhalb dieser Gesellschaft ver­
treten werden. Wenn es die eisenschaffende Indu­
strie besonders begrüßt, daß dieses Erdgas in die 
Steiermark kommt, so hat zum Beispiel gerade dies­
bezüglich der Herr Vizekanzler Dr. Pit termann kürz­
lich bei einem Besuch der Kohlengruben in Ober­
österreich erklärt, daß es uns in 10 J ahren leid tun 
wird, daß wir dieses Heizgas verheizen. Herr Vize­
kanzler Dr. Pittermann, der sich anscheinend überall 
auskennt, aber abgesehen davon sicher Recht ha­
ben kann, hat erklärt, daß man in 10 Jahren darauf­
kommen wird, daß dieses Erdgas einer besseren 
Verwendung zugeführt werden kann. Soweit ich 
informiert bin, kann ein Teil des anfallenden Erd­
gases nicht konserviert werden, muß verbraucht 
werden, der andere Teil, der in Erdgaslinsen vor­
kommt, würde uns ein heikles Problem bringen, 
weil dieses Erdgasvorkommen von den Nachbarn, 
den Tschechen bereits angestochen wird. Wir müs­
sen daher hier den, wirtschaftlichen Realitäten Rech­
nung t ragen und das Gas entsprechend ausnützen. 
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Sollten sich später andere' Verwendungsmöglichkei­
ten ergeben, so wird die österreichische Wirtschaft 
sehr froh sein, darauf zurückkommen zu können. 

Abschließend darf ich also noch einmal darauf 
hinweisen, und ich glaube, es kann nicht oft genug 
gesagt werden, die Gebietskörperschaft soll sich 
von wirtschaftlichen, gewerblichen und industriellen 
Unternehmen fernhalten und nur dort eingreifen, 
wo es im allgemeinen Interesse notwendig ist. Es 
würde ja auch sonst der kuriose Fall eintreten, daß 
die öffentlichen Körperschaften denjenigen konkur­
renzieren, der letzten Endeis ihnen die Steuer zu 
zahlen hat. Natürlich treffen diese Grundsätze nicht 
für jene Betriebe zu, die vornehmlich Leer- und 
Schulungszwecken dienen, wie dies bei verschiede­
nen landwirtschaftlichen Betrieben in der Steier­
mark der Fall ist. Solche wirtschaftliche Unterneh­
mungen werden sicherlich dann und wann auch De­
fizite aufweisen, die, wenn sie in einem entspre^ 
chenden Rahmen liegen, noch zu rechtfertigen sind. 

Ich darf Sie bitten, in diesem Sinne unsere Ein­
stellung zur Beteiligung der öffentlichen Gebiets­
körperschaften an wirtschaftlichen Unternehmen 
zur Kenntnis zu nehmen. Gestatten Sie mir noch, 
daran zu erinnern, daß der Landtag in seiner 
37. Sitzung, am 29. Dezember 1955, einen Beschluß 
gefaßt hat, der folgendermaßen lautet: 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, zu über­
prüfen, inwieweit zwecks Einsparung im Landesvor­
anschlag Landesbetriebe bzw. Landesanstalten in 
private Hände abgegeben werden können." 

Ich weiß nicht, inwieweit von der zuständigen 
Abteilung entsprechende Bemühungen gemacht 
wurden und sich die Notwendigkeit dazu ergeben 
hat. Ich darf Sie noch einmal bitten, unsere grund­
sätzliche Einstellung zur Kenntnis nehmen zu wol­
len und sich' im Interesse des Landes Steiermark 
darnach zu halten. (Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Vinzenz Lackner: Hohes Haus! Ein Kapitel 
der Wirtschaftsförderung, daß auch schon Abg. 
Assmann gestreift hat, ist die Ausfallsbürgschaft für 
die steirische Ferngasgesellschaft. Ein wesentlicher 
Teil der wirtschaftlichen Förderungen des Landes, 
die Steiermärkischen Landeseisenbahnen wurden 
auch bereits erwähnt. Das unser Herr Landeshaupt­
mann die Initialzündung gegeben hat, daß die Fern­
gasleitung nach Steiermark kommt, ist bekannt. Im 
Sommer 1958 hat der Herr Landeshauptmann in 
Mitterdorf diesen Spatenstich, der als ein erfreu­
liches Zeichen für die steirische Wirtschaft ange­
sehen werden kann, vollzogen. Ferngas ist billiger 
und leichter zu gewinnen als Kohle und ob die in­
ländische Eisenindustrie, die viel Wertvolles zu ver­
walten hat, damit produzieren kann, die mit einem 
starken Konkurrenzkampf zu rechnen hat, steht noch 
dahin, denn auch unsere Kohle kann durch ihren 
Schwefelgehalt, insbesondere in der eisenverarbei­
tenden Industrie, nicht so sehr Verwendung finden 
und es muß viel Steinkohle eingeführt werden. 

Durch die Elektrifizierung der Bundesbahnen 
konnten viel Devisen erspart werden, die zum not­

wendigen Einkauf der Steinkohle gebraucht wur­
den, wir konnten also Steinkohle ersparen und da­
mit den Devisenankauf beeinflussen. Ich möchte 
aber nun eine Sorge der Bergarbeiter zum Aus­
druck bringen. Der Herr Landeshauptmann verwies 
darauf, daß durch die Steweag ein Kohlenkraftwerk 
erbaut, werden soll. Das braucht aber eine bestimmte 
Bauzeit und es ist nicht damit zu rechnen, daß die­
ses vor 1962 fertig ist, wohl aber damit zu rechnen, 
daß die Ferngasleitung im nächsten Frühjahr, durch 
die Schwierigkeiten am Semmering spätestens aber 
im Sommer, zur Verfügung stehen wird, so daß in 
der zweiten Hälfte dieses Jahres eine ernste Krise im 
Kohlenabisatz eintreten wird. Das ist keine über­
flüssige Sorge, das ist eine berechtigte Sorge und 
da ist vielleicht ein Fehler in der zeitgerechten Pla­
nung, daß man, wenn man Kohle übrig hat, auch das 
Kraftwerk fertig hat. Ein Kraftwerk auf Fohns-
dorfer Kohlenbasis zu errichten, ist eine Idee, die 
bereits 1948—1950 gebracht wurde und damals hat 
man das Kraftwerk im Lavanttal errichtet. 200.000 
Tonnen ungefähr der Kohlenförderung von Fohns-
dorf werden ab Sommer 1969 wahrscheinlich nicht 
mehr anzubringen sein. 

Ich möchte ganz kurz die Bedeutung des öster­
reichischen Kohlenbergbaues streifen. Seit wann 
wird Kohle in Österreich gewonnen? In England 
schon seit dem 9. Jahrhundert, in Deutschland seit 
dem 12. Jahrhundert, in Österreich aber erst seit 
Mitte des 17. Jahrhunderts. Die erste Kohlengrube 
war Münchberg 1606, Fohnsdorf sei 1670. Fohns­
dorf war schon einmal verstaatlicht, weil es dem 
k. u. k. Ärar gehört hat. Der Steinkohlenbergbau 
wird seit 1830 betrieben. Der österreichische Kohlen­
bergbau ijst vielfach von Krisen erschüttert worden, 
er hat schon in der Hälfte des 19. Jahrhunderts 
Rückschläge erlitten. Ein Aufblühen hatte die Ent­
wicklung der Eisenindustrie und der Eisenbahnen 
zur Folge. Ein anderer Stand ist damit untergegan­
gen. Wer erinnert sich nicht des Liedes: „Wenn der 
Kohlfuhrmann schnalzt." Das war seinerzeit, als 
man in die Hüttenbetriebe Kohle in Form von Holz­
kohle gebracht hat. Im Frühjahr, wenn die Wegver­
hältnisse es gestattet haben, ist der Kohlenfuhrmann 
durch das Land gefahren. Es gibt heute noch bereits 
verlassene Kohle-Straßen, wie im südsteirischen 
Land die Weinstraße. Und jetzt scheint es so, daß 
durch die Findung neuer Energiequellen wie Strom 
und Erdgas, wieder eine Umstellung erforderlich 
würde. Trotz allem ist das Zeitalter der Kohle nicht 
vorbei, denn die kann immer noch verwendet wer­
den zur Erzeugung elektrischer Energie. Je mehr 
Laufkraftwerke und Wasserkraftwerke wir haben, 
desto größer wird der Stromverbrauch und desto 
notwendiger wird auch der Ausgleich durch die ka­
lorische Energie. Den richtigen Wert der österreichi­
schen Kohle hat man erst seit dem Jahre 1918 er­
kannt, als uns mit dem Zerschlagen der österr.-ung. 
Monarchie die oberschlesischen und ungarischen 
Kohlengruben nicht mehr zugänglich waren. Auch 
nach 19118 war die österreichische Kohle der Schlüs­
sel zum Wiederaufbau und auch nach 1945, als wir 
wieder von allen anderen Gebieten abgeschnitten 
waren, war wieder die Kohle der Grundstein für den 
Wiederaufbau. In der Nachkriegszeit stand auch 
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der Bergmann wie viele andere mit leerem Magen 
da und mußte unter schwersten Bedingungen die 
Kohle fördern, damit die Allgemeinheit diesen Zu­
sammenbruch überdauern konnte. "Wir dürfen nicht 
vergessen, es wurden zusätzliche Tagschichten ver­
fahren, um Schulen, Spitäler und Ämter zu versor­
gen und den Verkehr und die Industrie wieder an­
zukurbeln, sogar Kinder haben damals Opfer auf 
sich genommen und haben Brotmarken gesammelt, 
um dadurch den schwer arbeitenden Bergmännern 
zusätzliche Nahrung zu verschaffen. Ich muß schon 
sagen, wenn das Lied vom braven Mann gesungen 
werden soll, dann soll es vor allem für den Berg­
mann gesungen werden. Auch der Herr Handels­
minister Bock, der kürzlich bei uns oben war und 
die Gruben besuchte, hat das betont. 

Es entsteht nun die Frage, wie lange haben wir 
noch Kohle und wie groß ist das Vorkommen? Nach 
den Aufzeichnungen haben wir noch 5 Millionen 
Tonnen Steinkohle, das ist eine kleine Menge im 
Vergleich zu anderen Staaten, wie z. B. Ungarn, das 
allein 800 Millionen Tonnen l iegen hat. Das Alter 
dieser Kohle wird auf 250 Millionen Jahre geschätzt. 
Es wird hier viel mit Millionen operiert in diesem 
Haus, aber immer nur mit Millionen Schilling und 
bei uns geht es immer um Millionen Jahre . Die 
Glanzkohle, von der wir in Österreich noch schät­
zungsweise 25 Millionen Tonnen haben, ist 50 Mil­
lionen Jahre alt und die Braunkohle im Kofi acher 
Revier, die ja jeder kennt, und von der wir nicht 
nur in Köflach, sondern in ganz Österreich noch ca. 
270 Millionen Tonnen haben, ist erst 10 Millionen 
Jahre alt. Insgesamt haben wir rund 300 Millionen 
Tonnen Vorräte . Die Jahresförderung betrug im 
Jahre 1937 rund 3% Millionen Tonnen, und jetzt 
be t rägt sie 6SU Millionen Tonnen. In 20 Jahren ist 
die Förderung durch die Modernisierung des Berg­
baues und die hohen Leistungen der Bergarbeiter 
um mehr als 100% gestiegen. Die Steiermark allein 
liefert davon 60"2°/o, Oberösterreich 19°/o, Nieder­
österreich, Burgenland und Tirol zusammen 2'3°/o, 
Kärnten 8"7%. Sie sehen, daß nicht nur das Eisen 
hauptsächlich aus der Steiermark kommt, sondern 
auch die Kohle. Es ist nur ein gerechter Ausgleich, 
wenn ein anderes Bundesland uns in Form von 
Erdgas auch etwas bringt. 

Es wird Sie interessieren, wieviel Bergbaue wir 
haben. Für Steinkohle haben wir 7, für Glanzkohle 
22 und für Braunkohle 37. Die Glanzkohle ist ein 
Mittelding zwischen Steinkohle und Braunkohle. 
Sie hat das Aussehen wie Steinkohle, hat auch ihre 
schlechten Eigenschaften, aber nicht ihren Heizwert. 
Ein Anthrazit-Bergwerk haben wir in Turrach, das 
hat die beste Kohle, dort arbeiten aber nur 25 Mann 
und die nur im Sommer, weil man im Winter den 
Anthrazit nicht zu Tal bringt. Die verstaatlichten 
Kohlengruben bringen den größten Anteil an der 
Produktion, nämlich 92°/o. Verstaatlicht sind von den 
Steinkohlenbetrieben ein Drittel, die anderen privat, 
von den Glanzkohlenbetrieben sind 3 verstaatlicht 
und 19 privat, von den Braunkohlenbetrieben sind 
18 verstaatlicht und 19 privat. Es gibt also noch eine 
Menge privater Kohlenbergbaue. Es ist nicht so, 
wie viele annehmen, daß alle verstaatlicht wären. 

Die 'Beschäftigungszahlen, um die es geht, wenn 
diese Umstellung erfolgen soll, sind auch interes­
sant. Insgesamt s ind 15.500 Bergarbeiter bei uns 
tät ig und 1200 Angestellte. Davon sind 9200 unter 
Tag und 1300 im Tagbau beschäftigt. 3800 Mann in 
Hilfsbetrieben über Tag und 1200 Mann in Neben­
betrieben. Es würde in diesem Rahmen zu weit 
führen, wenn ich noch über den Heizwert sprechen 
würde. Aber der Schillingwert ist auch interessant, 
denn der macht 1'3 Milliarden Schilling aus. 

Wenn ich nun auf meine eigene Grube von Fohns-
dorf zu sprechen komme, die in erster Linie mir am 
Herzen liegt, dann möchte ich auch hierüber einige 
Details bekanntgeben. Ich habe vor kurzem Ge­
legenheit gehabt, mit dem Herrn Landeshauptmann 
und dem Herrn Landeshauptmannstellvertreter diese 
Grube zu befahren. Unsere Grube ist zur Zeit 1100 m 
tief, sie ist die schwierigste und tiefste in Europa 
für Braunkohle. Die schwierigen Verhältnisse sind 
nicht nu r durch ihre Tiefe bedingt, sondern es 
kommt no'ch dazu, daß sie besonders zur Bildunn 
von Methangas und zur Staubentwicklung neigt, und 
zwar in solchen Mengen, wie es sonst nur bei Stein­
kohlengruben der Fall ist. Das führt dazu, daß dort 
unter besonders s trengen Schutzvorschriften gear­
beitet werden muß. Es dürfte nicht allen bekannt 
sein, daß wir im Jahre 1940 und dann 1943 in der 
Kriegszeit eine Explosion hatten, bei der 107 Tote 
zu verzeichnen waren. 1950 hatten wir wieder eine 
Explosion mit 3 Toten. Die letzte war im Mai mit 
4 Toten. Das geht so weiter. Trotz dieser Gefahr 
und dieses Schicksals liebt der Bergmann seinen 
Beruf und es bedrückt ihn nun die Sorge um seinen 
Arbeitsplatz. Sie machen sich keine Vorstellung, 
Kollegen, was es heißt, in einem 15 km langen und 
6 km breiten Bergbau zu arbeiten, wo der Berg­
mann 1000 Meter in die Tiefe fahren muß, bis er 
zu seinem Arbeitsplatz kommt, die Kohlenflözmäch­
tigkeit ist nie größer als 10 bis 12 Meter und an der 
geringsten Stelle 1 Vi Meter. Vielleicht stellen Sie 
sich einmal vor, wie diese Kohle dort zustande kam, 
wo vor Millionen Jahren noch mächtige Wälder 
standen. Wenn Sie sich vorstellen, daß heute ein 
Hochwald 2 Millionen Jahre liegen würde, so wären 
das erst 4 cm Kohle, das wäre ein Flöz, das noch 
gar nicht abbauwürdig wäre. Der Kohlenvorrat 
reicht noch 40 bis 50 Jahre sicher und weitere 
20 Jahre schätzungsweise. Es könnte also mit Recht 
auf Fohnsdorfer Kohlenbasis ein Kraftwerk erstellt 
werden, das noch 30 Jahre abdient. Die Bergleute 
werden allen jenen dankbar sein, die für diesen 
Bergbau versuchen, Vorsorge zu treffen, daß bis 
dorthin, wo die Kraftwerke laufen, die Kohle un­
tergebracht wird. 

Die Fohnsdorfer Kohle erfordert eine eigene Be­
handlung. Damit komme ich zu einem besonderen 
Kapitel. Heute hört man vielfach, infolge unver­
nünftiger Wirtschaft wären die Gruben von Fohns-
dorf zu schließen. Man kann den Bergbau in Fohns-
dorf nach zwei Episoden beurteilen, nach den 7 fet­
ten und nach den 7 mageren Jahren. In den 7 fetten 
Jahren, wo leichter ein Gewinn zu erzielen war, hat 
die Privatinitiative keine Rücklagen geschaffen für 
die Zeit, wie das bei den Gruben des öfteren ist, wo 
man mit anderen Verhältnissen rechnen muß. Wenn 
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bei einer zunehmenden Tiefe von 33 m die Wärme 
um 1 Grad steigt, ist die Temperatur bis 1100 m 
Tiefe 42 Grad, so ist das sehr warm. Das Bergge­
setz schreibt nun vor, daß man bei 30 Grad nur 
mehr 6 Stunden arbei ten kann: Es wurde dann 
künstlich diese Temperatur heruntergedrückt, aber 
die Temperatur so herunterzudrücken, ist doch nicht 
möglich, daß man 8 oder 7% Stunden arbeiten kann. 
Nun komme ich in dem Zusammenhang gleich dar­
auf, was unlängst in der Presse zum Lesen war. 
Die Kohlenverteuerung hänge damit zusammen, 
daß man mit 1. Oktober die 45-Stundenwoche ein­
geführt hat. Das stimmt nicht für Fohnsdorf, daß 
man dort die Kohle damit ver teuert hat, weil der 
größte Teil dieser Belegschaft nur mehr 6 Stunden 
arbeitet. Es ist komisch und wird manchem nicht 
eingehen, daß die Fohnsdorfer Bergarbeiter sehr 
vom Wet ter abhängen, fast so wie die Bauern. Des­
halb, weil wenn der Herbst warm ist und ein milder 
Winter ist, die Leute auch weniger auf Vorrat kau­
fen. Da nur 6stündig gearbeitet wird, spielt das mit 
eine Rolle, daß der Bergarbeiter bessere und an­
genehmere und weniger teure Arbeit hat. 

Es ist da noch ein anderes Kapitel, wenn man von 
der Preiserhöhung redet, und das ist die Förderung. 
Wenn man schaut, was gefördert wird, so ergibt 
sich, daß im September pro Schicht 2"4 t 1 Mann 
hervorgebracht hat, im Oktober 2'5 t, also daß um 
eine Zehntel Tonne pro Mann die Leistung gestie­
gen ist. Das allein widerlegt das Märchen von der 
Preissteigerung durch die 45-Stundenwoche. Der 
Bergmann ist durch seine Arbeit ein rauher Geselle, 
er hat eine rauhe Schale, in seinem Innern aber ist 
ein guter Kern. Denn, wie der Landeshauptmann 
sagte, es ist ein pechschwarzer Schlag, der in dieser 
Tiefe seiner Arbeit nachgeht, aber Kohle ist halt 
schwarz, nur hat der Herr Landeshauptmann das 
Bedauern ausgesprochen, daß sie nie unbedingt 
schwarz sind. Der Bergmann steht t reu zu seiner 
Heimat. 

Ich möchte-nun zurückkommen, auf die Oktober­
ereignisse 1950. Es wird gern behauptet, daß wir 
die Wegberei ter der Volksdemokratie und verschie­
denes Anderes sind. Daß da gerade der Bergmann 
einer ist, der für solche Dinge leicht empfänglich 
ist, er weiß, um was es sich dreht und hat das rich­
tige Gefühl, zu beurteilen, wer ehrlich ist und es auf 
weite Sicht gut meint. Da ist in der kritischen Zeit 
einer, weit davon entfernt als Sozialist verdächtigt-
zu werden, zum Bergdirektor gegangen, der hat 
mich rufen lassen und die Frage gestellt: „Soll ich 
die Gendarmerie schicken?" — „Die Zeit, wo die 
Bergarbeiter mit Gendarmerie in Schach gehalten 
wurden, ist vorbei, benützen Sie nicht die Gendar­
merie!", war meine Antwort . Die Menschen haben 
damals die Hände zusammengeschlagen und gesagt, 
Ordnung hier machen, das können nur die Sozia­
listen, wir von der ÖVP sind es nicht imstande. So 
war das damals. Die Bergarbeiter wurden im Ver­
laufe der Zeit sehr gedemütigt. Wir müssen heute 
stolz darauf sein, daß wir in Fohnsdorf eine Berg­
arbeiterschichte haben, die eine Stammarbeiter­
schichte ist, der Beruf des Bergarbeiters geht hier 
vom Urgroßvater auf den Großvater und über den 
Vater h inweg auf den Sohn. 

In dem Zusammenhang möchte ich nicht versäu­
men, auf etwas zurückzukommen, was die „Tages­
post" geschrieben hat, daß der ße rgmann in der 
Grube terrorisiert wird. Da schreibt die „Tagespost": 
„Seit einigen Wochen — der Anfang steht anschei­
nend im Zusammenhang mit dem Beginn des von 
den beiden marxistischen Parteien so ungemein ge­
hässig geführten Wahlkampfes (es handelte sich um 
Betriebsratswahlen) — werden im Fohnsdorfer 
Kohlenrevier Bergarbeiter, die sich nicht zur sozia­
listischen oder kommunistischen Gewerkschafts­
fraktion bekennen, systematisch terrorisiert, ange­
rempelt und beschimpft. Dabei ist gerade Fohns­
dorf ein Schulbeispiel für die schlechte Wirtschaft 
einer marxistischen Mehrhieit in der Gemeinde­
stube. Nichts kennzeichnet s tärker das Fiasko die­
ser Gemeindepolitik als die Tatsache, daß mehr als 
200 Wohnungssuchende Parteien vorgemerkt sind, 
darunter krasseste Elendsfälle. So müssen, um nur 
ein Beispiel herauszugreifen, in einem einzigen 
Raum zwei Familien mit insgesamt neun Personen 
hausen und zwei Männer aus diesen Familien ar­
beiten in der Grube. Dafür ist das an sich zu be­
grüßende Schwimmbad, das man allerdings nur im 
Juli und August — und dies nur an Sonnentagen — 
benützen kann, mit einem Millionenaufwand als 
Prachtbau erstanden. Nunmehr ha t ein Aktions­
komitee aus den Kreisen der ÖVP die Wohnraum­
beschaffung in die Hand genommen. Es verhandelt 
bereits mit der Alpine um Bereitstellung von Bau­
gründen, worauf eine Wohnungsgenossenschaft den 
Bau von 150 bis 200 Wohnungen auf der Grundlage 
des Wohnungseigentums in Angriff nehmen will." 
Es ist wenig erfreulich, Herr Kollege Hegenbarth, 
daß man so schreibt, nachdem andere das schon 
längst in die Tat umgesetzt haben, daß 200 auf die 
Wohnungen warten. Sie werden noch eine Weile 
warten, denn es stimmt nicht, daß 200 Wohnungs­
suchende es waren, beim Betrieb sind 300 angemel­
det und wenn man die Vorgemerkten auf der Ge­
meinde dazurechnet, werden es noch 450 wirklich 
Wohnungssuchende sein. Das beleuchtet die Not. 
Es sieht nicht danach aus, als ob bald eine Änderung 
käme. Aus diesen Verhältnissen in der Grube geht 
hervor, daß die Grube einer der schwierigsten Ar­
beitsplätze ist, denn der Verschleiß der Menschen 
ist dort am größten. Die Silikose macht den Berg­
mann vorzeitig arbeitsunfähig, so daß er schon mit 
jungen Jahren als Pensionist spazieren gehen muß; 
daher haben wir auch 800 Rentner. Wenn heute ein 
Bergmann pensioniert wird, bleibt ihm wenigstens 
das Dach als Dank gewahrt. Früher hat der Unter­
nehmer Wohnungen genug gehabt. Denn wenn ein 
Mann pensioniert wurde oder verunglückt ist, dann 
hat die Wi twe in 6 Wochen die Wohnung räumen 
müssen. Daß es das heute nicht mehr gibt, verdankt 
man den Betriebsräten. Daher haben wir aber auch 
die große Wohnungsnot . Seit 1956 haben wir v iele 
Wohnungen gebaut. Allein die Alpine hat Angehö­
rigen eine Siedlung mit 180 Wohnungen gebaut. 
Daß nichts geschieht, stimmt also nicht. 

Auch an das Schwimmbad möchte ich erinnern. 
Früher sind die Leute in die Pols baden gegangen, 
aber die ist heute von den Fabriken verseucht und 
gerade der Bergmann braucht viel Licht, Luft und 
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Sonne, weil er ein Drittel seines Lebens unter Tag 
verbringt. Daher ist ein Schwimmbad wirklich kein 
Luxus, das möchte ich mit aller Deutlichkeit unter­
streichen. Im Winter haben wir Schifahren und Eis­
schießen, aber trotzdem ist das Schwimmbad eine 
ganz wesentliche Einrichtung. 

Aber das hat keine Erregung ausgelöst, denn die 
wenigsten Bergarbeiter lesen die Tagespost, viel­
leicht dann, wenn eine Beilage dabei wäre mit dem 
Titel „Unter-Tagespost". Aber das hat einmal müs­
sen aufgezeigt werden, weil von einem Terror keine 
Rede ist. Der Herr ÖVP-Nationalrat Plaier hat mich 
einmal ersucht, ihm die Möglichkeit zu geben, im 
Betrieb Fohnsdorf vom Arbeiter- und Angestellten­
bund aus kandidieren zu können und er hat zu mir 
gesagt, laß mich doch einmal hineingehen. Ich habe 
gesagt, lieber Plaier, sehr gerne, aber daß ich Dir 
die Kandidaten aussuche, das geht nicht, die mußt 
Du selber haben. So schauen also die Dinge aus bei 
uns in Fohnsdorf. (Abg. W e g a r t : „Die Republik 
des Lackner!") 

Ich möchte, bevor ich das Kapitel abschließe, doch 
noch anbringen, daß die Ängste und Besorgnisse der 
Bergarbeiter zu Recht bestehen. Das wird niemand 
bestreiten und ich möchte den Herrn Landeshaupt­
mann bitten, dafür zu sorgen, gemeinsam mit den 
Regierungsmitgliedern in diesem Haus, daß der 
erste Spatenstich, den er getan hat, nicht ein Stich 
in das Herz des Kumpels wird. Im Zusammenhang 
damit möchte ich, bevor ich schließe, noch eine Rich­
tigstellung vorbringen. Der Bergarbeiter wird ärzt­
lich betreut und die Ärzte haben natürlich hervor­
ragendes zu leisten. Denn unter dem Temperatur­
unterschied von außen und der Grube leidet der 
Bergarbeiter sehr. Wenn es im Winter draußen 
15 Grad minus hat, dann hat es drinnen 30 Grad 
plus und diesem Temperaturunterschied von 45 Grad 
ist der Bergmann zweimal am Tag ausgesetzt. Das 
greift die Gesundheit natürlich sehr an. 

Auch durch den Fall, den ich gestern hier ange­
führt habe und der ein Einzelfall ist, wird die vor­
bildliche Leistung der Ärzte nicht herabgemindert. 
Mir ging es darum, daß durch eine Systemänderung 
die Aufteilung der Mittel gerechter vor sich geht 
und damit auch eine gerechte Honorierung der Ärzte 
herbeigeführt wird. Es sitzen hier in diesem Hohen 
Haus Mitglieder auch auf Ihrer Seite, die genau 
wissen, um was es sich dabei gedreht hat und daß 
es ein Einzelfall ist, den ich da gemeint habe. Wenn 
die Presse das mißverstanden hat, muß ich das sehr 
bedauern. Nicht die Ärzte in ihrer Gesamtheit wa­
ren damit gemeint, sondern ein einzelner Fall. (Bei­
fall bei SPD'.) 

Landesrat DDr. Blazizek: Hohes Haus, meine Da­
men und Herren! Im Finanzausschuß wurde anläß­
lich der Debatte über die Gruppe 8 der Befürchtung 
Ausdruck gegeben, daß die Landesforste überschlä­
gern. Daran wurde die an sich richtige Schlußfolge­
rung geknüpft, daß das Land es nicht notwendig 
hät te, Überschlägerungen vorzunehmen in einer 
Zeit, in der die Bauern ihrerseits zurückhaltend 
sind, um der s inkenden Tendenz der Holzpreise ent­
gegenzuwirken. Ich möchte nicht haben, daß diese 

Befürchtung etwa verbreitet wird und deshalb 
möchte ich Ihnen kurz über die landesforstlichen 
Schlägerungen berichten. 

Unser landesforstlicher Besitz im Norden der 
Steiermark umfaßt e twa 30.000 ha. Sie gliedern sich 
in zwei Forstverwaltungen, Admont und St. Gallen. 
Der genehmigte Einschlag für die Forstverwaltung 
Admont seitens der Landesforstinspektion beträgt 
jährlich genau 12.060 Festmeter in der Hauptnut­
zung. In der Vor- und Zwischennutzung gibt es nur 
ein sogenanntes Mindestsoll. Geschlägert wurden 
in der Hauptnutzung im Jahre 1957 10.788 Fest­
meter gegenüber dem Soll und im Jahre 1953 
10.860 Festmeter. Dabei ist zu bemerken, daß wir 
gerade in Admont und in St. Gallen große Schaden­
holzanfälle gehabt haben. Die Schadenholzungen in 
Admont betrugen 2000 Festmeter in diesen beiden 
Jahren. In den letzten 5 Jahren haben wir 36 km 
autobefahrbare Forststraßen errichtet und allein 
durch die Errichtung dieser Straßen mußten 1400 
Festmeter ausgeschlägert werden. In St. Gallen sind 
in der zweiten Forstverwaltung die Verhältnisse 
ähnlich. Dort ist der genehmigte Einschlag in der 
Hauptnutzung 18.195 Festmeter, geschlägert wur­
den 18.672 im J ah re 1957 und im J ah re 1958 19.344, 
wobei wir besonders schwere Windschäden in die­
sen Gebieten gehabt haben. Eine überschlägerung 
ist also wirklich nicht zu befürchten, da wir im 
ganzen Bereich der Forste 650.000 Festmeter über 
100jährigen Bestand haben. Wir müssen jährlich in 
den Landesforsten 65.000 Festmeter schlagen, um 
in 10 Jahren das Holz wegzubringen, das schon über 
100jährigen Bestand hat. Dazu möchte ich noch sa­
gen, daß wir seit 1955 rund 2 Millionen Waldpflan­
zen für neue Kulturen und Nachpflanzungen aus­
gesetzt haben. 

Wenn ich nun schon zu diesem Punkt kurz Stel­
lung genommen habe, will ich die Gelegenheit nicht 
vorübergehen lassen, dem bisherigen Forstdirektor 
unserer Landesforste; Hofrat Dipl. Ing. Derntler, der 
mit Ende dieses Jahres aus dem Dienste scheidet, 
den besonderen Dank auszusprechen. Er ist ein her­
vorragender Forstmann, der durch viele Jahrzehnte 
bestens im Dienste des Landes gearbeitet hat. Ich 
möchte aber auch danken den Arbeitern und Ange­
stellten der Landesforste in St. Gallen und Admont 
für das, was sie im abgelaufenen Jahr im Dienste 
des Landes getan haben. (Allgemeine Zustimmung.) 

Präsident: Wortmeldung liegt keine mehr vor, 
ich ersuche daher die Abgeordneten, die dem An­
trag des Herrn Berichterstatters zustimmen, eine 
Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 8 ist angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur 

Gruppe 9, „Finanz- und Vermögensverwaltung." 

Berichterstatter ist Abg. G r u b e r. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Berichterstatter Abg. Gruber: Hoher Landtag! Wir 
kommen zum Kapitel 9, Finanz- und Vermögensver­
waltung, jener Gruppe in unserem Landesvoran­
schlag, aus der die Mittel für die anderen Gruppen 



560 30. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 18., 19. und 20. Dezember 1958. 

geschöpft und die Ausgabenbeträge aufgebracht 
werden. Die Einnahmen sind 782,457.900 S. Gegen­
über 1958, wo die Einnahmen 759,278.000 S betru­
gen, ist also eine Steigerung um 23,179.900 S. Es 
wurde hier schon zu wiederholten Malen ausge­
führt, daß es sich bei dieser Einnahmensteigerung 
um durchlaufende Posten im Landesbudget handelt . 
Die Ausgaben be t ragen 161,258.600 S gegenüber 
1958, wo sie 169,264.700 S betragen haben, es ist 
also eine Ausgabensenkung von über 8 Millionen 
Schilling eingetreten, was ein deutlicher Hinweis 
auf die sparsame Verwal tung in dieser Gruppe ist. 

Ich beantrage namens des Finanzausschusses die 
unveränder te Annahme der Gruppe 9. 

Abg. Neumann: Hoher Landtag! In der Gruppe 9 
sind Bedarfszuweisungen an Gemeinde'verbände und 
Gemeinden mit dem Betrag von 57,452.100 S fest­
gelegt. Es ist da eine unmerkliche Erhöhung von 
16.000 S vorhanden. Des wei teren sind im Unter­
abschnitt 963 als Gewerbesteuerspitzenausgleich an 
Gemeinden ein Betrag von 33'5 Millionen Schilling 
festgehalten, der sich aus den Abschöpfungsbeiträ­
gen der finanzstärkeren Gemeinden und aus Beiträ­
gen des Bundes und Landes zusammensetzt. Beim 
Gewerbesteuerspitzenausgleich ist gegenüber dem 
Vorjahr für die finanzschwachen Gemeinden des 
Landes eine beachtliche Erhöhung festzustellen. Aus 
der Praxis wissen wir alle, daß sich ein Teil unserer 
87 i steirischen Gemeinden, vor allem bei rund 600 
Landgemeinden, in e iner äußerst bedenklichen fi­
nanziellen Lage befinden, die sich darin begründet, 
daß diese Landgemeinden wohl ständig das Men­
schenmaterial in die Industrie liefert. Das kann man 
daraus ersehen, daß seit dem Jahr 1947 rund 20.000 
Land- und Forstarbeiter in die Industrie abgewan­
dert sind. — Andererseits verfügen die Gemeinden 
selbst kaum über Industrieanlagen. Die Industrien 
dieser Gemeinden sind zum Teil die Schuhmacher, 
die Schneider, die Schmiedemeister und wir müssen 
feststellen, daß zwischen 1951 und 1957 auch rund 
1500 solcher ländlicher Gewerbebetriebe weniger 
wurden. 

All dies ist die Ursache, daß sich eben diese 
finanzschwachen Gemeinden in einer bedenklichen 
finanziellen Situation befinden und hinter den Ein­
nahmen in den Industriegemeinden nicht nur weit 
zurück sind, sondern die Einnahmen dieser Landge­
meinden auch weiter im Sinken begriffen sind. So 
z. B. betragen laut amtlichen Finanzkraftschlüssels 
1957 die Einnahmen in Rosenthal, in meinem Hei­
matbezirk, 1019 S pro Kopf, die Einnahmen in der 
Landgemeinde Muggauberg im gleichen Bezirk 
136"5, in Högendtorf 136"68 S, in Aichegg 143'19 S. 
Aber die Ausgaben dieser Landgemeinden, sie sind 
nicht nur die qleichen geblieben, sie sind s tändig 
im Wachsen. So schaut die Ertragsanteilabrechnung 
in der Gemeinde Muggauberg folgend aus: Ein­
nahmen an Ertragsanteilen S 12.115'81, Ausgaben 
wie etwa Landesumlage, Landessanitätsbeitrag, 
Gemeindeverbandsumlage und dergleichen 10.034 S, 
also ein Überschuß von 2081 S. Womit soll nun 
diese Gemeinde ihre Wege bauen, die Brücken und 
all ihren anderen Verpflichtungen nachkommen? 

Ich glaube, diese Tatsache berechtigt nicht nur, 
sondern sie ruft nach einem besseren Ausgleich in­
nerhalb der steirischen Gemeinden, nach einem bes­
seren Finanzausgleich und auch nach einer noch 
besseren Dotierung bei den Bedarfszuweisungen. 
Ich glaube, daß dies in einem so sozialen Lande wie 
Österreich durchaus nicht schwer sein kann. Man 
hat anläßlich eines internationalen Jugendkongres­
ses festgestellt, daß Österreich von 16 Ländern das 
sozialste ist. Wir glauben deshalb, daß es bei die­
ser sozialen Einstellung nicht schwer sein kann, den 
wirtschaftlich schwachen Landgemeinden hier Hilfe 
angedeihen zu lassen. 

Es ist ja so, daß die Aufgaben dieser Landgemein­
den ständig wachsen. Die zunehmende Technisie­
rung in der Landwirtschaft macht auch einen rasche­
ren und besseren Ausbau der Gemeindewege not­
wendig. Wir haben rund 26.000 km Gemeindewege. 
Von diesen 26.000 km konnten trotz beispielhaften 
persönlichen Einsatzes der ländlichen Bevölkerung 
erst rund 5000 km ausgebaut werden. Ich möchte 
da an die Hand- und Zugdienste erinnern, die in den 
Industriegemeinden schon lange verschwunden sind 
und durch die die Bewohner dieser finanzschwachen 
ländlichen Gemeinden zu einem Staatsbürger zwei­
ter Klasse deklariert werden. Trotz all dieser An­
strengung konnten erst die vorne angeführten rund 
5000 km zur Zufriedenheit ausgebaut werden. Es 
warten also in der Steiermark 21.000 km auf den 
dringenden Ausbau. Und wenn der Herr Abgeord­
nete Sebastian vorgestern in der Generalrede er­
wähnt hat, daß durch jeden Kilometer Straße, der 
in ländlichen Gebieten gebaut wird, die ländliche 
Bevölkerung dem Sozialismus nähergebracht wird, 
so glauben wir nicht daran. Es wird schon noch die 
These Otto Bauer gelten, der sagte, die Bauern wer­
den erst dann dem Sozialismus näherkommen, wenn 
sie in ihren Produkten ersticken. (Zwischenruf bei 
SPÖ: „Das hat er bestimmt nicht gesagt"!). 

Ein weiteres Problem, Hohes Haus, ist die Er­
haltung der Gemeindewege, für die es überhaupt 
keine Bedarfszuweisung gibt. Gerade der Erhaltung 
dieser Wege müssen unsere Landbürgermeister ihr 
besonderes Augenmerk zuwenden. Es könnte sonst 
sein, daß, bevor irgendwo ein Ausbau beendet ist, 
man schon wieder von vorne beginnen müßte. Ich 
bin der Meinung, daß wir in der Erhaltung der so 
stark frequentierten Gemeindestraßen auch neue 
Wege suchen müssen. Ein solcher Weg ist der An­
trag, der seinerzeit hier eingebracht wurde und der 
die Schaffung einer neuen Straßentype anregte, der 
sogenannten Konkurrenzstraße, wo bei der Erhal­
tung der Gemeindestraßen das Land zur Hälfte be­
teiligt wäre. Die Verwirklichung dieses Antrages 
würde ein Schritt näher zur Lösung dieses so schwie­
rigen Problems für die Landgemeinden sein. 

Ein weiteres Problem und eine wichtige Aufgabe 
der Landgemeinden ist der Aus- und Aufbau un­
serer Schulen, ob es sich nun um Volks- oder länd­
liche Hauptschulen handelt. Wir müssen hier fest­
stellen, daß in den letzten 13 J ahren wirklich Großes 
geleistet wurde. Es sind rund 260 Schulen in der 
Steiermark entweder neu gebaut oder wesentlich 
modernisiert worden. Aber auch hier s tehen uns 
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noch große Aufgaben bevor. Der Herr Abgeordnete 
Afritsch hat gestern erwähnt, daß noch 200 Schulen 
für den Bau angemeldet sind. Ich bin überzeugt, daß 
von diesen mindestens V-» in diese finanzschwachen 
Landgemeinden fallen. Auch hier ist die Situation 
schwieriger gegenüber den Industriegemeinden. Ich 
kann nur betonen, daß die Industriegemeinden in 
der Lage sind, oft in ganz kurzer Zeit Schulhäuser 
mit allen modernen Finessen herzustellen, während 
die Bauzeit bei Landschulen in den finanzschwachen 
Gemeinden oft 5 bis 6 Jahre und darüber beträgt. 
In vielen Landgemeinden ist das Problem des Schul­
baues noch ungelöst. Ich brauche da nur meinen 
Heimatbezirk zum Beispiel nehmen, so unterstreicht 
der diese Behauptung, daß in den Industriegemein­
den das Problem des Schulbaues fast schon überall 
gelöst werden konnte, während die Landgemeinden 
das alles noch vor sich haben. Die Landgemeinden 
müssen gerade dem Schulsektor ihr besonderes 
Augenmerk zuwenden, um die vieldiskutierte Wis­
senslücke — von der ich gar nicht so überzeugt 
bin — zwischen Land und Stadt schließen zu kön­
nen und diese Menschengruppen dadurch einander 
näher zu bringen. Auch hier, Herr Abgeordneter 
Sebastian, sind wir nicht der Meinung, daß, wenn 
der bäuerliche Nachwuchs aufgeschlossener wird 
und über mehr Wissen verfügt, er dann dem Sozia­
lismus näherkommt, denn gerade der aufgeschlos­
sene Teil der Landjugend weiß, wer wirklich die 
bäuerlichen Interessen vertritt. 

Zur dritten Aufgabe der Gemeinde zählt die För­
derung der Jugendorganisationen. Laut Gesetz sind 
unsere Landgemeinden verpflichtet, auch die För­
derung der Jugendorganisationen in ihren Aufga­
benkreis aufzunehmen. Wir haben in den Landge­
meinden den Bund steirischer Landjugend. Das ist 
eine Organisation, die über rund 12.000 Mitglieder 
verfügt, und die sich unter anderem die kulturelle 
Ertüchtigung des ländlichen Nachwuchses, die fach­
liche Ertüchtigung, die Hebung des Selbst- und Stan­
desbewußtseins und die Liebe zum Vaterland zur 
Aufgabe setzte. Dieser Bund würde es sehr be­
grüßen und hätte auch ein Anrecht darauf, von der 
jeweiligen Gemeinde eine Unterstützung zu bekom­
men, sei es bei der Ausgestaltung von Heimen, sei 
es bei Ausflügen, um unsere Heimat kennen und 
lieben zu lernen, sei es bei der Hebung der Allge­
meinbildung. Aber diese finanzschwachen Landge­
meinden können das nicht tun, weil ihnen die Mit­
tel dazu fehlen. Wenn es dann nach großen Bemü­
hungen einer solchen kleinen Gemeinde gelingt, 
einen kleinen Betrag für solche Zwecke aufzubrin­
gen, dann ist sie Gegenstand heftigster Kritik ge­
wisser Tageszeitungen. So schreibt die „Neue Zeit" 
vom 16. März 1958, daß sie es außerordentlich 
bedauere, daß eine ÖVP-Gemeinde die Warnung 
der SPÖ-Gemeindefraktion nicht befolgte und 
trotz dieser Warnung der Ortsgruppe des Bundes 
der steirischen Landjugend einen Betrag von 500 S 
zur Verfügung stellte, der gewidmet war für das 
Legen eines Fußbodens im Jugendheim, weil dieses 
Heim bis jetzt einen Zementboden aufwies. 

Diese Kritik bei den Jugendverbänden ist nicht 
am Platz, weil es doch Industriegemeinden gibt, wo 

ganz andere Summen, die gleich in die 10.000 S 
gehen, für ähnliche Zwecke verwendet werden. Wir 
freuen uns zwar darüber, daß das möglich ist, aber 
ich glaube auch, daß die Landjugend, die unter so 
vielen persönlichen Opfern und Zeitaufwand ihre 
schwere Arbeit vollbringt, auch ein Anrecht darauf 
hat, daß ihre Leistung anerkannt wird und sie in 
ihren Bestrebungen unterstützt wird. 

Hohes Haus, daher mehr Geld für unsere Land­
gemeinden, damit auch das Leben draußen auf dem 
Lande lebenswert erscheint und, um mit den Wor­
ten von Frau Landesrat Matzner zu sprechen, damit 
auch diesen ländlichen bescheidenen Menschen ein 
menschenwürdiges Schicksal bereitet werden kann! 
Hohes Haus, mehr Geld den Landgemeinden des­
halb, damit diese kleinen und kleinsten Zellen des 
Staates für die Zukunft erhalten bleiben, damit diese 
kleinen Gemeinden am flachen Land und in den un­
zugänglichen Gebirgstälern nicht veröden und 
menschenleer werden, sondern sich ein lebendiges 
und kraftvolles Eigenleben beibehalten können. 
(Beifall bei ÖVP.) 

Präsident: Keine Wortmeldung mehr. Ich schreite 
zur Abstimmung. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die der Gruppe 9 
mit den vom Finanzausschuß beantragten Abände­
rungen die Zustimmung geben, eine Hand zu er­
heben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 9 ist angenommen. 

Damit ist der ordentliche Landesvoranschlag er­
ledigt. 

Wir kommen zum 

Außerordentlichen Landesvoranschlag. 

Berichterstatter ist der Herr Abg. Wurm, ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Wurm: Hoher Landtag! Im 
Finanzausschuß wurden zum außerordentlichen 
Haushaltsplan 2 Abänderungsanträge gestellt, die 
eine Erhöhung von 15,500.000 S beinhalten. Somit 
hat der außerordentliche Landesvoranschlag Aus­
gaben von 105,830.000S, Einnahmen von 17,850.000S, 
mithin unbedeckt 87,980.000 S. 

Ich ersuche das Hohe Haus im Namen des Finanz­
ausschusses, den außerordentlichen Finanzhaushalt 
zu genehmigen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich er­
suche daher die Abgeordneten, die mit dem An­
trag des Herrn Berichterstatters einverstanden sind, 
eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der außerordentliche Landesvoranschlag ist ange­
nommen. 

Wir kommen nunmehr zu den 

Sondervoranschlägen. 

Berichterstatter ist gleichfalls Herr Abg. Wurm. 
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.Berichterstatter Abg. Wurm: Hoher Landtag! Der 
Wohnbauförderungsfonds für das Land Steiermark 
sieht Einnahmen und Ausgaben von 23,610.000 S 
vor, der Fremdenverkehrs-Investit ionsfonds Ein­
nahmen und Ausgaben Von 2,322.000 S, die Tier­
seuchenkasse Ausgaben und Einnahmen von 
1,150.000 S, der Fonds für gewerbliche Darlehen 
Einnahmen und Ausgaben von 2,490.000 S, der Pen­
sionsfonds der Gemeinden Einnahmen und Ausga­
ben von 5,000.000 S, der Schulbaufonds Einnahmen 
und Ausgaben von 6,001.000 S. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich um An­
nahme. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten, 
zum Zeichen ihrer Zustimmung eine Hand zu er­
heben. (Geschieht.) 

Die Sondervoranschläge sind angenommen. 

Wir kommen zum. 

Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des Landes. 

Berichterstatter ist gleichfalls Herr Abg. Wurm. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Wurm: Hohes Haus! Der 
Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge gibt eine 
Übersicht über die Krafträder, Personenkraftwagen 
und Lastkraftwagen. Das Verzeichnis liegt Ihnen 
ohnehin vor. Ich ersuche namens des Finanzaus­
schusses auch um Annahme dieses Systemisierungs-
planes. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. Ich 
bringe daher den Antrag des Herrn (Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten zum 
Zeichen ihrer Zustimmung eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des 
Landes ist angenommen. 

Wir kommen nun zum 

Dienstpostenplan 1959. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. Freunbichler. Ich er­
teile ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. DDr. Freunbichler: Hoher 
Landtag, sehr geehrte Damen und Herren! Als An­
lage 2 zum Landesvoranschlag liegt den Mitgliedern 
des Hohen Landtages der Dienstpostenplan 1959, der 
in einen allgemeinen und besonderen Teil zerfällt, 
vor. 

Während im allgemeinen Teil generelle Richt­
linien für die Handhabung des Dienstpostenplanes 
aufgestellt werden, enthält der besondere Teil des 
Verzeichnis der einzelnen Dienstposten, aufgeglie­
dert sowohl nach den Gruppen des Voranschlages, 
als auch nach der Anzahl und der erreichbaren 
dienstrechtlichen Stellung. 

Im Anhang zum Dienstpostenplan werden darüber 
hinaus alle jene Dienstposten erfaßt, für deren Be­
deckung nicht das Land, sondern Bundesbehörden 
bzw. Gemeindeverbände zuständig sind. 

Der Dienstpostenplan 1959 enthält für die aus 
Landesmitteln besoldeten Bediensteten insgesamt 
10.584 Dienstposten, was einer echten Vermehrung 
um 400 Dienstposten bzw. einer Erhöhung von 3 7 % 
gegenüber dem Vorjahr entspricht. 

Während in der Gruppe 1 „Allgemeine Verwal­
tung" eine Zunahme um 3 Dienstposten, 

in der Gruppe 2 „Landesanstalten, Schulen, Be­
triebe und Einrichtungen" eine solche um 7 Dienst­
posten kaum wesentlich ist, fällt 

in der Gruppe 3 „Landeskranken-, Heil- und 
Pflegeanstalten" sowie „Fürsorgeheime" die Ver­
mehrung um 412 Dienstposten besonders auf. 

Diese letzte Vermehrung ergibt sich vor allem 
aus der Einführung der 48-Stunden-Woche bei sämt­
lichen Landessanitätsanstalten und aus der Über­
nahme des Krankenhauses Eisenerz, das bisher 
durch die Versicherungsanstalt des österreichischen 
Bergbaues geführt wurde, 

Diesen Dienstpostenvermehrungen in den ersten 
3 Gruppen steht eine Verminderung von 22 Dienst­
posten in der Gruppe 4 „Wirtschaftsbetriebe" ge­
genüber, die sich vor allem aus der Auflassung des 
Personenverkehres bei der Landesbahn Kapfenberg 
—Au-Seewiesen und durch eine Neuorganisat ion im 
Landesreisebüro erklärt. 

Der Gesamtpersonalaufwand beläuft sich auf ins­
gesamt 375'4 Millionen Schilling, wovon 55'9 Mil­
lionen Schilling auf die Ruhe- und Versorgungsge­
nüsse entfallen. Trotz der Vermehrung von Dienst­
posten um 400 ist jedoch der anteilsmäßige Gesamt­
personalaufwand mit 32'5 % der ordentlichen Ge­
samtausgaben des Landes noch um 0 '3% niedri­
ger als im J ah re 1958 und um 3'4 °/o niedriger als im 
Jahre 1957. Diese Tatsache findet ihre natürliche 
Erklärung in der ständigen Ausweitung des Bud­
getvolumens. 

Der Stand der akt iven Landesbediensteten weist 
in der Gliederung der Beschäftigten nach der Ar t 
ihres Dienstverhältnisses in 4033 Beamte, 2432 Ver­
tragsbedienstete und 4119 Lohnbedienstete eine sehr 
gesunde und in den tatsächlichen Verhältnissen be­
gründete Schichtung auf. 

Namens des Finanzausschusses habe ich die Ehre, 
dem Hohen Landtag die Annahme des vorl iegenden 
im Ausschuß nur in einer Post geänderten Dienst­
postenplanes 1959 zu empfehlen. 

Abg. Dr. Rainer: Hoher Landtag! Entschuldigen 
Sie, daß ich den heutigen Ablauf der wei teren Ver­
handlungen noch mit einer kurzen Rede unterbre­
chen muß, weil im Zusammenhang mit dem Dienst­
postenplan zwei Punkte aufgezeigt werden- müssen. 
Zunächst möchte ich sagen, daß es hier notwendig 
ist, den Beamten der Abteilung 1 mit ihrem Leiter 
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den Dank und die Anerkennung auszusprechen, die 
sehr viel Arbeit mit diesem Dienstpostenplan ge­
habt haben. 

Dann möchte ich rückblickend bemerken, daß in 
diesem Hohen Haus die Ausführungen unseres sehr 
bewähr ten Abg. Sebastian auf 'guten Boden ge­
fallen sind. Er hat in der Generaldebatte von der 
Wahrhei t gesprochen und, um der Wahrhei t zu 
dienen, möchte ich Ihnen ein Beispiel geben, wie 
es mit der Wahrhei t ausschaut. Abg. Scheer hat bei 
der Debatte als Redner erklärt, indem er eine Notiz 
des „Alpenruf" vorgelesen hat, daß die Gewerk­
schaft der öffentlichen Bediensteten, Sektion öf­
fentlicher Baudienst, mit Schreiben vom 4. Novem­
ber 1958 ihre Mitglieder zu einer am 11. November 
1958 stattfindenden Jahresversammlung eingeladen 
hat. Sie wissen, es wird immer behauptet und ge­
schrieben, daß es sich bei der Gewerkschaft um eine 
überparteiliche Organisation handel t und das be­
anständete Schreiben hat nichts anderes gesagt, als 
daß die Bediensteten zur Jahreshauptversammlung 
der öffentlichen Bediensteten in die Arbei terkam­
mer gehen sollen. Veranstalter: Gewerkschaft öffent­
licher Bediensteter, Landessektion öffentliche Bau­
ten. Und der Herr Landeshauptmann Udier sagte, 
es haben alle Arbeiter und Angestellten, angefangen 
vom Oberstraßenmeister und Werkmeister daran 
tei lzunehmen. Meiner Meinung nach ha t der Herr 
Landeshauptmannstel lvertreter hier in seiner Eigen­
schaft als Gewerkschafter gesprochen. In der Hütte 
Liezen werden auch Gewerkschaftssitzungen wäh­
rend der Dienstzeit abgehalten und die ganze Be­
legschaft wird dorthin kommandiert . Und was macht 
die „Neue Zeit" daraus? Sie schreibt, der Herr Land­
tagsabgeordnete Scheer von der FPÖ verlas ein 
Rundschreiben der ÖVP-Gewerkschaftsfunktionäre 
(Zwischenruf bei SPÖ: „Wo steht denn das?"), in 
dem diese geschlossen unter der Führung ihrer 
Meister zu einer ÖVP-Versammlung beordert wur­
den. 

Was hat das mit der Wahrhei t zu tun? Wir regen 
uns immer auf über kommunistische Zeitungen, 

wenn die solche Verdrehungen bringen. Und hier 
geschieht genau dasselbe in der „Neuen Zeit", wo 
auch immer nur halbe Wahrhei ten gesagt werden 
und nur einzelne Punkte herausgenommen werden 
aus einem größeren Zusammenhang, nur um hier 
einmal angeblich einen besonders krassen Fall auf­
zuzeigen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Ihre 
Straßenwärter sind j a auch dabei gewesen!") (Zwi­
schenrufe bei ÖVP: „Wo steht in diesem Schreiben 
etwas von ÖVP Sektion Gewerkschaft?") Die Ge­
werkschaft ist doch überparteilich oder nicht? 

Aber wenn schon so viel von diesen Dingen hier 
gesprochen wird, dann muß noch ein anderer Fall 
aufgezeigt werden, der auch ein neues Licht auf ge­
wisse Zustände in der Regierung und in diesem 
Haus wirft. Das hängt zusammen mit dem Dienst­
stellenplan. Es gibt, wie Sie wissen, beim Land eine 
Gebäudeverwaltung. Und vor kurzer Zeit wurde 
ich einmal von einem Bediensteten dieser Gebäude­
verwal tung gefragt, ob es denn wahr sei, daß er der 
SPÖ beitreten müsse. Ich habe ihn daraufhin ganz 

verwundert angeschaut. Da erzählte er mir, er 
wurde von einem Kollegen aufgefordert, der SPÖ 
beizutreten, weil er sonst große Nachteile zu ge­
wärtigen hätte. Bitte, gut, das war ein Übergriff 
oder zumindest der Versuch eines Übergriffes eines 
Kollegen. Und man könnte sagen, man sollte dem 
nicht allzugroße Bedeutung beimessen. Aber es 
war doch ernst. Der Mann hat mir nämlich einen 
Brief gezeigt und darin stand: „ . . . nehmen jedoch 
mit Sicherheit an, daß Sie sich für unsere Partei und 
deren Ziele interessieren und bit ten Sie daher, unse­
ren Vertrauensmann anzuhören. Dann stand noch: 
Wir sind überzeugt, daß Sie nach objektiver Prü­
fung den Entschluß fassen werden, in Zukunft als 
unser Mitglied gemeinsam mit uns an der Verbes­
serung der Verhältnisse usw. usw. mitzuwirken." 

Ich frage Sie: Auch Sie sind vielleicht ein Unter­
gebener und wenn man da von einem Vorgesetzten 
einen solchen Brief bekommt, in diesem Fall unter­
schrieben vom Stadtrat Schönauer, was soll man da 
machen? Ich glaube schon, wenn z. B. der Herr Ab­
geordnete Hueber einen solchen Brief bekäme, der 
weiß, was' er damit machen soll und welches Rechts­
mittel er da anzuwenden hat. Aber ein Untergebe­
ner muß sich das anders überlegen. Es ist offen­
sichtlich, daß hier ein Vorgesetztenverhältnis miß­
braucht wird. Mir ist j a bewußt, daß Sie nicht 
unsere Freunde sind, daß Sie Menschen mit anderer 
Anschauung sind, daß Sie aber wohl genau wissen 
werden, daß es bei Ihnen Leute gibt, die mit Mit­
teln arbeiten, die vielleicht vor 20 oder 30 J ah ren 
bei Ihnen bei der Mitgliederwerbung üblich waren. 
Einen Kampf scheuen wir nicht, aber sich mit solchen 
Mitteln in eine Mehrheit hinzuschleichen, das fürch­
ten wir. Ich möchte daher in aller Öffentlichkeit den 
Herrn Landeshauptmann bitten, daß hier bei dieser 
Gebäudeverwaltung Ordnung geschaffen wird. Erst 
gestern hat mir eine Frau erklärt, daß sie im Zug 
Ihrer Mitgliederwerbung in der Hoffnung der SPÖ 
beitrat, damit sie keinen weiteren Schikanen seitens 
ihres Vorgesetzten mehr ausgesetzt ist. Wenn sich 
Ihre Mitgliederwerbung so auswirkt, dann ist es 

. leicht 38.000 Mitglieder in ganz Österreich auf diese 
Weise zu werben. 

Ich möchte daher den Herrn Landeshauptmann 
bitten, daß hier Ordnung geschaffen wird. Das sind 
scheinbar noch Überbleibsel aus der Zeit, wo diese 
Gebäudeverwaltung zur Abteilung 10 gehört hat 
und es gibt eben Leute, die nicht mit der Zukunft 
gehen und die noch glauben, es sind noch die guten 
alten Zeiten, wo diese Parteiangelegenheiten in 
camera caritatis durchgeführt werden konnten, wie 
in den guten Zeiten des Herrn Landeshauptmann­
stellvertreters Horvatek. Aber eines sage ich Ihnen: 
Wir hoffen, daß wir Sie mit unserer Mehrheit nicht 
zwingen müssen, daß solche Fälle wie Graf & Stift 
und Albinger in der Steiermark nicht mehr vor­
kommen. (Zustimmung bei ÖVP.) 

Abg. Bammer: S tadtrat Schönauer ist Obmann 
der Sozialistischen Partei von Graz-Land und hat im 
Rahmen einer Werbeakt ion der Partei an alle Wäh­
ler des vierten Bezirkes ein solches Schreiben ge­
richtet. Wenn sich unter den Bewohnern dieses Be­
zirkes auch öffentliche Bedienstete befinden, so ist 
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das ein Zufall und braucht nicht dazu führen, daß 
man sie von einer solchen Werbeaktion ausnimmt. 
Es ist aus dem Wortlaut aber nicht hervorgegangen, 
daß ein Druck auf die Person desjenigen, der die­
ses Schreiben erhält, ausgeübt wird. Es war eine 
normale Aufforderung, mit dem Vertrauensmann 
der Sozialistischen Partei über eigenen Wunsch zu 
diskutieren. Das ist durchaus möglich und auch am 
Platz und auch notwendig. Ich brauche nicht mehr 
dazu zu sagen. Sie werden der Werbeaktion und 
dem Erfolg der Sozialistischen Partei durch die Un­
terlegung solcher Motive bestimmt keinen Schaden 
zufügen. (Beifall bei SPÖ.) 

Erster Landeshauptmannstellvertreter Horvatek: 
(Die nachfolgenden Ausführungen waren von An­
beginn durch Rufe und Gegenrufe, durch Unruhe 
und Lärm unterbrochen, so daß sie zeitweilig un­
verständlich wurden.) 

Mich interessiert nur, warum .der Herr Abge­
ordnete Dr. Rainer dazukommt, meinen Namen 
zu nennen. Ich könnte auch erzählen, wie die 
Herren der ÖVP Propaganda machen, das tue 
ich aber nicht. Nur Sie können sich das erlauben. 
(Mehrere unverständliche Zwischenrufe.) Ich werde 
auch nicht erzählen, daß der Bauernbund noch be­
vor die Mitteilung des zuständigen Landesrates an 
den Ansuchenden gelangt, was von der Regierung 
für ihn bewilligt wurde, schon dem Betreffenden 
Mitteilung darüber macht, daß es ihn freue, daß das 
Mitglied des Bauernbundes Landesrat X dies oder 
jenes durchgesetzt habe, und daß man daher er­
warte, daß die beigelegte Erklärung, dem Bauern­
bund beizutreten, unterschrieben zurückgesendet 
werde. Das sind Tatsachen. Ich behaupte aber nicht, 
daß ein Regierungsmitglied der ÖVP seine Stel­
lung zu einer solchen Werbung mißbraucht. Was 
Sie aber tun, ist der Versuch, Sie versuchen, mich 
zu beschuldigen, unter meiner Führung wäre das 
geschehen. (Immer wieder Zwischenrufe und Lärm.) 
Diese Brunnenvergiftung ist Ihre Spezialität, so­
lange ich Sie kenne. Sie müssen Ihre Verdächtigun­
gen aber auch beweisen. 

Landeshauptmann Krainer: Hoher Landtag! Ich 
glaube, daß ich im Zusammenhang mit der Behand­
lung des Stellenplanes oder Dienstpostenplanes al­
len Beamten auch hier im Hohen Haus, es haben 
einige Referenten das schon getan, den herzlichsten 
Dank sagen soll für ihre im Interesse des Landes 
und im Interesse einer sauberen Verwaltung ge­
leistete Arbeit. Ich kann sagen, daß unsere guten 
und ausgezeichneten Beamten die Stützen unserer 
Tätigkeit in der Verwaltung sind, in der Hoheits-
yerwaltung genau so wie in den Wirtschaftsbetrie­
ben. 

Es gehen mit Ende des heurigen Jahres wieder 
100 Beamte, Arbeiter und Angestellte in Pension, 
sie treten in den Ruhestand, es sind eine Reihe von 
wirklichen Stützen darunter, die 1945 die Verwal­
tung wieder aufgebaut und am Wiederaufbau des 
Landes hervorragenden Anteil genommen haben. 
Ich danke besonders denen, die als pflichtgetreue 
Beamte nicht nur ihre Arbeit geleistet haben, son­
dern den jüngeren Beamten ein Vorbild und Bei­
spiel sind. Ich denke da vor allem an den Landes-

baudirektor Dr. Dipl. Ing. Hazmuka, an Hofrat Dok­
tor Dolleschal, den Leiter der Abteilung 3, an den 
Hofrat Dr. Kopetzky, ehemaligen Bezirkshauptmann 
von Brück an der Mur, an den Forstdirektor Dipl. 
Ing. Derntler, Hofrat Dipl. Ing. Fanta und viele noch 
ungenannte Beamte, die ihre Pflichten, ihre Arbei­
ten als Aufgabe angesehen und dem Lande und 
seiner Bevölkerung die besten Dienste geleistet 
haben. Es gebührt ihnen der Dank aller, die hier im 
Hohen Hause sitzen. (Anhaltender Beifall.) 

Die letzte Auseinandersetzung zwingt mich, ein 
paar Worte zu sagen. Ich habe das schon bei zwei 
Feiern, anläßlich der Dienst Jubiläen unserer Arbei­
ter und Vertragsbediensteten, zum Ausdruck ge­
bracht. In diesem Lande haben alle Arbeiter, Ver­
tragsbediensteten und Beamten das Recht, das po­
litisch zu denken, was ihnen recht und billig und 
richtig erscheint, niemand soll in seiner politischen 
Überzeugung gehindert sein, schon gar nicht durch 
den Druck eines Vorgesetzten; auch nicht durch 
einen politischen Referenten, der eine Hoheitshand­
lung zu vollbringen hat. Gelegentlich einer Vor­
sprache einer Partei gegenüber kann politischer 
Druck ausgeübt werden. Wer immer solche Hand­
lungen setzt, müßte sie selbstverständlich verant­
worten. Wenn in den letzten Tagen mehrmals von 
mehreren Seiten von Arbeitern der Gebäudever­
waltung im Landhause behauptet wird, daß der Vor­
gesetzte oder die Vorgesetzten auf diese einfachen 
Leute einen Druck ausüben, um sie zum Beitritt zur 
Sozialistischen Partei zu veranlassen und auf Grund 
dieses Druckes auch einige beigetreten sind, so 
sind das Handlungen, die niedergezwungen werden 
müssen. Niemand hat das Recht, auf seinen Unter­
gebenen einen solchen Druck auszuüben. Wenn man 
den Leuten sagt, Eure Renten sind in Gefahr, wenn 
Ihr nicht bei der Sozialistischen Partei seid, denn 
die Sozialistische Partei gibt diese Renten, so ist 
das sehr, sehr niedere Propaganda. Wenn es ein 
Vertrauensmann macht, so ist das sein gutes Recht, 
welcher Partei immer er angehört, es ist sein gutes 
Recht vorzubringen, was seiner Propaganda dienen 
kann, von einem Vorgesetzten ist es aber verwerf­
lich. Der Fall wird genau untersucht. Sie können 
versichert sein, wenn die Behauptungen, die von 
mehreren Seiten vorliegen, richtig sind, werden 
diese Beamten oder Beamtinnen in der Verwaltung 
nicht mehr tätig sein. Das kann ich Ihnen versichern. 
Aber auch, wenn sonst irgendwo ein solcher Fall 
sich ereignet, wird mit den gleichen Maßnahmen 
vorgegangen werden. (Abg. S e b a s t i a n : „Ich 
bringe Ihnen in den nächsten Tagen einige Fälle 
vom Straßenbauamt!") Ich kann Sie versichern, Herr 
Abg. Sebastian, auch wenn ein Vorgesetzter auf 
unserer Seite eine solche Handlung setzt, wird er 
zur Verantwortung gezogen. (Abg. DDr. H u e b e r : 
„Wir sind dafür, diesen Dingen auf den Grund zu 
gehen.") 

Ich möchte einige Feststellungen zu den Auslas­
sungen des Herrn Abg. DDr. Hueber machen, der in 
seiner Generalrede davon sprach, daß ein Abtei­
lungsvorstand seine Untergebenen zum Besuch einer 
Gewerkschaftsversammlung gefordert hat. (Zwi­
schenruf: „Das war Abg. Scheer.") Abg. Scheer hat 
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es also gesagt. Wenn ein Vorgesetzter zu einer Be­
triebsversammlung die Leute in die Arbeiterkammer 
einlädt, so ist sehr schwer zu beurteilen, ob das er­
laubt ist oder nicht. Sicher ist, daß nach dem Be­
triebsrätegesetz Betriebsversammlungen möglich 
sind und einberufen werden können. Das kommt 
vor. Es hat sich aber um Gewerkschaftsversammlun­
gen gehandelt, an der alle Mitglieder der Gewerk­
schaft der Straßenwärter des öffentlichen Dienstes 
teilgenommen haben, und zwar ohne Unterschied 
der Partei teilgenommen haben, es waren Volks­
parteiangehörige wie Angehörige der Sozialistischen 
Partei. (Abg. R ö s c h : „Sie mußten hingehen. Das 
Straßenbauamt hat den Auftrag gegeben.") Eine 
Gewerkschaftsversammlung war es. Es kann auch 
das Straßenbauamt zu Gewerkschaftsversammlun­
gen einladen. Ich werde das untersuchen, es war 
eine Einladung zu keiner politischen Versammlung, 
sondern zu einer Gewerkschaftsversammlung. Der 
Landeshauptmannstellvertreter ist von der Gewerk­
schaft eingeladen worden. Er hat seine Dienststel­
lung nicht mißbraucht, um für die Gewerkschaft zu 
werben. (1. LH.-St. H o r v a t e k : „Kein Mensch 
hat gesagt, der Herr Landeshauptmann Udier hätte 
etwas mißbraucht.") (LH.-St. U d i e r : „Ich habe ja 
auch eine Einladung von der Gewerkschaft erhal­
ten!") (Verschiedene Zwischenrufe, Lärm.) 

Ich werde diesen Fall untersuchen. Wenn es eine 
Betriebsversammlung gewesen ist, so ist es üblich, 
wie iii jedem Betrieb, daß der Betriebsführer ein­
lädt. Ich kann mir aber nicht gut vorstellen, daß die 
Arbeiterkammer zu einer Gewerkschaftsversamm­
lung einlädt, das ist Geschmackssache, wie man das 
in der Gewerkschaft hält. Ich möchte aber sagen, 
daß eine Gewerkschaftsversammlung mit einer po­
litischen Versammlung nicht zu verwechseln ist. 
Ich möchte jedoch ernst vor jedem solchen Miß­
brauch warnen. Denn so etwas würde wirklich zu 
einer Brunnenvergiftung führen, vor allem bei uns 
in der Landesverwaltung. Einen Druck auszuüben 
von seiten eines Vorgesetzten her, das ist eine An­
gelegenheit, die schon einmal zu einer Auseinander­
setzung und zu einem Bruch geführt hat, den wir 
längst beklagen. Es gilt für jedermann und für je­
den. Eine solche Auffassung hat nichts mit Freiheit 
zu tun und auch nicht mit Menschenwürde und ist 
daher abzulehnen. 

Es gibt noch andere Mißbräuche, ich habe das 
sehr aufmerksam verfolgt, sowohl im Finanzaus­
schuß als auch hier im Haus. Dazu gehören auch 
die bestimmten Anfragen wegen der Vorfälle im 
Landesbauamt, ob in dem einen oder anderen Fall 
schon eine Disziplinaruntersuchung eingeleitet wor­
den sei. Das ist das gute Recht jedes Abgeordneten. 
Es ist aber nicht das Recht eines Beamten, wenn 
eine Kontrollabteilung besteht, in solchen Fällen 
zuerst das Parteisekretariat der Sozialistischen Par­
tei zu informieren, noch bevor der Vorgesetzte von 
diesen Vorfällen Kenntnis erhält. Solche Vorkomm­
nisse sind nicht erwünscht und Mißbrauch. Es sind 
auch Berichte, die nur von Meinungen und Behaup­
tungen sprechen, für eine Kontrollabteilung, die 
nur zu beweisen hat, nicht angängig. Ich kann nicht 
jemanden auf eine mögliche Vermutung hin ver­

dächtigen. Die Kontrollabteilung gibt nur Beweise 
und wenn solche erbracht werden können, ist es 
Sache des Disziplinargerichtes, nach der Wahrheit 
zu suchen und nach den Beweisen zu urteilen. Es ist 
aber nicht Sache eines Beamten oder des Kontroll­
amtes, gegen das Bauamt, nur weil ein Schrift­
wechsel vorliegt, der merkwürdigerweise nicht 
stichhältig ist, solche Behauptungen aufzustellen. 
(Abg. S e b a s t i a n : „Es ist ja um nichts anderes 
angefragt worden als um das, was aus Gerichtssaal­
berichten hervorgegangen ist.") Darum hat es sich 
auch nicht gehandelt. Die ganze Geschichte hat ja 
eine lange Vorgeschichte. Wir haben nämlich schön 
seit Jahren anonyme Briefe erhalten. Wir haben 
diese hinsichtlich der Schreibmaschine, auf der sie 
geschrieben worden sind, überprüft und dann das 
ganze ad acta gelegt. (Abg. S e b a s t i a n : „Sie 
können mir aber keinen Vorwurf machen, wenn ich 
das aus der Zeitung herauslese!") Sie sind aber 
scheinbar besser informiert über diese Dinge als 
der zuständige Referent. So etwas halte ich für un­
gebührlich und aktenwidrig. In einer so großen Ver­
waltung wird es dort und da immer etwas geben, 
was allen Beteiligten sehr unangenehm ist, die in 
der öffentlichen Verwaltung die Verantwortung zu 
tragen haben. Wir können aber sagen, daß unsere 
Beamtenschaft mit ganz geringen Ausnahmen, die 
nicht einmal 1 Promille ausmachen, immer sauber 
und anständig gearbeitet hat und daß wir Gott sei 
Dank von jenen Skandalaffären, die sonst wo vor-
gekommen sind, verschont geblieben sind. Daher 
bitte ich, solche Dinge wirklich erst dann an die 
Öffentlichkeit zu bringen, wenn man Beweise für 
eine unkorrekte Handlung erbracht worden sind. 
(Abg. S e b a s t i a n : „Das müssen Sie aber auch 
dem Herrn Abg. Rainer sagen, denn dann müßte 
er sich beim Herrn Landeshauptmannstellvertreter 
Horvatek entschuldigen!") Ich möchte nur bitten, 
den korrekten und anständigen Weg stets einzuhal­
ten. 

Eines möchte ich noch zum Abschluß dieser lan­
gen Budgetdebatte sagen. Es ist viel bewiesen und 
nicht erwiesen, viel behauptet worden heute, ge­
stern und vorgestern und auch viel gesprochen wor­
den. Letzten Endes glaube ich aber, daß alle das 
Ziel vor Augen haben, diesem Lande und dieser 
Heimat zu dienen. Allerdings mit vielen und ver­
schiedenen Mitteln. Ich möchte nur bitten im In­
teresse der Demokratie und der zuhörenden jungen 
Menschen, die die Vorgänge in der Demokratie nicht 
immer richtig erfassen und verstehen können, we­
nigstens in diesem Hause bei der Wahrheit zu blei­
ben und auch nicht Unterschiebungen vorzunehmen, 
wenn man glaubt, daß einem das politisch von 
Nutzen sein könnte. Der Herr Abgeordnete Rösch 
hat versucht, den Herrn Bundeskanzler zu beschul­
digen, daß er die Beamtenforderung nicht durchge­
setzt bzw. abgelehnt hat, es hat daraufhin ein paar 
Zwischenrufe gegeben und schon war in der „Neuen 
Zeit" zu lesen „auch der Landeshauptmann habe zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß er ja den 14. Mo­
natsgehalt hätte beantragen sollen". (LH.-St. H o r ­
v a t e k : „Das geht gegen eine Zeitung, aber nicht 
gegen uns!") Sie glauben, daß der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Horvatek und ich über 
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diese Fragen nicht gesprochen, hätten? Natürlich 
haben wir darüber gesprochen. Er hat mich anläß­
lich der letzten Jubelfeier darauf aufmerksam ge­
macht, daß Gewerkschaftsvertreter bei ihm und mir 
vorsprechen werden und er hat gleichzeitig gesagt, 
er habe kein Geld und es sei keine Möglichkeit 
vorhanden, etwas für den 14. Monatsgehalt vorzu-
sorgen, wenn nicht der Bund Vorsorge trifft. Ich 
habe gesagt, ich verstehe das und weiß es. Es kam 
dann die Aussprache zwischen der Personalvertre­
tung, ihm und mir, und wir eingten uns dahin, daß 
wir selbstverständlich einen 14. Monatsgehalt, wenn 
der Bund eine solche Vereinbarung trifft, in Ana­
logie dazu zahlen werden, aber Voraussetzung da­
für ist, daß vorher beim Bund eine Einigung erzielt 
wird. Nun, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, glauben Sie nicht, daß wir den 14. Monatsge­
halt nicht ins Budget hätten setzen können. Natür­
lich, wir hätten aber dafür im kommenden Jahr Bau­
ten und Investitionen nicht ausführen können. Es 
wären ungefähr 30 Millionen S gewesen. Das in Be­
antwortung dieser Frage, weil sie mit den Zwischen­
rufen, in der „Neuen Zeit" gebracht, zusammen­
hängt. Das hätte geheißen, 30 Millionen S mehr 
einzusetzen, oder 30 Millionen S bei den Investi­
tionen und Bauten abzustreichen, wenn wir den 
Festbesoldeten, den Beamten, den Vertragsbedien­
steten oder Arbeitern, die bei uns einen sicheren 
Arbeitsplatz haben, den 14. Monatsgehalt gegeben 
hätten. Dann hätten wir den Bauarbeitern und an­
deren Arbeitern überhaupt die Arbeitsmöglichkeit 
genommen und diese so abgesägt, daß sie mit der 
Arbeitslosenunterstützung auf der Straße hätten 
vegetieren können. Landeshauptmannstellvertreter 
Horvatek hat im Laufe der ersten Budgetdebatte 
versucht, das abzuwälzen. Weil man nichts davon 
wissen will, ist nicht der Grund. Wenn man nur 
könnte. Wir haben uns nicht zu rechtfertigen, wir 
haben zu verantworten. Ich glaube, daß jedermann 
von uns weiß, wenn wir geben können, werden wir 
geben. Wenn wir aber die Verantwortung nicht 
tragen können, dann nicht; und wir können die 
Verantwortung nicht übernehmen, daß um 30 Mil­
lionen S weniger gebaut und investiert wird. Wir 
müssen warten, bis mit dem Bund ein Arrangement 
erfolgt, das für den 14. Monatsgehalt sorgt. (Abg. 
S e b a s t i a n : „Nichts anderes habe ich gesagt. 
Ausgelöst hat das der Zwischenruf des Abg. Dr. 
Rainer.") In diesen Dingen müssen wir selbst die 
Verantwortung tragen. Es handelt sich ja um die 
Wahrhaftigkeit! Es muß noch viel mehr darüber 
geredet werden. (Abg. S e b a s t i a n : „Gehandelt 
muß werden wahrhaftig, aber nicht geredet.") 

Ich bin dafür, daß man sich das gegenseitig be­
weist, dann wird auch sicher die politische Lüge auf­
hören, die den jungen Menschen die Demokratie 
verzerrt darstellt, unrichtig bringt und vermittelt. 
Es gibt auch eine Dolchstoßlegende, daß der Spaten­
stich für das Erdgas der Herzstich für die Kumpeln 
sei; das ist eine Legende. Sehr viel ist da gerade 
Abg. Lackner nicht eingefallen. 

Ich möchte zum Abschluß sagen: Bei allen Aus­
einandersetzungen in der Politik sollen wir uns 
zwingen, wenigstens die Wahrhaftigkeit soweit gel­

ten zu lassen, als man überzeugt davon ist, die 
Wahrheit gesagt zu haben, aber nicht in den Feh­
ler verfallen, gegen die Überzeugung Behauptun­
gen aufzustellen. Auch dann nicht, wenn sie Sie 
politisch unterstützen. Glauben wir ja nicht, wenn 
wir gegenseitig unwahre Behauptungen, aufstellen, 
daß nicht andere Leute das verstehen und wohl zu 
unterscheiden wissen, was wahr oder unwahr ist. 
Das ist die Antwort, die auf meinen Appell die 
einzig richtige ist. So ernst wir diese Dinge behan­
deln, man hat fast doch den Eindruck, als komme 
man ohne Lüge oder Verstellung nicht aus, wenn 
man zur Antwort auf einen Appell hört: Daher auch 
das Anwachsen der Sozialistischen Partei. 

Jeder, dem es ernst ist um dieses Land und um 
das Vaterland, muß die Zusammenarbeit bejahen, 
auch dann, wenn sie manchmal unerträglich wird, 
diese angebliche Zusammenarbeit, von der in der 
Öffentlichkeit gesprochen wird, wobei auch wich­
tige Probleme nicht erledigt werden können, teils 
weil wir uns nicht finden können, teils eine neue 
Ordnung nicht ertragen könnten und aus politi­
schen Gründen einfach nein sagen. Ich glaube, wenn 
wir in dieser Form, Politik zu machen, weiterfahren, 
daß wir der Sache der Demokratie und unserer Re­
publik einen schlechten Dienst erweisen, Bei aller 
Gegensätzlichkeit der Meinungen müssen wir uns, 
Gott sei Dank, doch, wenn es um die Heimat und 
um große Fragen der sozialen Entwicklung unse­
res Volkes geht, finden und dürften nicht einen 
Kleinkrieg führen, um so den Anschein beim Volke 
zu erwecken, wir könnten es ohne Streit wahrhaftig 
nicht angehen. Es wird für ein rechtes Zusammen­
arbeiten, für die Freiheit jedes Einzelnen auch in 
seiner politischen Meinung nur von Vorteil sein, 
wenn wir weniger davon reden, daß wir zusammen­
arbeiten, sollen, sei es im Landtage oder in der Stei-
ermärkischen Landesregierung, sondern es tatsäch­
lich auch tun. Wir haben in der Steiermärkischen 
Landesregierung gute Arbeit geleistet, uns sicher 
häufig über Meinungen auseinandergesetzt, es ist 
selten zu Mehrheitsbeschlüssen gekommen, wir ha­
ben uns immer wieder gefunden. Hier hat es ge­
stern, vorgestern und heute das Ansehen gehabt, 
als gebe es keine überbrückung um der Wahrheit 
wegen. Ich bitte am Abschluß dieser Budgetbera­
tungen, diese Diskrepanzen, die aufgetreten sind, 
zu vergessen und sich in der gemeinsamen Sache 
um die Heimat zu finden. (Beifall, Bravorufe!) 

Abg. Rösch: Hoher Landtag! Ich bedaure unend­
lich, daß Abg. Rainer es für notwendig befunden 
hat, zum Abschluß der Budgetdebatte eine Rede zu 
halten, die mehr oder weniger dann in einer Ver­
dächtigung geendet hat. Wegen seiner Rede, die 
er während des Budgets gehalten hat, hat Abgeord­
neter Kaan die Unterbrechung des Landtages und 
Parteiverhandlungen verlangt, was im Protokoll be­
stätigt ist. Die Sozialistische Partei wird diesen Vor­
gang nicht wählen, besonders deswegen nicht, weil 
wir trotz aller Heftigkeit der Angriffe, die wir durch 
unsere Zwischenrufe zurückgewiesen haben, unsere 
Meinung vertreten haben. Wenn es einen Verdacht 
gibt, daß Ungerechtigkeiten herrschen oder Unklar­
heiten begangen werden, muß das untersucht wer-
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den. Ich bin ermächtigt, namens der Sozialistischen 
Fraktion zu erklären, wir s t immen dieser Untersu­
chung seitens des Landeshauptmannes zu, wir weh­
ren uns aber dagegen, daß Abg. Rainer Verdächti­
gungen ausspricht, und zwar im Schutze der Immu­
nität Verdächtigungen ausspricht. 

Im Budgetausschuß des Landtages sind einige An­
fragen an den Herrn Landeshauptmannstellvertreter 
Horvatek gerichtet worden. Wir haben die Antwort 
bekommen, daß die Untersuchung läuft und haben 
im Hohen Hause nicht ein Wort davon gesprochen. 
Wir haben lediglich angefragt ohne irgend ein De­
tail bekanntzugeben, und Sie haben uns zugesichert, 
daß die Untersuchung im Gange ist und wir haben 
uns damit zufriedengegeben. 

Wenn Sie wirklich eine Budgetdebatte in Ruhe 
und Ordnung abwickeln wollen, dann wäre es bes­
ser gewesen und Dr. Rainer wäre besser beraten 
gewesen, wenn er jetzt zum Schlüsse in der Hitze 
der Debatte nicht noch einmal den Fehler begangen 
hätte, die Leidenschaften aufs Neue zu entzünden, 
indem er auf eine derart unqualifizierte Art solche 
Angriffe startet. 

Wir nehmen die Erklärung des Herrn Landes­
hauptmannes zur Kenntnis und werden alle die Re­
gierung weitgehend unterstützen, wenn diese Un­
tersuchung bis zum letzten Buchstaben korrekt 
durchgeführt wird. Denn erst dann kann man über 
diese Sache reden. (Beifall.) 

Abg. Dr. Stephan: Ich will Sie nicht mehr lange 
aufhalten. Unsere Fraktion wollte zu diesem Punkt, 
zu dem ich jetzt spreche, gar nicht Stellung nehmen, 
aus dem Grunde, weil die Verhandlungen noch lau­
fen. Es ist, wie Sie wissen, nach der letzten Wahl 
im Jahre 1957 ein Kontrollausschuß in diesem Haus 
eingesetzt worden, dessen Vorsitz Abg. Dr Hueber 
führt. Wir haben uns seit mehr als eineinhalb Jah­
ren bemüht, diesen Ausschuß zu konstituieren und 
in der letzten halben Stunde haben wir Auskunft 
e ihal ten über Dinge, die dieser Kontrollausschuß 
zu untersuchen hätte, und am ehesten schon des­
wegen untersuchen könnte, weil der Vorsitzende 
desselben keiner der beiden in Rede stehenden 
Parteien angehört. Es ist aber beim besten Willen 
nicht möglich gewesen, bisher zu irgend einer Eini­
gung über die Tätigkeit dieses Kontrollausschusses 
zu kommen, geschweige denn zu einer gesetzlichen 
oder verfassungsmäßigen Regelung. Wir erklären 
bindend, wenn nicht ein Minimum an wirklichen 
und realen Aufgaben diesem Ausschuß gestellt 
wird — sie sind uns ja jetzt gerade bei den zum 
Abschluß der Budgetdebatte erfolgten Erörterungen 
vor Augen geführt worden — dann werden wir auf 
diesen Vorsitz in diesem Ausschuß verzichten aus 
dem Grunde, weil wir glauben, daß wir uns nicht 
bis zum zweiten Jubi läumstag der Gründung die­
ses Kontrollausschusses an der Nase herumführen 
lassen müssen. (Beifall bei FPÖ.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Dienstpostenplan mit der 
vom Finanzausschuß beantragten Abänderung zu­

stimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Dienstpostenplan ist damit angenommen. 

Wir behandeln nun die 

Beschlußanträge des Finanzausschusses. 

Diese Beschlußanträge finden Sie auf den Seiten 
6 bis 12 der Beilage Nr. 66. Berichterstatter ist Ab­
geordneter Hofmann. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Hofmann: Hohes Haus! Ich werde mich be­
mühen, sehr kurz den Schlußbericht zu halten, ü b e r 
die Spezialdebatte glaube ich nichts sagen zu brau­
chen, ich habe nur noch zu berichten über das Ge­
setz, das Ihnen in der Beilage Nr. 64 vorliegt und 
zu berichten über die Beilage Nr. 66, über die Ab-
änderungs-, Ergänzungs-, Beschluß und Bedeckungs­
anträge des Finanzausschusses, die ja in der Spe­
zialdebatte debattiert worden sind. 

Ich beantrage, das Gesetz, Beilage Nr. 64, EZ. 213, 
über den Landesvoranschlag und die Landesumlage 
mit den im Finanzausschuß beschlossenen Änderun­
gen anzunehmen, und zwar dahingehend. 

„Der Hohe Landtag wolle die Gesetzesvorlage 
mit folgenden Abänderungen beschließen: 

1. Die Angaben über den außerordentlichen Lan­
desvoranschlag im § 1 werden wie folgt geändert: 

.Außerordentlicher Landesvoranschlag: 
Ausgaben 105,830.000 S 
Einnahmen 17,850.000 S 
Abgang 87,980.000 S.' 

2. Im 5 2 Abs. 2 Zeile 2 sind nach dem Wor te 
.Mittel' die Worte ,über Beschluß der Steiermärki­
schen Landesregierung' einzufügen. 

3. Der § 2 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 

,(3) Solche Bindungen sind durch Beschluß der 
Steiermärkischen Landesregierung aufzulösen, wenn 
sie infolge günstigerer Erträge der Verwaltungs­
einnahmen oder der Erfassung anderer Ersparungs-
möglichkeiten bei den veranschlagten Ausgabemit­
teln für den Haushaltsausgleich entbehrlich werden. ' 

4. Im § 4 Abs. 2 Zeile 2 ist das Wort .sind' durch 
das Wort .können' zu ersetzen. Im selben Absatz 
Zeile 5 haben an Stelle des Wortes .zuzuführen' die 
Worte .zugeführt werden' zu treten. 

Ich möchte vorschlagen, daß alle Resolutionsan­
träge unter einem abgestimmt werden, soweit sie 
unbestritten sind, bis auf eine, die nicht unbestrit­
ten angenommen wurde, und zwar ist das der Reso­
lutionsantrag zu Unterabschnitt 736, welcher lautet: 

„Im Zuge der Maßnahmen zur Förderung des 
Obstahsatzes wird die Landesregierung aufgefor­
dert, beim Bund die gesetzlichen Maßnahmen zu 
erwirken, die für die Ausnahme von Obstsaft von 
der Getränkesteuer erforderlich sind, ferner die Ge­
meinden aufzufordern, bis zu dieser Regelung durch 
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Gemeinderatsbeschluß Apfelsaft von der Getränke­
steuer freizustellen." 

ü be r diesen möge einzeln abgestimmt werden 
und über die anderen gemeinsam, um Zeit zu spa­
ren. Ich bitte im Sinne meines Antrages zu be­
schließen. 

Präsident: Im Sinne des Antrages des Bericht­
erstatters schlage ich vor, zuerst über die eine Re­
solution, betreffend Herausnahme des Apfelsaftes 
aus der Getränkesteuer abzustimmen und sodann 
über alle anderen Beschlußanträge. Es wird dagegen 
kein Einwand erhoben. 

Wir stimmen daher zuerst ab über den Beschluß­
antrag, betreffend die Herausnahme von Apfelsaft 
von der Getränkesteuer. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die diesem Antrag 
zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Das ist die Mehrheit, der Antrag ist angenommen. 

Wir stimmen nun über alle übrigen Beschluß­
anträge ab, die im Finanzausschuß einstimmig an­
genommen wurden. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die diesen Anträ­
gen zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Die Anträge sind angenommen. 

Wir kommen nun zum 

Gesetzestext. 

Ich erteile dem Hauptberichterstatter Abg. Hof­
mann das Wort . 

Abg. Hofmann: Ich beantrage, den Gesetzestext, 
wie ich ihn vorgetragen habe, mit den Abänderun­
gen anzunehmen. 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die dem 
Gesetzestext mit den vom Finanzausschuß beantrag­
ten Abänderungen zustimmen, eine Hand zu erhe­
ben. (Geschieht.) 

Der Gesetzestext ist angenommen. 

Wir haben damit das Gesetz über den Landes­
voranschlag und die Landesumlage für das Jahr 
1959 verabschiedet. 

Ich möchte diesen Anlaß benützen, um dem Herrn 
Finanzreferenten der Steiermärkischen Landesregie­
rung und den Beamten der Finanzab'teilung des 
Amtes der Steiermärkischen Landesregierung für 
die gewissenhafte Erstellung des Landesvoranschla­
ges und allen Abgeordneten, im besonderen den 
Mitgliedern des Finanzausschusses, für die sachge­
mäßen Beratungen, die es ermöglichten, daß wir den 
Landesvoranschlag heute verabschieden konnten, 
bestens zu danken. 

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
den Bericht der Steiermärkischen Landesregierung, 
Einl.-Zl. 202, betreffend die Genehmigung des Rech­
nungsabschlusses des Landes Steiermark für das 

Rechnungsjahr 1956. 

Berichterstatter ist Abg. Wurm. 

Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Wurm: Hoher Landtag! Der 
Rechnungsabschluß weist im ordentlichen Haushalt 
Mehreinnahmen von 113 Millionen S aus, denen 
Mehrausgaben von 67'5 Millionen S gegenüberste­
hen. 

Im außerordentlichen Haushalt betragen die Ein­
nahmen 71'5 Millionen S, die Ausgaben 63 Millio­
nen S, der Überschuß daher 8'5 Millionen S. 

Im Landes-Rechnungsabschluß wird ein Bericht 
gegeben über die Bilanzgebarung der 8 Wirtschafts­
betriebe. 3 Wirtschaftsbetriebe haben einen Ab­
gang, 4 Wirtschaftsbetriebe einen Gewinn. 

Das Sondervermögen wird ausgewiesen. Der Kas­
sastand beträgt 112'3 Millionen S. 

Der Rechnungshof hat diesen Rechnungsabschluß 
1956 vorgelegt bekommen. Die Überprüfung wurde 
vom 10. Oktober bis 8. November 1957 durchge­
führt. Einzelnes wurde beanstandet, so die Haftun­
gen, die das Land gewährt, die dem Lande immer 
weitere finanzielle Lasten auferlegen. Der Rech­
nungshof warnt, weitere Haftungen zu übernehmen. 
Es wurden dann noch einige kleinere Beanstandun­
gen vorgenommen. Die Landesregierung ha t diesen 
Bericht des Rechnungshofes zur Kenntnis genom­
men und am 31. Oktober 1968 beschlossen, dem 
Landtag folgenden Antrag vorzulegen: 

„1. Der Hechnungsabschluß des Landes Steiermark 
für das Rechnungsjahr 1956 wird genehmigt. 

2. Der Bericht des Rechnungshofes über das Er­
gebnis seiner Gebarungsübe'rprüfung wird zur 
Kenntnis genommen und dem Herrn Präsidenten 
des Rechnungshofes sowie den mit der Prüfung der 
Landesgebarung betraut gewesenen Organen des 
Rechnungshofes für ihre Überprüfungstätigkeit und 
die eingehende Berichterstattung der Dank ausge­
sprochen." 

Der Rechnungsabschluß wurde im Kontrollaus­
schuß und. im Finanzausschuß beschlossen. Im Na­
men beider Ausschüsse ersuche ich das Hohe Haus 
um Annahme des Antrages. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten, 
die ihm zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Wir gehen nun weiter zu den übrigen Tagesord­
nungspunkten. Der Antrag ist angenommen. 
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3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
den Bericht der Steiermärkischen Landesregierung, 
Einl.-Zl. 203, über die Gebarung der Landes-Hypo-
thekenanstalt für Steiermark im Geschäftsjahr 1957. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. K a a n. 

Ich erteile ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Dr. Kaan: Hoher Landtag! 
In der Einl.-Zl. 203 des Berichtes der Steiermärki­
schen Landesregierung über die Gebarung der Lan-
des-Hypothekenanstal t für Steiermark befindet sich 
der Antrag, diesen Bericht zu genehmigen. Dieser 
Bericht wurde im Kontroll- und im Finanzausschuß 
einer e ingehenden Prüfung unterzogen und ich 
stelle den Antrag, ihn genehmigend zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. Ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeordne­
ten, zum Zeichen ihrer Zustimmung eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der An t rag ist angenommen. 

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 204, betreffend den 
Ankauf der Liegenschaft Einl.-Zl. 117, KG. Stifting, 

Graz, Billrothstraße 20. 

Berichterstatter ist Abg. R a u c h . Ich erteile ihm 
das Wort . 

'Berichterstatter Abg. Rauch : Hoher Landtag! Es 
liegt die Regierungsvorlage, betreffend den Ankauf 
der Liegenschaft Einl.-Zl. 117, KG. Stifting, Graz, 
Billrothstraße 20, vor. Der Finanzausschuß hat sich 
mit der Vorlage eingehend beschäftigt und ist zu 
dem Enschluß gekommen, dem Hohen Haus zu 
empfehlen, folgenden Beschluß zu fassen: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: Der Bericht 
der Steiermärkischen Landesregierung über den An­
kauf des Besitzes, Graz, Billrothstraße 20, von der 
Republik Österreich zum Preise von 900.000 S zu­
züglich der für den Ankauf aufzuwendenden, mit 
e inem Höchstbetrag von 100.000 S festzusetzenden 
Nebengebühren, sowie der Bericht über die -Be­
deckung der für diesen Ankauf erforderlichen Mittel 
von insgesamt 1,000.000 S wird zur Kenntnis ge­
nommen und genehmigt." 

Ich ersuche das Hohe Haus, diesen Antrag anzu­
nehmen. 

Präsident: Wor tmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abst immung und ersuche die Abgeordne­
ten, zum Zeichen ihrer Zustimmung eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 206, betreffend die 
Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben zur Ge­
währung einer außerordentlichen Subvention an die 
Lurgrottengesellschaft in Graz, Schmiedgasse 11. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. F r e u n b i c h l e r . 
Ich erteile ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. DDr. Freunbichler: Hoher 
Landtag! Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sit­
zung am 15. Dezember 1958 mit der Vorlage der 
Steiermärkischen Landesregierung, Einl.-Zl. 206, 
betreffend die Genehmigung überplanmäßiger Aus­
gaben zur Gewährung einer außerordentlichen Sub­
vention an die Lurgrottengesellschaft beschäftigt. 
Dieser Vorlage liegt die Tatsache zugrunde, daß 
einerseits infolge der Überschwemmungen des ver­
gangenen Sommers größere Arbeiten in der Grotte 
selbst anfielen, andererseits aber auch die Besucher­
anzahl in diesem J ah r stark zurückgegangen ist. 
Aus diesen Gründen sind die Mittel der Lurgrotten­
gesellschaft so erschöpft, daß sie ihren Verpflichtun­
gen nicht mehr nachzukommen in der Lage ist. 

Da der im Landesvoranschlag 1958 für den wei­
teren Ausbau der Lurgrotte vorgesehene Kredit be­
reits verbraucht ist, wurde durch die Landesregie­
rung die Gewährung eines wei teren Förderungsbei­
trages von 20.000 S als überplanmäßige Ausgabe 
beschlossen. Dieser Betrag ist durch Überschüsse 
bei der Haushaltspost 87,88 der Steirischen Fern­
gasgesellschaft zu bedecken. 

Namens des Finanzausschusses stelle ich daher 
den Antrag, der Hohe Landtag wolle den Bericht 
der Steiermärkischen Landesregierung über die Be­
willigung dieser außerplanmäßigen Ausgabe sowie 
deren Bedeckung im Sinne des § 32 Abs. 2 der Lan­
desverfassung genehmigend zur Kenntnis nehmen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. Ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeordne­
ten, die ihm zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 207, betreffend die 
Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben für die 
Bestreitung der Reisekosten und Bekleidungspau­
schale für die auf Grund des Jugendwohlfahrtsge­

setzes zu übernehmenden Fürsorgerinnen der 
Gemeindeverbände. 

Berichterstatter ist Abg. H o f m a n n. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Hofmann: Hoher Landtag! 
Wir haben ein Jugendwohlfahrtsgesetz beschlossen 
und nach diesem Gesetz sollen am 1. Juli 1958 die 
Personal- und Sachaufwendungen der Jugendwohl­
fahrtsreferate bei den Bezirkshauptmannschaften 
durch das Land übernommen werden. Der Finanz­
ausschuß hat sich mit dieser Vorlage beschäftigt 
und hat beschlossen, den Antrag zu stellen: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: Der Be­
richt der Steiermärkischen Landesregierung über 
die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben von 
zusammen 146.000 S bei den Posten 513,12 „Reise-
und Übersiedlungsgebühren" und 513,13 „.Beklei­
dung und Ausrüstung" für die Bestreitung der Rei­
sekosten und Bekleidungspauschale der Fürsorge­
rinnen sowie deren Bedeckung wird im Sinne des 
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§ 32 Abs. 2 des Landesverfasisungsgesetzes geneh­
migend zur Kenntnis genommen." 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten, 
die ihm zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 211, betreuend Be­
deckung für überplanmäßige Ausgaben im Jahre 

1958. 

Berichterstatter ist Abg. Josef G r u b e r. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Gruber: Hohes Haus! Die 
Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 211, betrifft die Be­
deckung für überplanmäßige Ausgaben von 3'8 Mil­
lionen Schilling. 

Der Finanzausschuß hat sich am 15. Dezember 
mit dieser Vorlage eingehend beschäftigt und sie 
einstimmig beschlossen. Ich bitte daher im Namen 
des Finanzausschusses um die Annahme dieser Vor­
lage. 

Präsident:' Wir kommen zur Abstimmung. Ich er­
suche die Abgeordneten, die dem Antrag des Herrn 
Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 212, betreffend Ge­
nehmigung der Übernahme der Landeshaftung für 
das dem Steirischen Skiverband durch das Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau gewährte 

Darlehen von 180.000 S. 

Berichterstatter ist Abg, Ing. Hans K o c h . Ich 
erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Ing. Koch: Hohes Haus! Mit 
dieser Regierungsvorlage hat sich der Finanzaus­
schuß eingehend beschäftigt und ich habe in seinem 
Namen den Antrag zu stellen und das Hohe Haus 
zu bitten, diesem die Zustimmung zu erteilen: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: Der Öe-
richt der Steiermärkischen Landesregierung, die 
Landeshaftung für das dem Steirischen Skiverband 
durch das Bundesministerium für Handel und Wie­
deraufbau gewährte Darlehen von 180.000 S zu 
übernehmen, wird zur Kenntnis genommen und die 
Haftungsübernahme genehmigt." 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Antrag des Herrn Bericht­
erstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 215, betreffend Be­
willigung von außerordentlichen Versorgungsge­
nüssen an ehemalige Bedienstete des Landes Steier­

mark bzw. deren Hinterbliebene und Bewilligung 
von Ehrenrenten an Künstler und Personen, die sich 
um das steirische Kunstschaffen besonders verdient 

. gemacht haben. 

Berichterstatter ist Abg. Gottfried B r a n d 1. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Gottfried Brandl: Hohes 
Haus! Die Steiermärkische Landesregierung hat in 
ihren Sitzungen vom 28. April, 5. Mai und 16. Juni 
1958 beschlossen, dem Hohen Haus die Gewährung 
von außerordentlichen Versorgungsgenüssen bzw. 
Regelung derselben an ehemalige Bedienstete des 
Landes und deren Hinterbliebene und Bewilligung 
von Ehrenrenten an Künstler und Personen, die sich 
in wirtschaftlicher Notlage befinden und sich um 
das steirische Kunstschaffen besonders verdient ge­
macht haben, vorzuschlagen. Diese Personen sind: 

1. Brzezina-Birkenthall Zoe, 
2. Hohenscherer Ernst, 
3. Mauracher Ida, 
4. Steinlechner Berta, 
5. Warga Maria, 
6. Wistritschnik Adele. 

Der Finanzausschuß hat diese Anträge der Lan­
desregierung geprüft und ich bitte in seinem Namen 
das Hohe Haus um die Annahme des folgenden An­
trages: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: An fol­
gende ehemalige Landesbedienstete und an Perso­
nen, die sich um die Steiermark Verdienste erwor­
ben haben bzw. deren Hinterbliebene wird jeweils 
ein außerordentlicher Versorgungsgenuß bzw. eine 
Ehrenrente in der nachstehend angegebenen Höhe 
und Dauer bewilligt. 

1. Brzezina-Birkenthall Zoe, geboren am 11. Okto­
ber 1891, Witwe nach dem ehem. Landeseisenbahn-
direktor Hof rat Dr. Max Brzezina-Birkenthall, wohn­
haft in Graz-Kroisbach, Hilmteichstraße 117, über 
ihr Ansuchen mit Wirkung ab 1. Juli 1958 als Aus­
gleich ein außerordentlicher Versorgungsgenuß in 
Höhe von monatlich 600 S (sechshundert Schilling) 
bis zu dem Zeitpunkt, mit welchem durch eine Sta­
tutenänderung des Pensionsinstitutes der österrei­
chischen Privatbahnen die volle Angleichung der 
sogenannten „Altrenten" an die von den österrei­
chischen Bundesbahnen liquidierten Ruhegenußbe­
züge erfolgt. 

2. Hohenscherer Ernst, geboren am 21. November 
1912, ehemaliger Vertragsbediensteter, wohnhaft 
in Radkersburg, Langgasse 42, in Berücksichtigung 
seiner schweren Erkrankung, der hiedurch beding­
ten Erwerbsunfähigkeit sowie seiner wirtschaft­
lichen Notlage mit Wirkung ab 1. März 1956 gegen 
jederzeitigen Widerruf ein außerordentlicher Ver­
sorgungsgenuß von monatlich 200 S (zweihundert 
Schilling) einschließlich Wohnungsbeihilfe. 

3. Mauracher Ida, geboren am 9. Februar 1910, 
Witwe nach dem akademischen Bildhauer Professor 
Hans Mauracher, wohnhaft in Graz, IX., Waldhof­
straße 12, mit Wirksamkeit ab 1. September 1957 
unter Einrechnung des mit Regierungssitzungsbe* 
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Schluß vom 3. Dezember 1957, vom gleichen Zeit­
punkt bereits vorläufig gewährten und zur Anwei­
sung gebrachten monatlichen außerordentlichen Ver-
sorgungsgeniusses von 500 S, in Würdigung der 
künstlerischen Tätigkeit von Professor Mauracher 
als auch des von ihr dem Lande Steiermark über­
eigneten künstlerischen Nachlasses ihres Gatten, 
sin außerordentlicher Versorgungsgenuß von mo­
natlich 1300 S brutto (eintausenddreihundert Schil­
ling). 

4. Steinlechner Berta, geboren am 3. Dezember 
1880, wohnhaft in Graz, Schubertstraße 26 a, mit 
Wirksamkeit ab 1. April 1958, gegen jederzeitigen 
Widerruf, in Berücksichtigung der langjährigen 
Dienstzeit des Dr. Leo Steinlechner und ihrer der­
zeitigen wirtschaftlichen Notlage ein außerordent­
licher Versorgungsgenuß von monatlich 400 S (vier­
hundert Schilling). 

5. Warga Peter, geboren am 28. September 1940, 
Sohn des verstorbenen Fachinspektors Maria 
Warga, über Ansuchen des Peter Warga als Vor­
mund, mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 1958 gegen 
jederzeitigen Widerruf eine außerordentliche Wai­
senrente in Höhe von monatlich 300 S (dreihundert 
Schilling) bis zur Erlangung der Selbsterhaltungs­
fähigkeit, längstens jedoch bis zur Vollendung des 
21. Lebensjahres. 

6. Wistritschnik Adele, geboren am 2. August 
1923, wohnhaft in Graz, Herrandgasse 20, Witwe 
nach dem Vertragsbediensteten Dr. Erich Wistritsch­
nik, in Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Lage 
und ihrer Versorgungspflichten für die beiden Kin­
der Renate, geboren am 21. Jänner 1954, und Peter, 
geboren am 30. Juli 1956, für letztere mit Wirksam­
keit ab 1. März 1958 bis auf weiteres bzw. bis zur 
Erlangung der Selbsterhaltungsfähigkeit, längstens 
jedoch bis Vollendung des 21. Lebensjahres eine 
außerordentliche Waisenrente in Höhe der im Falle 
der erfolgten Pragmatisierung des verstorbenen 
Ehegatten in Betracht kommenden normalmäßigen 
Waisenrente. 

Die außerordentliche Waisenrente sitzt sich wie 
folgt zusammen: 

Waisenpension S 619'35 
Kinderzulage S 200'— 
Wohnungsbeihilfe S 30'— 
a.-o. Waisenrente S 849'35 
(achthundertvierzigneun 35/100 Schilling). 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bringe den 
Antrag des Herrn Berichterstatters zur Abstimmung 
und ersuche die Abgeordneten, die dem Antrag des 
Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Ich gebe bekannt, daß der Finanzausschuß wäh­
rend einer Unterbrechung der Landtagssitzung die 
Beratungen über die Regierungsvorlage, Einlauf-
Zahlen 218 und 220, und der Gemeinde- und Ver­
fassungsausschuß die Beratungen über die beiden 
gestern zugewiesenen Auslieferungsbegehren abge­
schlossen haben und im Hause antragstellend be­
richten können. 

Wir können daher entgegennehmen 

10. den Bericht des Finanzausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl.-Zl. 218, betreffend Dr. Fried­
lich Mayer, Landesregierungsrat, Aufhebung der 
Disziplinarstrafe der Hemmung der Vorrückung in 

höhere Bezüge. 

Berichterstatter ist Abg. Krempl. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Berichterstatter Abg. Krempl: Die Vorlage, Einl.-
Zl. 218, liegt Ihnen auf. Der Gemeinde- und Ver­
fassungsausschuß hat sich mit dieser Angelegenheit 
beschäftigt und ich darf das Hohe Haus bitten, die­
sen Antrag anzunehmen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bringe den 
Antrag des Herrn Berichterstatters zur Abstimmung 
und ersuche die Abgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

11. Mündlicher Bericht des Finanzauschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 220, betreffend die 
Haftung für Investitionskredite der steirischen Fern­
gasgesellschaft mit beschränkter Haftung, Graz, 

Burgring 16. 

Berichterstatter ist Abg. Gruber. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Berichterstatter Abg. Gruber: Hoher Landtag! Die 
Vorlage sieht vor die Übernahme der Haftung für 
einen weiteren Ausfallskredit. Die Vorlage lag dem 
Finanzausschuß am 9. Dezember 1958 vor und wurde 
einstimmig beschlossen. Ich beantrage die Annahme. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. Ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeordne­
ten, zum Zeichen ihrer Zustimmung eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

12. Mündlicher Bericht des Gemeinde- und Verfas­
sungsausschusses über das Ersuchen der Bundes­
polizeidirektion Graz, der behördlichen Verfolgung 
des Landtagsabgeordneten Josef Stöffler wegen Ver­
dachtes einer Verwaltungsübertretung nach der 

Kraftfahrverordnung 1955 zuzustimmen. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. Rainer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Dr. Rainer: Hoher Landtag! 
Der Gemeinde- und Verfassungsausschuß hat sich 
in seiner gestrigen Sitzung mit dem Ersuchen der 
Polizeidirektion Graz um Auslieferung des Land­
tagsabgeordneten Stöffler befaßt. Namens des Aus­
schusses stelle ich den Antrag: 

„Dem Ersuchen der Bundespolizeidirektion Graz, 
der behördlichen Verfolgung des Landtagsabgeord­
neten Josef Stöffler wegen Verdachtes einer Ver­
waltungsübertretung nach der Kraftfahrverordnung 
1955 zuzustimmen, wird über dessen Wunsch Rech­
nung getragen." 
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Präsident: Wortmeldung liegt keine vor, ich 
bringe daher den Antrag des Herrn Berichterstatters 
zur Abstimmung und ersuche die Abgeordneten, die 
dem Antrag des Berichterstatters zustimmen, eine 
Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

13. Mündlicher Bericht des Gemeinde- und Verfas­
sungsausschusses über das Ersuchen der Bundes­
polizeidirektion Graz, der behördlichen Verfolgung 
des Landtagsabgeordneten Otto Röber wegen Ver­
dachtes einer Verwaltungsübertretung nach Artikel 
VIII 1 b EGVG und einer Verwaltungsübertretung 

nach dem Kraftfahrgesetz 1955 zuzustimmen. 

Berichterstatter ist gleichfalls Abg. Dr. Rainer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Dr. Rainer: Hoher Landtag! 
Der Gemeinde- und Verfassungsausschuß hat sich 
in seiner gestrigen Sitzung auch mit diesem Ersu­
chen der Bundespolizeidirektion Graz beschäftigt. 
Namens des Ausschusses stelle ich folgenden An­
trag: 

„Dem Ersuchen der Bundespolizeidirektion Graz, 
der behördlichen Verfolgung des Landtagsabgeord­

neten Otto Röber wegen Verdachtes einer Übertre­
tung nach Art. VII 1 b des EGVG und einer Ver­
waltungsübertretung nach dem Kraftfahrgesetz 1955 
zuzustimmen, wird über dessen Wunsch Rechnung 
getragen." 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Antrag des Berichterstatters 
zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Bevor ich die Sitzung schließe, möchte ich die 
Gelegenheit wahrnehmen, allen Mitgliedern der 
Steiermärkischen Landesregierung und des Hohen. 
Hauses sowie unseren Mitarbeitern und namSns des 
Landtages der gesamten Bevölkerung des Landes 
Steiermark gesegnete Weihnachten und ein glück­
bringendes Jahr 1959 zu wünschen. ' 

Die nächste Landtagssitzung wird im schriftlichen 
Wege einberufen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung am 20. Dezember 1958 um 
17 Uhr 40 Minuten.) 

Steierm. Landesdrudcerei, Graz. — 787-58 
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